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Vorwort

Dr. Reinhold Mitterlehner
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend

Mehr Transparenz und Wettbewerb
Der kontinuierliche Ausbau von Erneuerbaren 
Energien, die steigenden Ansprüche an die 
Energieeffizienz und die laufende Umsetzung 
des Dritten Energiebinnenmarktpakets schaf-
fen zahlreiche Chancen und Herausforderun-
gen für den Energie-Standort Österreich. In 
diesem Zusammenhang setzt die E-Control 
flankierende Maßnahmen für einen kompeti-
tiven und versorgungssicheren Energiemarkt. 
Ihr Themenfeld umfasst insbesondere die 
Wettbewerbsaufsicht und die Netzregulie-
rung sowie die Schaffung von mehr Transpa-
renz und Information für die Endkunden.

Die vom Wirtschaftsministerium gesetzlich 
forcierte nationale Umsetzung des Dritten 
EU-Energiebinnenmarktpakets brachte auch 
im Jahr 2012 mehrere Neuerungen für Unter-
nehmen und Konsumenten. So ist es jetzt für 
Kunden noch leichter, den Strom- oder Gasan-
bieter zu wechseln, da die technischen Abläu-
fe besser geregelt und automatisiert worden 
sind. Unser Ziel ist es, dass die Konsumen-
ten von ihren Wechselmöglichkeiten stärker 
Gebrauch machen und damit nicht nur Geld 
sparen, sondern auch den Wettbewerb am 
Strom- und Gasmarkt ankurbeln. In diesem 
Sinne wurden auch die Informationen, die dem 
Kunden auf seiner Rechnung zur Verfügung zu 
stellen sind, überarbeitet und im Sinne einer 

höheren Transparenz verbessert. Darüber 
hinaus kann sich der Stromkunde aufgrund 
der strengen Kennzeichnungs-Verpflichtungen 
noch leichter gegen Atomstrom aussprechen 
und so den Markt entsprechend steuern.

Mit dem 2011 novellierten Ökostromgesetz, 
das 2012 in wesentlichen Teilen in Kraft ge-
treten ist, setzen wir auf einen ambitionierten 
und zugleich effizienten Ausbau Erneuer-
barer Energien. Umfragen zeigen, dass die 
Österreicher bereit sind, mehr für nachhaltig 
erzeugten Strom zu bezahlen. Gleichzeitig 
müssen wir ein Ausufern des Umlagesystems 
vermeiden und Energie leistbar halten. Daher 
deckeln wir anders als in Deutschland die 
jährliche Fördersumme und haben degressi-
ve Elemente in der Tarifförderung etabliert, 
um den Weg in Richtung Marktreife weiter zu 
forcieren. In Kombination mit den verstärkten 
Anstrengungen im Bereich der Energieeffi-
zienz trägt der Ökostrom-Ausbau dazu bei, 
dass die Energiewende in Österreich erfolg-
reich vorangetrieben wird.

Im Jahr 2012 haben das Wirtschaftsministeri-
um und die E-Control in Abstimmung mit dem 
Sozialministerium die Rahmenbedingungen 
zur Einführung intelligenter Stromzähler in 
Österreich festgelegt. Gemäß den Vorgaben 
der Europäischen Union sollen die „Smart 



5

Meter“ dazu beitragen, den Elektrizitätsmarkt 
offener und effizienter zu machen, wobei 
gleichzeitig die technischen Herausforderun-
gen durch volatile Ökostrom-Einspeisungen 
leichter bewältigt werden können. Zudem 
hat der Stromkunde die Möglichkeit, seinen 
Verbrauch regelmäßig und vor allem zeitnah 
zu kontrollieren. Durch eine entsprechende 
Anpassung des Verbrauchsverhaltens verrin-
gert sich der Stromverbrauch und sinken die 
Energiekosten.

Im Gasbereich gilt seit Ende 2012 das neue 
„Entry-Exit-Modell“. Damit fallen im Fernlei-
tungssystem die Tarife für die Nutzung des 
Gasnetzes transport- und streckenunabhängig 
sowie nur noch für die Ein- und Ausspeisung 
an. Davon profitiert der Gashandel, da nur 
mehr an einem virtuellen Punkt im Netz gehan-
delt wird und es somit mehr Wettbewerb gibt. 
Zusätzlich kann Österreich so seine Drehschei-
benfunktion am internationalen Gasmarkt 
ausbauen. Als Brückenenergieträger leistet 
Erdgas einen wichtigen Beitrag zur Absiche-
rung des Ausbaus Erneuerbarer Energien und 
für die Versorgungssicherheit insgesamt.

Der Spritpreisrechner, den die E-Control im 
Auftrag des Wirtschaftsministeriums betreibt, 
hat sich auch im Vorjahr positiv entwickelt. 
Täglich informieren sich zehntausende Auto-

fahrer über die günstigsten Tankmöglichkei-
ten in Österreich. Damit sorgen wir für mehr 
Transparenz im Sinne der Kunden und stär-
ken gleichzeitig den Wettbewerb am Treib-
stoffpreismarkt.
 
Der vorliegende Tätigkeitsbericht 2012 stellt 
die Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte der 
E-Control detailliert dar. Dazu kommen zahl-
reiche wichtige Zahlen, Daten und Fakten zur 
Energiewirtschaft. In diesem Sinne wünsche 
ich allen Interessierten eine spannende Lek-
türe und der E-Control viel Erfolg bei ihrer wei-
teren Arbeit.

Dr. Reinhold Mitterlehner			 
Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend
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Der vorliegende Tätigkeitsbericht 2012 der 
E-Control Austria, welche seit 2011 eine – 
teils hoheitlich, teils nichthoheitlich tätige 
– Anstalt öffentlichen Rechts mit drei Orga-
nen (Vorstand, Regulierungskommission, Auf-
sichtsrat) ist, zeigt deutlich, dass der Umfang 
der (qualitativ weitgehend europarechtlich 
vorgegebenen) Aufgaben der E-Control im 
vergangenen Jahr quantitativ neuerlich ge-
wachsen ist, und zwar sowohl national als 
auch international. Insbesondere auch das 
neue Marktmodell Gas (Gaswirtschaftsgesetz 
November 2011) hat (auch in dieser Hinsicht) 
deutliche Spuren hinterlassen.

Als Vorsitzender der Aufsichtsbehörde habe 
ich nicht bloß im Zuge der Aufsichtsratssit-
zungen, sondern auch – und sogar noch viel 
öfter – in vielen Gesprächen (insbesondere 
auch „Nichtgesprächen“) mit Organen und 
mit Dienstnehmern der E-Control, mit Markt-
betroffenen und mit anderen „Insidern“ die 
Gewissheit gewonnen, dass die Arbeit der 
E-Control insgesamt auch 2012 wieder eine 
sehr gute und erfolgreiche war.

Dafür möchte ich als Aufsichtsratsvorsitzen-
der dem Vorstand und seinem Team, der Re-
gulierungskommission, den Betriebsratsver-

o. Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß
Generaldirektor für Wettbewerb a. D.
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tretern und Mitgliedern im Aufsichtsrat sowie 
dem (auch) für das Energiewesen zuständigen 
Bundesminister, Herrn Dr. Reinhold Mitterleh-
ner, und seinen Beamten ausdrücklich Danke 
sagen und gleichzeitig um weitere Unterstüt-
zung auch im laufenden Jahr 2013 bitten.

o. Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß			 
Generaldirektor für Wettbewerb a.D.
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Das Jahr 2012 war für die E-Control und die 
gesamte Branche ein sehr arbeitsreiches und 
herausforderndes Jahr, sowohl im Gas- als 
auch im Strombereich. 

Ein bestimmendes Thema 2012 war die Ener-
giewende in Deutschland, die seit der Atom
katastrophe 2011 in Fukushima intensiv 
vorangetrieben wird. Der Ausbau der Erneuer-
baren Energie ist eine große Herausforderung 
für das gesamte System der Energieversor-
gung und hat vielfache Auswirkungen – nicht 
nur auf Deutschland, sondern auch auf dessen 
Nachbarländer (darunter auch Österreich). Die 
Konsequenzen der deutschen Energiewende 
machen deutlich, dass es in Europa im Ener-
giebereich eine bessere europäische Zusam-
menarbeit und Koordination benötigt. 

Die Umsetzung des dritten EU-Pakets und die 
Weiterentwicklung des europäischen Energie-
binnenmarktes sind der E-Control ein wichti-
ges Anliegen. Bis 2014 soll der EU-Energie-
binnenmarkt endlich verwirklicht sein. Die 
E-Control wird sich auch weiterhin intensiv 

auf EU-Ebene und in der Agentur für die Zu-
sammenarbeit der Energieregulierungsbehör-
den (ACER) engagieren. 

Ein Schwerpunkt unserer Arbeit auf europäi
scher Ebene ist darüber hinaus die EU-Ver-
ordnung über „Integrität und Transparenz 
des Energiemarktes“ (REMIT) gewesen, die 
seit Dezember 2011 in Kraft ist und bei der 
es nun um die konkrete Umsetzung geht. 

Im Gasbereich lag der Fokus auf den Arbeiten 
am neuen österreichischen Gasmarktmodell. 
Dieses bedeutet die größten Veränderungen 
für die Gasbranche seit der Liberalisierung 
des Gasmarktes 2002. Für die Gaskunden 
sind die Effekte des neuen Marktmodells po-
sitiv: Es ist mit neuen Anbietern, mehr Wett-
bewerb und folglich niedrigeren Gaspreisen 
zu rechnen.

Von günstigeren Energiepreisen könnten vie-
le Konsumenten auch profitieren, wenn sie 
zu alternativen Strom- oder Gaslieferanten 
wechseln würden. Der E-Control ist es daher 

DI Walter Boltz
Vorstand der Energie-Control Austria
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wichtig, die Konsumentinnen und Konsumen-
ten über ihre Rechte im freien Strom- und Gas-
markt zu informieren und gleichzeitig zu ermu-
tigen, diese auch zu nützen. Dazu wurde im 
Herbst 2012 eine österreichweite Beratungs-
tour gestartet, bei der Experten der E-Control 
in Gemeinden in allen Bundesländern vor Ort 
Beratungen zu diesen Themen boten. Darüber 
hinaus setzte sich die E-Control 2012 konse-
quent für eine weitere Stärkung der Rechte 
der Energiekonsumenten ein.

Die Zusammenarbeit mit der Branche und an-
deren Partnern verlief im vergangenen Jahr in 
einem konstruktiven und sachlichen Klima. 
Der E-Control ist es wie immer wichtig, alle 
Betroffenen in einem offenen und transparen-
ten Prozess bestmöglich einzubinden. Durch 
die gute Kooperation konnten 2012 mehrere 
Weichenstellungen für den österreichischen 
Energiemarkt auf den Weg gebracht werden. 

Ich möchte mich an dieser Stelle bei unseren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei unse-
ren Partnern, Wegbegleitern und der gesam-

ten Branche für das Engagement und die Zu-
sammenarbeit bedanken. 

Wir haben ein spannendes und arbeitsintensi-
ves Jahr hinter uns. Das neue Jahr wird nicht 
minder spannend werden. Ich freue mich 
schon auf die gemeinsame Bewältigung der 
neuen Herausforderungen im Jahr 2013.

DI Walter Boltz
Vorstand Energie-Control Austria 
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Mag. (FH) Martin Graf, MBA
Vorstand der Energie-Control Austria

2012 war ein spannendes, intensives und von 
verschiedensten Themen geprägtes Jahr. Die 
E-Control hat zahlreiche Projekte auf den Weg 
gebracht, viele lange Diskussionen geführt 
und wichtige Weichenstellungen eingeleitet. 

Ein immer wiederkehrendes Thema 2012 
war die Diskussion um digitale Stromzähler 
(Smart Meter). Bis 2019 sollen 95 Prozent 
der österreichischen Haushalte die digitalen 
Stromzähler besitzen. Die E-Control begrüßt 
die Einführung, da Konsumenten damit erst-
mals zeitnah über ihren Stromverbrauch Be-
scheid wissen und entsprechende Einspa-
rungspotenziale heben können. Außerdem 
sind Smart Meter ein wichtiger Baustein auf 
dem Weg zu intelligenten Stromnetzen und 
hin zur Energiewende. Mit der DAVID-VO (Da-
tenformat- und Verbrauchsinformationsdar-

stellungs-Verordnung) hat die E-Control im 
September vergangenen Jahres den letzten 
Pfeiler für die Einführung von Smart Meter im 
Strombereich eingeschlagen. In der Verord-
nung wird geregelt, wie Kunden schnell und 
sicher Informationen über ihren Stromver-
brauch und ihre Kosten erhalten. 

Große Aufmerksamkeit wurde auch dem The-
ma Stromkennzeichnung zuteil. Seit 2002 
müssen Stromlieferanten auf den Stromrech-
nungen sowie den Werbe- und Informations-
materialien ausweisen, aus welchen Energie-
trägern der von ihnen gelieferte Strom erzeugt 
wurde. 2012 wurde die im September 2011 er-
lassene Stromkennzeichnungsverordnung der 
E-Control, mit der die Transparenz für die Kon-
sumenten erhöht wird, erstmals angewendet. 
Auch im vergangenen Jahr zeigte sich, dass es 
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den heimischen Haushalten wichtig ist, zu wis-
sen, wo ihr Strom herkommt. Die Konsumenten 
können sich dabei auf die strengen und trans-
parenten Regelungen der Stromkennzeich-
nung, der Umsetzung dieser Regeln durch die 
Stromlieferanten und der jährlich stattfinden-
den Überprüfung durch die E-Control verlassen.

Energieeffizienz ist der Schlüssel zur Errei-
chung aller energie- und klimarelevanten Ziel-
setzungen und ist für eine nachhaltige Energie-
versorgung unerlässlich. Die E-Control hat sich 
daher 2012 verstärkt dem Thema Energieef-
fizienz gewidmet und wird sich auch im heu-
rigen Jahr stark in die Diskussion einbringen. 

2012 wurden intensive Verhandlungen über 
die nächste Regulierungsperiode ab 2014 
geführt. Hier haben wir uns um einen tragfä-

higen Kompromiss bemüht, aber auch darauf 
geachtet, dass sich die Mehrbelastungen für 
die Endkunden auf einem vertretbaren Niveau 
befinden.

2013 wird kein Spaziergang, es stehen uns 
viele Herausforderungen bevor. Ich bin aber 
zuversichtlich, dass wir alle Projekte zusam-
men mit der Branche gut voranbringen, und 
freue mich auf die gemeinsame Bewältigung. 

Mag. (FH) Martin Graf, MBA
Vorstand Energie-Control Austria 
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Preis- und Mengenentwicklung in 2012

Strommarkt
Verbrauchsentwicklung
Die inländische Nachfrage an elektrischer 
Energie war 2012 mit einer Zuwachsrate 
von rd. 1,0 % wieder deutlich höher als im 
Vorjahr, wobei alleine auf den Schalttag rd. 
0,3 Prozentpunkte entfielen. Die Auswirkung 
der anderen, für die Verbrauchsentwicklung 
wesentlichen Einflussfaktoren ist für 2012 
schwieriger festzumachen. Bei der Stromver-
brauchsentwicklung ist festzuhalten, dass in 
jedem Quartal ein Zuwachs gegenüber dem 
Vergleichszeitraum des Vorjahres zu verzeich-
nen war, wobei die Entwicklung der einzelnen 
Monate sehr unterschiedlich war: In fünf 
Monaten waren Verbrauchsrückgänge zu ver-
zeichnen, wobei im März mit einem Rückgang 

um 1,7 % oder 0,1 TWh der höchste und im 
Mai mit 0,5 % der niedrigste Rückgang gege-
ben waren. In den anderen sieben Monaten 
waren Zuwächse zwischen 1,0 % im August 
und 2,0 % im Juni, mit einem Extremwert von 
8,2 % im Februar zu verzeichnen.

Auffällige Trends waren bei der Stromver-
brauchsentwicklung in den ersten drei Quar-
talen 2012 nicht festzustellen, auch wenn 
das BIP in allen Quartalen gestiegen ist. Die 
schwache Konjunktur und die Temperatur-
entwicklung haben beide zu einem nur mäßi-
gen Stromverbrauchszuwachs geführt.

Die Verbrauchsentwicklung war in den beiden 
Bereichen Öffentliches Netz und Gesamte 

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

    / Maßgebliche Entwicklungen im Jahr 2012

MaSSgebliche 
Entwicklungen im 
Jahr 2012

Quelle: E-Control, OeNb, ZAMG, WIFO

Einflussfaktoren des Inländischen stromverbrauchs in %, Grad C

Abbildung 1
Einflussfaktoren des Inland-

stromverbrauchs
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Versorgung unterschiedlich: Für den Strom-
bezug ist ein Zuwachs um 1,2 % zu verzeich-
nen, der damit recht deutlich über dem ge-
samten Verbrauchsanstieg von 1,0 % liegt. 
Dementsprechend ist anzunehmen, dass der 
Stromverbrauch der kleineren und mittleren 
Abnehmer, und hier insbesondere der Haus-
halte, zum Teil deutlich gestiegen, während 
der Stromverbrauch der großen (industriellen) 
Stromverbraucher tendenziell stagnierend 
bzw. rückläufig gewesen sein dürfte.

Entwicklung der Stromaufbringung
Nachdem im Vorjahr ein auch im langjährigen 
Vergleich schlechtes Wasserdargebot gege-
ben war, das sich in einem Erzeugungskoeffi-
zienten von 0,88 ausgedrückt hat, war 2012 
wieder ein sehr gutes Wasserjahr: Für das 
gesamte Jahr 2012 lag der Erzeugungskoeffi

zient der großen Laufkraftwerke bei 1,11. 
Dementsprechend war die Erzeugung der 
Laufkraftwerke um rd. ein Viertel und die
jenige der Speicherkraftwerke um ein knap-
pes Drittel höher als 2011. Demgegenüber 
ging die Stromerzeugung aus Wärmekraftwer-
ken um knapp ein Füntel zurück und der Im-
portüberschuss wurde auf rd. ein Drittel des 
Vorjahreswertes reduziert.

Das gute Wasserdargebot hat bei den Speicher
kraftwerken nicht zu einem deutlich höheren 
Speicherstand zum Ende des Berichtszeit-
raumes geführt, da die Erzeugung sehr hoch 
war. Deshalb waren die Speicherstände zum 
Jahresende etwas geringer wie im Vorjahr. Die 
Brennstoffvorräte waren demgegenüber mit 
einem Wärmeäquivalent von rd. 1,5 TWh deut-
lich höher als zum Jahresende 2011.

Quelle: E-Control

Aufbringung in der gesamten Elektrizitätsversorgung in GWh

Abbildung 2
Monatliche Stromaufbringung
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Entwicklung der Ökostrommengen
In den Jahren 2002 bis 2010 gab es ein 
kontinuierliches Mengenwachstum an gemäß 
Ökostromgesetz geförderten sonstigen Öko-
stromtechnologien (exklusive Kleinwasserkraft). 
Im Jahr 2011 gab es jedoch einen leichten 
Rückgang beim geförderten sonstigen Öko
strom. Die Mengen (aus Windkraft, Biomasse 
fest, Biogas, Biomasse flüssig, Photovoltaik) 
sind im Zeitraum von 412 GWh im Jahr 2002 auf 
4.464 GWh im Jahr 2011 gestiegen. Verglichen 
mit dem Jahr 2010 ist der sonstige Ökostrom 
von 4.647 GWh auf 4.464 gefallen. Mengen-
mäßig am stärksten ausschlaggebend ist eine 
verringerte Einspeisung aus Windkraftanlagen.

Die Mengen an von der OeMAG abgenomme-
ner geförderter Kleinwasserkraft schwankten 
in den vergangenen Jahren teils beachtlich. 

Von 2004 bis 2009 gingen diese stark zurück, 
da viele Kleinwasserkraftbetreiber aufgrund 
des steigenden Marktpreises das Einspeise-
tariffördersystem der OeMAG verlassen und 
ihren Strom auf dem freien Markt verkaufen 
bzw. ist die Abnahme von bestehenden Klein-
wasserkraftanlagen zu Einspeisetarifen mit 
Ende 2008 ausgelaufen. Gegenläufig zu die-
sem Trend hatte sich die Menge an von der 
OeMAG abgenommener Kleinwasserkraft 
von 2009 auf 2010 mehr als verdoppelt. Von 
2010 auf 2011 kam es erneut zu einer Re-
duktion, wobei die abgenommene Menge von 
1.258 GWh auf 988 GWh gesunken ist.

Die bisher verfügbaren Daten für 2012 zeigen 
(bis inklusive zweitem Quartal 2012) für sons-
tigen Ökostrom eine höhere Einspeisung als 
im Vergleichszeitraum des Jahres 2011.

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

    / Maßgebliche Entwicklungen im Jahr 2012

Quelle: E-Control, OeMAG

unterstützte ökostrommengen 2002 bis 2011 in GWh

Abbildung 3
Von der OeMAG (ÖKO-BGVs) 
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*) 	 bezogen auf die Gesamtabgabemenge aus öffentlichen Netzen an Endverbraucher von 29.988 GWh für das 	1. Halbjahr 2012 	
		 (vorläufiger Wert)
**) 	bezogen auf die Gesamtabgabemenge aus öffentlichen Netzen an Endverbraucher von 29.432 GWh für das 1. Halbjahr 2011	
		 (vorläufiger Wert)							     
	

Ökostrom – Einspeisemengen und Vergütungen in Österreich 
1. HJ 2012 sowie Vergleich zum 1. HJ 2011

		  Einspeise-	 Vergütung	 Geförderter	 Durchschnitts-
		  mengen	 netto	 Ökostrom-	 vergütung
		  in GWh	 in Mio. EUR	 Einspeiseanteil 	  in Cent/kWh
				    in % an der	
				    Gesamt-		
Energieträger			   abgabemenge

1. HJ 2012			   *)

Kleinwasserkraft (unterstützt)	 482	 26,6	 1,6 %	 5,53

Sonstige Ökostromanlagen	 2.684	 301,6	 8,9 %	 11,24

Windkraft	 1.357	 107,7	 4,5 %	 7,93

Biomasse fest inkl. Abfall mhbA	 1.001	 139,8	 3,3 %	 13,97

Biomasse gasförmig	 277	 39,7	 0,9 %	 14,34

Biomasse flüssig	 0,3	 0,03	 0,001 %	 12,48

Photovoltaik	 33	 13,4	 0,11 %	 40,93

Deponie- und Klärgas	 17	 1,0	 0,06 %	 6,22

Geothermie	 0,4	 0,02	 0,001 %	 5,02

Gesamt Kleinwasserkraft und	 3.166	 328,2	 10,6 %	 10,37	
Sonstige Ökostromanlagen

1. HJ 2011			   **)

Kleinwasserkraft (unterstützt)	 543	 31,6	 1,8 %	 5,81

Sonstige Ökostromanlagen	 2.268	 257,4	 7,7 %	 11,35

Windkraft	 977	 75,8	 3,3 %	 7,76

Biomasse fest inkl. Abfall mhbA	 986	 134,3	 3,4 %	 13,61

Biomasse gasförmig	 260	 36,7	 0,9 %	 14,13

Biomasse flüssig	 7	 0,9	 0,02 %	 13,26

Photovoltaik	 16	 8,2	 0,06 %	 50,17

Deponie- und Klärgas	 21	 1,5	 0,07 %	 7,02

Geothermie	 0,6	 0,03	 0,002 %	 5,48

Gesamt Kleinwasserkraft und	 2.811	 289,0	 9,6 %	 10,28
Sonstige Ökostromanlagen

Quelle: OeMAG, Februar 2012 – vorläufige Werte

Tabelle 1
Ökostromeinspeisemengen 
und -vergütungen im 1. Halb-
jahr 2012 im Vergleich zum 
1. Halbjahr 2011
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Ausschlaggebend dafür ist hauptsächlich der 
erneute Anstieg der Einspeisung aus Windkraft. 
Die Gesamtabgabemenge im öffentlichen Netz 
ist von 9,6 % auf 10,6 % im Vergleichszeitraum 
1. Quartal 2012 und 1. Quartal 2011 gestie-
gen. Und das, obwohl im selben Zeitraum auch 
die Gesamtabgabemenge aus dem öffentlichen 
Netz an Endverbraucher von 29.432 GWh auf 
29.998 GWh gestiegen ist.

Ökostrom soll weiter stark ausgebaut werden. 
Das Ökostromgesetz beinhaltet konkrete Aus-
bauziele (§ 4). Diese zielen für den Zeitraum 
2010 bis 2020 auf den Ausbau der Erneu-
erbaren ab: um 1.000 MW Wasserkraft (bzw. 
eine zusätzliche Stromerzeugung von 4 TWh), 
um 2.000 MW Windkraft (bzw. eine zusätz-
liche Stromerzeugung von etwa 4 TWh), für 
den Fall entsprechender Rohstoffverfügbar-
keit 200 MW Biomasse (bzw. eine zusätzli-
che Stromerzeugung von etwa 1,3 TWh) und 
1.200 MW Photovoltaik (bzw. eine zusätzliche 
Stromerzeugung von etwa 1,2 TWh).

Weiters legt das Ökostromgesetz (§ 4 Abs. 2) 
fest, dass 15 % der Abgabe an Endverbrau-
cher aus öffentlichen Netzen aus Anlagen 
stammen, für die eine Kontrahierungspflicht 
der OeMAG oder ein Anspruch auf einen In-
vestitionszuschuss besteht. Dieser Zielwert 
beinhaltet die Stromerzeugungsmengen aus 
neu errichteten Klein- und mittleren Wasser-
kraftanlagen sowie die Strommengen, die 
durch Optimierungen und Erweiterungen von 
bestehenden Kleinwasserkraftanlagen seit 

Inkrafttreten des Ökostromgesetzes 2002 
zusätzlich erzeugt wurden. Strom aus Was-
serkraftanlagen mit einer Engpassleistung 
größer 20 MW wird hier nicht berücksichtigt.

Aufgrund der Förderung mittels Investitionszu-
schüssen für kleine und mittlere Wasserkraft 
sowie der Einspeisetarife für kleine Wasser-
kraft ist ein Anstieg der Projekte zu erwarten. 

Im Bereich der Windkraft darf aus zwei Grün-
den mit einem starken Zuwachs der installier-
ten Leistung gerechnet werden. Zum einen ist 
dies der Wartelistenabbau, wodurch Projekte 
im Umfang von 472 MW eine sofortige För-
derzusage erhalten haben, und zum anderen 
sind das die beschlossenen Tarife für das 
2. HJ 2012 und das Jahr 2013. In Kombination 
mit der Aufstockung der Fördermittel (11,5 
Mio. Euro sowie ein Anteil am Resttopf) ist zu 
erwarten, dass das Ziel des zusätzlichen Aus-
baus der Windkraft in Höhe von 700 MW bis 
zum Jahr 2015 bzw. 1.000 MW bis zum Jahr 
2020 erfüllt werden wird.

Relativ hohe Kosten der Anlagenerrichtung 
und der Betriebs- und Rohstoffkosten haben 
zu einer Stagnation der installierten Kapazi-
täten von Biogas und „fester Biomasse“ ge-
führt. Vor allem sehr hohe und volatile Brenn-
stoffkosten haben zu unverhältnismäßig 
hohen Stromerzeugungskosten geführt. Auch 
für das Jahr 2011 wurde wieder ein Rohstoff-
kostenzuschlag für Biogas-Anlagen, die vor 
dem Jahr 2009 bereits im Vertragsverhältnis 
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mit der OeMAG standen, beschlossen. Dieser 
betrug 2 Cent/kWh. Im Bereich Biomasse 
und Biogas fließt in die Prognose zur Zielerrei-
chung bis 2015 ein zusätzlicher Ausbau von 
100 MW bzw. 600 GWh von vorwiegend geför-
derten Biomasseanlagen ein. Das ÖSG 2012 
sieht bis zum Jahr 2020 einen zusätzlichen 
Ausbau von insgesamt 200 MW im Bereich 
Biomasse und Biogas vor. 

Nach derzeitigem Stand der Prognosen wird 
der Anteil der Erneuerbaren an der Abgabe-
menge an Endverbraucher aus öffentlichen 
Netzen bis zum Jahr 2015 17,7 % betragen, 
womit das 15-%-Ziel übererfüllt wäre.

In der Vergangenheit sind in Österreich so-
wohl der Stromverbrauch 1 an sich sowie auch 
die erzeugten Mengen gestiegen. So wurden 
im Jahr 1990 im öffentlichen Netz 43,5 TWh 
Strom (inklusive Pumpstrom, Netzverluste, 
Eigenverbrauch Kraftwerke) verbraucht und 
44,1 TWh Strom produziert, der Anteil Strom 
aus Erneuerbaren am Verbrauch lag bei 70 %. 

Bis zum Jahr 2011 stieg die verbrauchte 
Menge um 48 % an. 2011 wurden 64,8 TWh 
Strom (inklusive Pumpstrom, Netzverluste, Ei-
genverbrauch Kraftwerke) verbraucht und es 
wurden 56,6 TWh Strom produziert. Der Anteil 
der Erneuerbaren lag im Jahr 2011 bei 63 %.

1 	 Die Daten zum Stromverbrauch beziehen sich auf die Statistiken der E-Control. Der Stromverbrauch setzt sich zusammen aus 
	 Bruttostromerzeugung + physikalische Importe – physikalische Exporte. Der Anteil Pumpstrom ist inkludiert.

Quelle: E-Control

stromerzeugung und stromverbrauch in GWh

Abbildung 4
Stromerzeugung und Strom-
verbrauch – öffentliches 
Netz 1990 bis 2011 
(Stand 8. 8. 2012)
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Großhandelspreisentwicklung Strom
Das Jahr 2012 war am Kassa- und Termin-
markt ein verhältnismäßig günstiges Jahr. Im 
Kassamarkt gab es zwar Anfang des Jahres 
aufgrund der Witterungsbedingungen und 
Kraftwerkssituation Preisausschläge, diese 
preistreibenden Tendenzen waren aber von 
lediglich kurzer Dauer. Im Frühjahr fielen die 
Preise für Base-Day-ahead-Lieferungen auf 
rund 40 EUR/MWh und waren damit weit güns-
tiger als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. 
Ähnlich wie im Vorjahr kam mit Herbstbeginn 
der Anstieg der Preise, allerdings ebenfalls auf 
ein niedrigeres Niveau als im Vorjahr. Volatile 

Windeinspeisung sowie Nachfrageschwankun-
gen sorgten in dieser Phase für größere Volati-
lität als noch im Frühjahr oder Sommer. 

Am Terminmarkt 2012 setzte ein regelrechter 
Preisverfall ein. Wurde zu Beginn des Jahres 
der 2013-Jahres-Grundlast-Kontrakt noch bei 
rund 52 EUR/MWh gehandelt, so endete das 
Jahr bei einem Tiefstwert von gut 45 EUR/
MWh. Damit näherte sich das Jahresband ge-
gen Ende des Jahres, wie zu erwarten, dem 
Spotmarktpreis an. Entscheidend für die fal-
lende Preiserwartung der Händler waren ver-
mutlich sowohl Faktoren auf der Angebots- als 

Quelle: EXAA, Berechnungen E-Control

preisentwicklung des exaa base index, 7-Tage gleitender Durchschnitt in eur/MWh

Abbildung 5
Preisentwicklung am Spot-

markt Strom der EXAA, Base 
Index im 7-Tage gleitenden 
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auch auf der Nachfrageseite. Nachdem Prog-
nosen für das Wirtschaftswachstum in der EU 
vor allem im 4. Quartal für das Jahr 2013 und 
2014 nach unten korrigiert worden waren, be-
einflusste dies die Einschätzung der zu erwar-
tenden Nachfrage. Andererseits wurden die 
Jahreskontrakte anderer Primärenergieträger, 
allen voran Kohle und Gas, auf einem stabilen 
oder zeitweilig günstigen Niveau gehandelt.

Sowohl im kurzfristigen wie auch im langfristi-
gen Markt hatte das historisch niedrige Niveau 
der CO2-Zertifikatspreise einen erheblich preis-
senkenden Einfluss. So lag der Kontrakt mit 

Fälligkeit Mitte Dezember 2012 durchwegs 
und streckenweise deutlich unter 10 EUR/t. 
So notierte zum Beispiel im Mai 2012 der CO2-
Kontrakt im Durchschnitt bei lediglich 6,75 
EUR/t, im Gegensatz dazu wurden im Jahr 
2010 und 2011 respektable Durchschnitts-
werte von 15,58 bzw. 13,83 EUR/t erreicht. 
Grund für diesen Preisverfall ist der durch 
die wirtschaftliche Entwicklung bedingte Zer-
tifikatsüberschuss. Aus diesem Grund gibt es 
nun auf europäischer Ebene Diskussionen, 
wie und ob das Europäische Emissionshan-
delssystem modifiziert werden soll. 

Quelle: EEX

preisentwicklung am eex-terminmarkt 2012 in EUR/Mwh

Abbildung 6
Preisentwicklung am Termin-
markt Strom der EEX, Base- 
Kontrakt für die Lieferjahre 
2013 bzw. 2014
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Endkundenpreisentwicklung Strom
Die Energiepreise sind seit der Liberalisie-
rung des Strommarktes im Jahr 2001 nicht 
reguliert. Behördlich festgelegt werden die 
Systemnutzungstarife (durch die Regulie-
rungsbehörde) sowie Steuern und Abgaben 
(durch Bund, Länder, Gemeinden). Die Sys-
temnutzungstarife werden bis auf den Mess
preis, der als Höchstpreis definiert ist, als 
Festpreise festgesetzt. Die Netzbetreiber 
können somit den Messpreis auch niedriger 
ansetzen, haben dabei jedoch alle Kunden 
gleich zu behandeln; d. h., je Zählertyp ist ein 
einheitlicher Preis allen Netzkunden in Rech-
nung zu stellen. 

Haushaltskunden 
Die Entwicklung des Strompreises von Haus-
haltskunden wird anhand des Strom-VPI in 
Abbildung 7 dargestellt. Berücksichtigt wer-
den dabei die Gesamtkosten, d. h. Energie-
preis, Kosten für die Netznutzung sowie die 
Steuern und Abgaben, die von Endkunden zu 
zahlen sind. 

Vor und zu Beginn der vollständigen Markt
öffnung im Oktober 2001 ist der Gesamt-
preis vor allem aufgrund des beginnenden 
Wettbewerbs gesunken. Der davor deutlich 
erkennbare Anstieg im Juni 2000 ist auf die 
Verdoppelung der Energieabgabe zurückzu-

Quelle: Statistik Austria, E-Control

Entwicklung des Strom-Verbraucherpreisindex  

Abbildung 7
Entwicklung des Strom-VPI 
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führen. Seit Beginn 2002 bis Ende 2008 ist 
die Entwicklung steigend, unterbrochen nur 
durch die Senkungen der Systemnutzungs-
entgelte, welche in der Regel zum Jahresbe-
ginn von der Regulierungskommission neu 
verordnet werden. Anfang 2003 verursachte 
die Einführung der Öko- sowie KWK-Zuschläge 
einen weiteren Anstieg des Gesamtpreises. 
Seit Beginn 2009 bewegen sich die Preise 
infolge der Wirtschaftskrise seitwärts mit 
leichten Schwankungen. Die Preissenkungen 
infolge der Netztarifsenkungen oder auch 
wie am Beginn 2012 verstärkt durch die Öko-
stromkostenreduktion wurden schnell durch 
die Energiepreiserhöhung einiger Lieferanten 
eingeholt. Mit 1. Jänner 2012 wurde der Ver-
rechnungspreis für Ökostrom gesenkt, was 
nur von einigen Lieferanten an die Kunden 
weitergegeben wurde. Die Umstellung des 
Ökostromfördersystems mit 1. Juli 2012 hat 
gewisse Kostenerhöhungen für Haushalts-
kunden bewirkt, welche auch teilweise auf die 
geringere oder gar keine Weitergabe der da-
durch entfallenen Kosten (Mehraufwendun-
gen §19 ÖkostromG) einiger Lieferanten an 
ihre Kunden zurückzuführen ist. 

Somit erreichte der VPI Strom Mitte des Jah-
res den höchsten Stand seit 1999. Danach 
waren bis zum Jahresende fast keine Preisän-
derungen zu beobachten.

Im November 2012 war ein Plus von 1,8 % im 
Vergleich zum November 2011 zu verzeichnen. 

Eine detaillierte Darstellung der Energiepreis-
änderungen bei den angestammten Lieferan
ten ist Tabelle 2 zu entnehmen. Während die 
meisten Unternehmen ihre Energiepreise 
entsprechend oder nur teilweise dem Weg-
fall von Mehraufwendungen nach § 19 Öko-
stromgesetz angepasst haben, führten die 
angestammten Lieferanten in Oberösterreich 
und in der Steiermark neue Preismodelle 
nicht nur für die Neukunden, sondern auch 
für die Bestandskunden ein, sodass nicht 
nachvollziehbar ist, wie viel dieser Kosten 
bzw. ob sie diese überhaupt ihren Kunden 
weitergegeben haben. 

Die Gesamtkosten unterscheiden sich stark 
nach Netzgebieten – zum einen aufgrund 
der höchst unterschiedlichen Energiepreise 
der regionalen Lieferanten, welche nur bei 
großen Lieferanten zuletzt im Dezember eine 
Spannbreite von +/–18 % ausgemacht hat. 
Zum anderen variieren die Netzkosten auch 
nach Netzgebieten, und die Kunden in den 
städtischen Gebieten zahlen noch die Ge-
brauchsabgabe (z. B. in Wien), sodass auch 
diese Kostenkomponenten österreichweit nicht 
gleich hoch sind.
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Lieferant	 Inkrafttreten der Preisänderung	 Energiepreis

Linz Strom 	 01. 01. 2012	 –0,70 %

Energie AG 	 01. 01. 2012	 –0,66 %

Wien Energie 	 01. 01. 2012	 –3,25 %

EVN 	 01. 01. 2012	 –3,26 %

BEWAG 	 01. 01. 2012	 –3,39 %

Innsbrucker Kommunalbetriebe	 01. 02. 2012	 –4,57 %

Tiwag 	 01. 02. 2012	 –4,24 %

Salzburg AG	 01. 02. 2012	 –2,66 %

VKW	 01. 03. 2012	 –4,90 %

Energie Graz *)	 01. 03. 2012	 8,53 %

Steweag-Steg *)	 01. 03. 2012	 8,84 %

Energie AG Neukunden *)	 01. 06. 2012	 0,58 %

Energie AG Bestandskunden (inkl. einmaliger Rabatt) *)	 01. 07. 2012	 –4,10 %

BEWAG 	 01. 07. 2012	 –4,13 %

LINZ STROM *)	 01. 07. 2012	 –3,85 %

Salzburg AG	 01. 07. 2012	 –4,62 %

VKW 	 01. 07. 2012	 –4,42 %

Tiwag 	 01. 07. 2012	 –5,50 %

EVN 	 01. 07. 2012	 –4,76 %

Wien Energie 	 01. 07. 2012	 –4,31 %

Energie Graz 	 01. 07. 2012	 –4,65 %

Innsbrucker Kommunalbetriebe	 01. 07. 2012	 –5,28 %

Kelag 	 01. 07. 2012	 –3,87 %

Verbund 	 01. 07. 2012	 –4,20 %

Energie Klagenfurt	 01. 07. 2012	 –4,11 %

Energie Klagenfurt österreichweit 	 01. 07. 2012	 –5,75 %

Steweag-Steg	 01. 07. 2012	 –4,72 %

Tabelle 2
Preisänderungen der 

Stromlieferanten in 2012 
(Musterhaushalt mit 

3.500 kWh/Jahr)

Preisänderungen der Stromlieferanten 2012

Quelle: E- Control 

	
*) 	 Preismodell- bzw. Produktänderung
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Die Entwicklung der Energiepreise Strom für 
Haushalte wird in Abbildung 8 dargestellt. Da 
ist auch zu erkennen, dass die Differenz zwi-
schen den günstigsten und  teuersten Liefe-
ranten in den letzten Jahren  gewachsen ist. 

Dies ist wiederum mit den unterschiedlichen 
Verkaufsstrategien der einzelnen Unterneh-
men, Vertriebskosten sowie Beschaffungs-
strategien zu begründen.

Entwicklung der Energiepreise Strom für Haushalte in Cent/kWh

Abbildung 8
Entwicklung der Haushalts-
preise Strom, reine Energie 
(exkl. Rabatte auf Energie-
kosten, Netzkosten, Steuern 
und Abgaben), im jeweiligen 
Netzgebiet, Standardprodukt 
des regionalen Lieferanten, 
3.500 kWh/Jahr 

Industriekunden
Die Ergebnisse der Industriekundenpreiserhe-
bung der E-Control (Abbildung 9) zeigen 2012 
im Vergleich zum Vorjahr eine Verringerung der 
Industriestrompreise. Primärer Einflussfaktor 
für die Industriestrompreise ist die Entwicklung 

der Großhandelspreise, die zumeist über eine 
Preisformel in den Energieliefervertrag einflie-
ßen. Durch das neue Ökostromgesetz werden 
die Mehraufwendungen für Ökostrom nicht 
mehr von den Lieferanten verrechnet. Dadurch 
sanken die Energiepreise im 2. Halbjahr. 
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Quelle: E-Control

Entwicklung Industriestrompreise in Cent/kWh

Abbildung 9
Ergebnisse der Industrie-

strompreiserhebung
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liberalisierungseffekte im österreichischen elektrizitätsmarkt
versorgerwechsel und wechselraten

Abbildung 10
Liberalisierungseffekte 

im österreichischen 
Elektrizitätsmarkt
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Entwicklung der Wechselzahlen
Insgesamt haben 2012 etwa 64.500 Strom-
kunden ihren bisherigen Versorger gewech-
selt, was einer Wechselrate von 1,1 % ent-
spricht. 2011 haben demgegenüber knapp 
88.000 Stromkunden gewechselt. Von den 
64.500 Wechslern waren 2012 rund 40.000 
Haushalts- und knapp 22.000 sonstige Klein-
kunden sowie etwas mehr als 2.000 lastgang-
gemessene Kunden, während im Vorjahr rund 
60.000 Kunden im Haushaltsbereich, 26.300 
sonstige Kleinkunden und knapp 1.600 last-
ganggemessene Kunden ihren jeweiligen Ver-
sorger gewechselt haben.

Gasmarkt
Wie bereits in den vergangenen Jahren zeig-
te die Entwicklung des inländischen Gasver-
brauchs einen deutlich anderen Verlauf als 
jene des Stromverbrauchs: Während Letzte-
rer sowohl 2011 als auch 2012 gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahr anstieg, ging der Gas-
verbrauch zum Teil deutlich zurück, wobei für 
2012 ein Rückgang der Abgabe an Endkun-
den von 4,6 % erwartet wird. Damit ist im Erd-
gasbereich eine deutlich geringere Kopplung 
an die wirtschaftliche Entwicklung gegeben 
als im Strombereich.

Die Temperatur hat einen starken direkten 
und indirekten Einfluss auf die Entwicklung 
des inländischen Gasverbrauchs, was auf 
den hohen Anteil des für Heizzwecke einge-
setzten Erdgases zurückzuführen ist. Neben 
dem direkten Einsatz für Heizzwecke im Haus-

haltsbereich ist die Verfeuerung in erdgasbe-
feuerten KWK-Anlagen sowie in Heizwerken 
ein ausschließlich temperaturabhängiger An-
wendungsbereich. In diesem Zusammenhang 
sei beispielhaft angeführt, dass allein die 
Stromerzeugung aus erdgasbefeuerten Kraft-
werken im Berichtsjahr 2012 um ein knap-
pes Viertel gegenüber dem Vorjahr zurück-
ging, was nicht zuletzt auf die klimatischen 
Einflüsse Temperatur und Wasserdargebot 
zurückzuführen ist. Der Haupteinflussfaktor 
war aber die Entwicklung der Gas-, Kohle- und 
CO2-Preise des vergangenen Jahres. Günstige 
CO2- und Kohlepreise machten Gaskraftwer-
ke verhältnismäßig teuer und daher kam Erd-
gas im deutsch-österreichischen Großhan-
delsmarkt weniger zum Einsatz.

Im Kalenderjahr 2012 war mit Ausnahme der 
Monate Feber, April und Dezember der in
ländische Erdgasverbrauch immer niedriger 
als im jeweiligen Vergleichszeitraum des Vor-
jahres. Die höchsten absoluten Rückgänge 
waren dabei im März, November und im Mai 
zu verzeichnen, wobei die relativen Rück-
gänge in diesen drei Monaten ebenfalls sehr 
hoch ausfielen.

Während die Erdgasbilanz 2011 wesentlich 
durch den neuen Gasspeicher Seven Fields 
beeinflusst worden war, war 2012 die rück-
gängige Verbrauchsentwicklung der wesent-
liche Einflussfaktor für die Bilanz.
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Quelle: E-Control

Monatliche Erdgasbilanz in GWh

Abbildung 12
Monatliche Erdgasbilanz
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Einflussfaktoren des Inländischen Gasverbrauchs in %, Grad C

Abbildung 11
Einflussfaktoren des Inland-

gasverbrauchs

Gasverbrauch in % (links)

reales BIP in % (links)

Temperatur in Grad C (rechts)
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Auffallend bei den einzelnen Bilanzkompo-
nenten ist der Rückgang der physikalischen 
Exporte, wobei die Tatsache, dass Österreich 
im Feber 2012 erstmals (wieder) zu einem 
Netto-Exporteur wurde, besondere Erwäh-
nung finden sollte. Der Grund für dieses 
singuläre Ereignis liegt in zusätzlichen Pro-
duktionsmengen zum Jahresbeginn, die zum 
Teil direkt exportiert wurden. Insgesamt wur-
den in Österreich im Kalenderjahr 2012 um 
knapp 10 % mehr Erdgas gefördert und um 
rund ein Fünftel weniger netto exportiert. Die 
in Speicher eingepressten Erdgasmengen 
waren etwa gleich hoch wie im Vorjahr, doch 
erhöhte sich die Entnahme um weit mehr als 
ein Drittel.

Großhandelspreisentwicklung Gas
Spotpreise
Die Spotpreise am CEGH OTC-Spotmarkt sind 
– wie an den anderen Hubs – in der ersten 
Februar-Woche mit dem Kälteeinbruch und 
den Liefereinkürzungen aus Russland deutlich 
angestiegen. Seit Anfang März 2012 lagen die 
Spotpreise am CEGH deutlich oberhalb der 
Spotpreise am deutschen NCG und nieder
ländischen TTF. Mit März 2012 hat die TAG 
Day-ahead-Auktionen durchgeführt und damit 
wurde die Verfügbarkeit von Transportkapa-
zitäten nach Italien verbessert. Wesentlichen 
Einfluss auf die Preisentwicklungen in 2012 
am österreichischen Spotmarkt haben daher 
die italienischen Marktgegebenheiten gehabt.

Quelle: E-Control

Inhalt der Gasspeicher zum Monatsletzten in %

Abbildung 13
Inhalte der Erdgasspeicher 
zum Monatsletzten
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Quelle: ICIS Heren

Preisentwicklung an den europäischen Hubs 2012 in EUR/MWh

Abbildung 14
Spotpreisentwicklung am 

CEGH, NCG und TTF in 2012, 
in EUR/MWh 

40

35

30

25

20

15

0
1

.0
1

.2
0

1
2

1
6

.0
1

.2
0

1
2

3
1

.0
1

.2
0

1
2

1
5

.0
2

.2
0

1
2

0
1

.0
3

.2
0

1
2

1
6

.0
3

.2
0

1
2

3
1

.0
3

.2
0

1
2

1
5

.0
4

.2
0

1
2

3
0

.0
4

.2
0

1
2

1
5

.0
5

.2
0

1
2

3
0

.0
5

.2
0

1
2

1
4

.0
6

.2
0

1
2

2
9

.0
6

.2
0

1
2

1
4

.0
7

.2
0

1
2

2
9

.0
7

.2
0

1
2

1
3

.0
8

.2
0

1
2

2
8

.0
8

.2
0

1
2

1
2

.0
9

.2
0

1
2

2
7

.0
9

.2
0

1
2

1
2

.1
0

.2
0

1
2

2
7

.1
0

.2
0

1
2

1
1

.1
1

.2
0

1
2

2
6

.1
1

.2
0

1
2

1
1

.1
2

.2
0

1
2

2
6

.1
2

.2
0

1
2

CEGH OTC

NCG OTC

TTF OTC

Quellen: ICIS Heren, Statistik Austria, eigene Berechnungen

Entwicklung der Import- und Spotpreise in Österreich 2012 in EUR/MWh

Abbildung 15
Entwicklung der Import

preise und der Spotpreise in 
Österreich in 2012
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Die Importpreise für Österreich, die sich im 
Wesentlichen aus den Preisen aus den lang-
fristigen Verträgen berechnen, sind in 2012 
gestiegen und lagen während des ganzen 
Jahres deutlich oberhalb der Monatsdurch-
schnittswerte am Spotmarkt (OTC) am CEGH. 

In die Vertragsbedingungen für die langfris-
tigen Verträge ist 2012 Bewegung gekom-
men: Im Jänner 2012 hat sich die Gazprom 
mit Wingas, GDF Suez, SPP, Econgas und 
Sinergie Italiane auf eine Preissenkung ge-
einigt. 2 Die Preisformel in den Verträgen sei 
geändert worden, um sicherzustellen, dass 
die Gaspreise auch bei einem weiteren Öl-
preisanstieg auf einem bestimmten Niveau 
bleiben, 3 der Anteil der spotpreisgebundenen 
Vertragsmengen habe sich dagegen nicht ver-
ändert. 4 Diese Kunden nehmen nach Anga-
ben der Gazprom Export ein Viertel der russi-
schen Gasexporte nach Europa ab. 5

Im März 2012 hat sich ENI, die 23,5 Mrd. m3 

jährlich von Gazprom Export beziehen, auf 
eine rückwirkende Preisreduktion verstän-
digt, ENI muss dafür zukünftig mehr Gas ab-
nehmen. 6 Im März 2012 hatte sich E.ON mit 
der norwegischen Statoil auf eine Preisanpas-
sung geeinigt. 

Anfang Juli 2012 haben E.ON und Gazprom 
Export eine Einigung bezüglich der Vertrags-

konditionen gemeldet 7: Die Einigung ist 
rückwirkend zum 1. Oktober 2010 erfolgt, 
das Ergebnis der E.ON soll sich für das erste 
Halbjahr 2012 um ca. 1 Mrd. Euro verbes-
sern. 8  Dabei soll es weiterhin Preiselemente 
mit einer Ölpreisbindung geben, die Preise 
aber marktnäher sein. Dies würde für E.ON 
das Preisrisiko aus der Differenz zwischen 
Öl- und Gaspreisen weitgehend reduzieren. 
Zudem seien die Verträge weiterhin langfris-
tig. Das internationale Schiedsverfahren zwi-
schen E.ON und Gazprom zu den Gaspreisen 
wurde aufgrund der Vereinbarung beendet. 
E.ON hat damit – nach der Einigung mit Statoil 
im März 2012 – alle langfristigen ölindexier-
ten Verträge nachverhandelt. 

Auch österreichische Gaslieferanten haben 
verbesserte Vertragsbedingungen erhalten, 
verhandeln jedoch weiter über eine Flexibili-
sierung der langfristigen Verträge.

Im Dezember 2012 hat Gazprom Export 
Preissenkungen für 2013 angekündigt, um 
im Vergleich mit anderen Produzenten wett-
bewerbsfähig zu bleiben. 9

Aufgrund dieser Entwicklungen hat das Jahr 
2012 auch nach Ansicht der IEA 10 das Ende 
der Ölpreisindexierung angekündigt, eine Ent-
wicklung, die nicht mehr rückgängig zu ma-
chen ist.

2 	 Vgl. Gazprom senkt Preise für Kunden in Europa, in: Die Welt, Nr. 16, 19. 01. 2012, S. 11
3 	 Vgl. Argus Media, PGNiG’s pricing dispute with Gazprom reaches courts, in: Argus Media, 21. 2. 2012, www.argusmedia.com
4 	 Vgl. Gazprom gibt Rabatt für europäische Kunden, in: Die Presse, 18. 01. 2012, S. 16
5 	 Vgl. Gazprom senkt Preise für Kunden in Europa, in: Die Welt, Nr. 16, 19. 01. 2012, S. 11
6 	 Vgl. ENI to undershoot take-or-pay for 2 – 3 years, in: Argus Gas Connections, 16. 5. 2012, S. 4
7 	 Vgl. Lieferverträge: E.ON einigt sich mit Gazprom, in: energate vom 4. 7. 2012
8 	 Vgl. E.ON Pressemeldung vom 3. 7. 2012: E.ON reaches settlement with Gazprom on long-term gas supply contracts and raises Group outlook 
	 for 2012, http://www.eon.com/en/media/news/press-releases/2012/7/3/eon-reaches-settlement-and-raises-group-outlook-for-2010.html
9	 Vgl. energate vom 20. 12. 2012: Gazprom plant Preissenkung, www.energate.de
10	Vgl. Interfax Natural Gas Daily, 30. 11. 2012, www.interfaxenergy.com
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Preisentwicklung auf dem Endkundenmarkt 
Haushaltskunden 
Der Verbraucherpreisindex (VPI) Gas der Sta-
tistik Austria spiegelt die Entwicklung des 
Gaspreises in Österreich im Zeitverlauf wider. 
Kurz vor der Liberalisierung des Gasmarktes 
im Oktober 2002 kam es zu einem Sinken 
des VPI. Bis Juni 2003 blieb der VPI unter 100 
Indexpunkten, danach stieg er konstant an. 
Seinen bisherigen Höhepunkt erreichte der 
VPI im Zuge der Gaskrise im Jänner 2009 mit 
152,9 Punkten, danach kam es zu einer deut-
lichen Reduktion des Gaspreises. Seit Herbst 
2010 steigt der VPI jedoch kontinuierlich an. 
Auch nach dem Ende der Heizperiode setz-
te sich dieser Trend ununterbrochen fort, da 
sämtliche Lieferanten im Laufe des Jahres ihre 
Energiepreise erhöhten. Im Februar 2012 er-

reichte der VPI Gas mit 155,5 Punkten einen 
neuen Höhepunkt, um im April kaum merklich 
auf 155,3 zu sinken und bis Ende des Jahres 
unverändert zu bleiben.

Seit Anfang 2011 verging kaum ein Monat, 
ohne dass mindestens ein regionaler Gas-
lieferant seine Energiepreise erhöhte. Diese 
Preiserhöhungswelle endete zuletzt im Februar 
2012 (Tabelle 3). Danach wurden bis Ende des 
Jahres 2012 keine Änderungen vorgenommen. 
Mitte November ist ein neuer Gaslieferant, 
Montana Energie, auf dem österreichischen 
Massenkundenmarkt aktiv geworden. Die Aus-
wirkungen dieses Markteintritts können erst im 
Jahr 2013 analysiert werden, wenn die ersten 
Wechselzahlen bekannt werden.

Quelle: Statistik Austria, E-Control

Entwicklung des Gas-Verbraucherpreisindex  

Abbildung 16
Entwicklung des Gas-VPI 

(Index Oktober 2002 = 100)
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Lieferant	 Inkrafttreten der Preisänderung	 Energiepreis

Energie Klagenfurt GmbH (österreichweit)	 01. 01. 2012	 + 12,20 %

Energie Klagenfurt GmbH (regional) 	 01. 01. 2012	 + 12,20 %

KELAG Kärntner Elektr.-AG (regional)	 01. 01. 2012	 + 17,80 %

KELAG Kärntner Elektr.-AG (österreichweit)	 01. 01. 2012	 + 16,00 %

TIGAS Erdgas Tirol 	 01. 01. 2012	 + 7,10 %

Salzburg AG	 01. 02. 2012	 + 6,90 %

Tabelle 3
Preisänderungen 
der Gaslieferanten, 
Jänner bis Dezember 2012 
(Musterhaushalt mit 
3.500 kWh/Jahr)

Preisänderungen der Gaslieferanten 2012

Quelle: E- Control 

Entwicklung der Erdgaspreise für Haushalte in Cent/kWh

Abbildung 17
Entwicklung der Erdgaspreise für 
Haushalte, reine Energie abzüglich 
unbedingter Rabatte (exkl. Neu-
kunden- und bedingter Rabatte, 
Netzkosten, Steuern und Ab
gaben), im jeweiligen Netzgebiet, 
Standardprodukt des regionalen 
Lieferanten, 15.000 kWh/Jahr 

Industriekunden 
Die Gaspreise für Industriekunden haben 
sich 2012 im Vergleich zum Vorjahreswert 
nur leicht verringert. Dies zeigt die Industrie
preiserhebung der E-Control, die 2-mal jähr-
lich durchgeführt wird. Die erhobenen Preise 
liegen auch in diesem Jahr über den sehr 
hohen Preisen im 2. Halbjahr 2008 bzw. 

1. Halbjahr 2009. Für die Preisbildung der 
Industriekunden spielen immer stärker die 
Preise an den europäischen Hubs eine Rolle, 
z. B. Terminpreise am NCG. Diese sind im 
Vergleich zum Vorjahr leicht gestiegen, daher 
kann eine Senkung der Industriepreise auf 
den weiterhin intensiven Wettbewerb in die-
sem Marktsegment hindeuten. 
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Quelle: E-Control

Abbildung 18
Entwicklung der Erdgas

preise für Industrie

Entwicklung der Wechselzahlen
2012 wechselten mehr als 23.000 Erdgas-
kunden ihren jeweiligen Versorger, was einer 
Wechselrate von 1,7 % entspricht. Im Ge-
gensatz zum Elektrizitätsmarkt, in welchem 
im Berichtsjahr eine rückgängige Wechsel-
bereitschaft verzeichnet wurde, war im Erd-
gasbereich ein Anstieg gegenüber dem Vor-
jahr festzustellen. Damit ist die Wechselrate 
erstmals etwas höher als im Elektrizitätsbe-
reich. Bei den Haushalten hat es 2012 mehr 

als 21.000 Versorgerwechsel gegeben, was 
einer deutlichen Steigerung gegenüber 2011 
entspricht (rund 15.000 Versorgerwechsel 
bei den Haushalten). Auch im Bereich der 
sonstigen Kleinkunden ist eine Zunahme der 
Wechselbereitschaft zu verzeichnen, näm-
lich von rund 1.700 auf mehr als 1.800. Bei 
den lastganggemessenen Endkunden haben 
2012 insgesamt 8,2 % ihren Versorger ge-
wechselt, was ebenfalls eine deutliche Stei-
gerung (6,1 % 2011) darstellt.
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Entwicklung des rechtlichen Rahmens 2012

Neues Marktmodell Gas
Mit dem neuen Gaswirtschaftsgesetz im 
November 2011 sind die rechtlichen Grund-
lagen für die Umstellung auf ein neues Gas-
marktmodell in Österreich gelegt worden. 
Dessen Ziele sind vor allem die Belebung des 
Wettbewerbs und die volkswirtschaftlich be-
trachtete Kostenoptimierung durch

>	 das neue Netzzugangsmodell, mit dem 
Entry/Exit-System und dem Virtuellen Han-
delspunkt, sowie

>	 das neue Bilanzierungsmodell, mit der 
Tagesbilanzierung für SLP-Kunden und den 
zusätzlichen Anreizen für Netzbenutzer, 
sich selbst, hinsichtlich der Aufbringung 
und Abgabe von Erdgas, auszugleichen.

Rechtliche Grundlagen im GWG
Mit dem neuen Gaswirtschaftsgesetz vom 
21. 11. 2011 sind folgende neue Marktinsti-
tutionen geschaffen worden:

>	 Marktgebietsmanager (§ 13)
>	 Verteilergebietsmanager (§ 17)
>	 Betreiber des Virtuellen Handelpunktes (§ 68)

Schon im bisherigen Marktmodell waren folgen-
de Marktteilnehmer vertreten:

>	 Verrechnungsstelle für Transaktionen und 
Preisbildung für Ausgleichsenergie (Bilanz-
gruppenkoordinator) (§§ 85 – 89)

>	 Bilanzgruppen (§§ 90 – 96)

Quelle: E-Control

liberalisierungseffekte im österreichischen Erdgasmarkt
versorgerwechsel und wechselraten

Abbildung 19
Liberalisierungseffekte 
im österreichischen 
Erdgasmarkt
Versorgerwechsel und 
Wechselraten
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Der Marktgebietsmanager (MGM) 
(§§ 12–16)
In Österreich gibt es gem. GWG 2011 § 12 
drei Marktgebiete: Marktgebiet Ost, Markt-
gebiet Tirol und Marktgebiet Vorarlberg. Die 
Aufgaben des MGM sind in § 14 aufgelistet. 
Neben anderen Aufgaben ist der MGM für 
die Abrechnung der Ausgleichsenergie im 
Fernleitungsnetz und für die Erstellung eines 
koordinierten Netzentwicklungsplans (KNEP) 
zuständig. Gem. § 15 muss der Marktgebiets-
manager zumindest hinsichtlich Rechtsform, 
Organisation und Entscheidungsgewalt un-
abhängig von allen Tätigkeitsbereichen sein, 
die nicht mit der Ausübung der Tätigkeiten 
gemäß § 14 oder eines Fernleitungsnetzbe-
treibers gemäß § 7 Abs. 1 Z 20 zusammen-
hängen. 

Die Fernleitungsnetzbetreiber sollen einen 
MGM benennen, diese Benennung muss 
von der E-Control genehmigt werden. In den 
Marktgebieten Tirol und Vorarlberg sind kei-
ne MGM vorgesehen, da es keine Fernleitun-
gen gibt; im Marktgebiet Ost konnten sich die 
Fernleitungsnetzbetreiber nicht fristgerecht 
zum 3. 3. 2012 auf einen MGM einigen. Da-
her wurde von der E-Control die Gas Connect 
Austria GmbH gem. § 13 Abs. 3 GWG 2011 
befristet bis zum 30. Juni 2014 als MGM des 
Marktgebiets Ost benannt.

Der MGM muss hinsichtlich Rechtsform, Or-
ganisation und Entscheidungsgewalt von 
allen Tätigkeiten unabhängig sein, die nicht 
den Fernleitungsunternehmen entsprechen. 
Die AGBs des MGM bedürfen der Genehmi-
gung durch die E-Control (§ 16).

Der Verteilergebietsmanager (VGM) 
(§ 17–26)
Das Verteilergebiet umfasst die Verteilerlei-
tungsanlagen der Netzebenen 1 bis 3 im je-
weiligen Marktgebiet. Die Pflichten des VGM 
sind in GWG 2011 § 18 aufgeführt. Der Ver-
teilergebietsmanager muss gem. GWG 2011 
§ 20 zumindest hinsichtlich Rechtsform, Or-
ganisation und Entscheidungsgewalt unab-
hängig von allen Tätigkeitsbereichen sein, 
die nicht mit der Ausübung der Tätigkeiten 
gemäß GWG 2011 § 18 oder der Erbringung 
von Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
der Planung, Steuerung und Kapazitäts- und 
Netzzugangsverwaltung von Erdgasleitungs- 
oder Speicheranlagen zusammenhängen und 
ist in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft 
einzurichten.

Die Verteilergebietsmanager für die drei 
Marktgebiete in Österreich sind gegenüber der 
ECA zu benennen. Mit dem Inkrafttreten des 
Gaswirtschaftsgesetzes 2011 hat die AGGM 
Austrian Gas Grid Management AG die Funk-
tion des Verteilergebietsmanagers im Markt-
gebiet Ost übernommen. Zusätzlich wurde die 
AGGM mit Wirkung vom 1. 5. 2012 zum neuen 
Verteilergebietsmanager im Marktgebiet Vor-
arlberg und mit Wirkung vom 1. 10. 2012 zum 
neuen Verteilergebietsmanager im Marktge-
biet Tirol benannt.

Der Betreiber des Virtuellen Handelspunktes 
(§ 68)
Gem. GWG 2011 § 68 ist der Virtuelle Han-
delspunkt (VHP) ein dem Marktgebiet zuge-
ordneter virtueller Punkt, an dem Erdgas von 
Marktteilnehmern, auch ohne Netzzugangsbe-



35

rechtigung für das betreffende Marktgebiet, 
gehandelt werden kann. Der Virtuelle Handels-
punkt ist keinem physischen Ein- oder Ausspei-
sepunkt zugeordnet und ermöglicht Käufern 
und Verkäufern, auch ohne Kapazitätsbu-
chung Erdgas zu kaufen oder zu verkaufen. 

Auch der Betreiber des Virtuellen Handels-
punktes muss gem. GWG § 68 (3) hinsichtlich 
Rechtsform, Organisation und Entscheidungs-
gewalt unabhängig, insbesondere vom verti-
kal integrierten Erdgasunternehmen, sein und 
ist in der Rechstform einer Aktiengesellschaft 
zu führen. Weitere Bedingungen sind in § 68 
enthalten. Ab 1. 1. 2013 ist der CEGH Betrei-
ber des VHPs, benannt durch den MGM.

Bilanzgruppen
Eine wesentliche Veränderung des neuen 
Marktmodells ist, dass alle Netzbenutzer, 
auch die der Fernleitungsnetze, entweder 
eine Bilanzgruppe gründen oder Mitglied in 
einer Bilanzgruppe sein müssen (§ 90 GWG 
2011). Dabei können Bilanzgruppen auch 
ausschließlich im Fernleitungsnetz tätig sein. 

Bilanzgruppenverantwortliche müssen als 
Voraussetzung für die Registrierung einen 
Bilanzgruppenvertrag mit dem MGM über 
die Einrichtung von Bilanzgruppen und das 
Ausgleichsenergiemanagement abschließen 
(§ 91 (1) Z 1).  

Alle bisherigen Versorger konnten die Regist-
rierungsanforderungen in dem neuen Markt-
modell bis 31. 12. erfüllen, so dass diese die 
Endkundenbelieferung ab 1. 1. 2013 fortfüh-
ren können. 

Festlegen der Marktregeln in der Gas-Markt-
modell-Verordnung 2012
Zur Festlegung der neuen Marktregeln sieht 
der § 41 GWG 2011 eine Verordnungskom-
petenz für die Regulierungsbehörde vor, dies 
wurde in der Gas-Marktmodell-Verordnung 
2012 (GMMO-VO 2012) umgesetzt. Die 
Gas-Marktmodell-Verordnung 2012 umfasst 
einerseits Regelungen zum Netzzugang in 
Fernleitungs- und Verteilernetzen und ande-
rerseits Regelungen zu Bilanzierung in den 
Marktgebieten auf österreichischem Bundes-
gebiet. 

Die Verordnung ist in vier Teile gegliedert, 
wobei Teil 1 die Grundsätze inklusive den Be-
griffsbestimmungen darstellt und Teil 4 die 
Schlussbestimmungen inklusive den Über-
gangsbestimmungen sowie das Inkrafttreten 
der Verordnung regelt. Die inhaltlichen Rege-
lungen für das Marktgebiet Ost sind in Teil 2 
der GMMO-VO 2012 festgelegt, für die west-
lichen Marktgebiete Tirol und Vorarlberg gilt 
hingegen Teil 3 der Verordnung gemeinsam.

Da diese letztgenannten Marktgebiete phy-
sisch nur mit dem Marktgebiet NetConnect 
Germany (NCG) in Deutschland verbunden 
sind, wurde daher in der GMMO-VO 2012 
versucht, die Regelungen in Teil 3 so festzule-
gen, dass eine möglichst barrierefreie Anbin-
dung an den Virtuellen Handelspunkt im vor-
gelagerten benachbarten Marktgebiet NCG 
ermöglicht wird. Gemäß § 35 Abs. 3 GMMO-
VO 2012 gelten die Regelungen von Teil 1 
und Teil 2 auch für die Marktgebiete Tirol und 
Vorarlberg, sofern in Teil 3 nicht gesonderte 
Bestimmungen festgelegt sind.
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Neuregelung des Netzzugangs zu 
Fernleitungen 
Das Gaswirtschaftsgesetz 2011 (GWG 2011) 
sieht wesentliche Neuerungen beim Netzzu-
gang auf Fernleitungsebene vor. Das bisherige 
System von Kapazitätsbuchungen auf der Ba-
sis von vertraglich vereinbarten Transportpfa-
den wird abgelöst durch ein Entry/Exit-System, 
in dem Kapazitäten an Ein- und Ausspeise-
punkten unabhängig voneinander gebucht 
und gehandelt werden können.

Kapazitäten an Einspeisepunkten sind von 
Händlern und Versorgern zu buchen und be-

rechtigen zur Einspeisung von Gasmengen in 
das Fernleitungsnetz eines Marktgebiets so-
wie zum Transport der Gasmengen zum Vir-
tuellen Handelspunkt des Marktgebiets. Ka-
pazitäten an Ausspeisepunkten berechtigen 
zum Transport vom Virtuellen Handelspunkt 
zum Ausspeisepunkt und zur Ausspeisung 
dieser Gasmengen aus dem Fernleitungs-
netz. Der Virtuelle Handelspunkt ist keinem 
physischen Ein- oder Ausspeisepunkt zuge-
ordnet und ermöglicht es den Marktteilneh-
mern, auch ohne Kapazitätsbuchung Erdgas 
zu kaufen oder zu verkaufen.

Quelle: E-Control

Kapazitätszugang im Neuen Marktmodell

Abbildung 20
Kapazitätszugang 

im neuen 
Marktmodell

Marktgebiet

Fernleitungsnetz

Virtueller 
Handelspunkt 

(VHP)

Verteilnetz

Endkundenrucksack bis VHP bzw. Einspeisepunkt

Netzzugang durch Endverbrauch

Entry (Baumgarten etc.)
Kapazitätsbuchung durch Händler/Versorger/
Endverbraucher beim betreffenden FNB

Exit (Baumgarten etc.)
Kapazitätsbuchung durch Händler/Versorger/
Endverbraucher beim betreffenden FNB

Buy/Sell

Entry Produktion
Buchung durch Produktion

Exit Speicher
Buchung durch Speicher

Exit aus FLN Verteilernetz
Buchung durch Verteilgebietsmanager
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Netzzugang 
Die Vergabe von Entry- und Exit-Kapazität er-
folgt gemäß § 6 GMMO-VO 2012 ab 1. 4. 2013 
durch Versteigerung. Die Erläuterungen zum 
§ 6 GMMO-VO 2012 sehen dazu vor, dass die 
Fernleitungsnetzbetreiber bei der Versteige-
rung die im ENTSOG Network Code zu Kapazi-
tätsallokation (CAM Network Code) definierten 
Kapazitätsprodukte mit den definierten Vor-
laufzeiten verwenden sollen. 

Der CAM Network Code sieht die oben 
stehenden Standardkapazitätsprodukte vor 
(Tabelle 4).

Der CAM Network Code sieht zudem folgen-
den Auktionskalender vor:

>	 Die Auktion von Jahreskapazität findet je-
des Jahr am 1. Montag im März statt (in 
Ausnahme zum CAM NC wird die Auktion 
von Jahreskapazität 2013 am 1. Montag 
im Mai stattfinden).

>	 Die Auktion von Quartalskapazität findet je-
des Jahr am 1. Montag im Juni statt.

>	 Die Auktion von Monatskapazität findet je-
den Monat am 3. Montag des Monats statt.

>	 Die Auktion von Tageskapazität findet je-
den Tag um 16.30 Uhr  statt 11.

>	 Die Vergabe von Within-Day-Kapazität findet 
jede Stunde während eines Gastags statt.

Gas Connect Austria, TAG und BOG haben 
sich an der neu gegründeten europäischen 
Kapazitätsplattform „PRISMA“ beteiligt, die 
mit 1. 4. 2013 operativ sein wird.

Gemäß CAM Network Code kommt für Jahres-, 
Quartals- und Monatskapazität der Ascending- 
Clock-Auktionsalgorithmus zur Anwendung. 
Dabei wird in mehreren Runden schrittweise, 
zuerst in großen Schritten und zum Schluss 
in kleinen Schritten, der Preis erhöht, um 
den Markträumungspreis („Clearing Price“) 
zu ermitteln. Die Anzahl der Runden ist nicht 
limitiert. Interessierte Netzbenutzer geben 
in jeder Runde zum angegebenen Preis die 
nachgefragte Kapazitätsmenge auf der neuen 
PRISMA-Plattform ein. Übersteigt die nach-
gefragte Kapazitätsmenge die angebotene 
Kapazität, so wird durch die schrittweise Erhö-
hung des Preises jener Preis ermittelt (Markt-
räumungspreis), bei dem sich Kapazitätsnach-
frage und -angebot bestmöglich decken.

Standardkapazitätsprodukt	 Häufigkeit der Auktionen	 Anzahl der Produkte pro Auktion 
		  und Grenzkopplungspunkt

Jahr	 jährlich	 15

Quartal	 jährlich	 4

Monat	 monatlich	 1

Tag	 täglich	 1

Within Day	 stündlich	 1 (Rest of the Day)

Tabelle 4
Standardkapazitätsprodukte 
gem. CAM Network Code

Standardkapazitätsprodukte gem. CAM Network Code

Quelle: E-Control

11	Entspricht Mitteleuropäischer (Sommer-)Zeit (ME(S)Z)
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Für Day-ahead- und Within-Day-Auktionen ist 
es aufgrund der Kurzfristigkeit notwendig, 
ein vereinfachtes Verfahren vorzusehen. Es 
kommt daher ein einstufiges Verfahren mit 
Abbildung einer Gebotskurve (Uniform-Price-
Auktionsalgorithmus) zur Anwendung. Inter-
essierte Netzbenutzer haben auf der neuen 
PRISMA-Plattform die Möglichkeit, eine Gebots-
liste einzustellen, in der sie für ihr Unterneh-
men bis zu 10 Preis-Mengenkombinationen 
mit jeweils einer Mindestmenge abgeben.

Ausgleichsenergiemodell
Gemäß § 14 Abs. 1 Z 2, 3, 14 GWG 2011 
hat der Marktgebietsmanager (MGM) die Auf-
gaben, Bilanzgruppen zu verwalten, physika-
lische Ausgleichsenergie abzurufen und die 
Abrechnung der Ausgleichsenergie im Fern-
leitungsnetz zu organisieren, in Zusammen-
arbeit mit dem Betreiber des VHP und den 
Fernleitungsnetzbetreibern.

Aber nicht nur der MGM hat Bilanzierungstä-
tigkeiten zu erfüllen, sondern auch – und das 
ähnlich wie im alten Gasmarktmodell – der 
Bilanzgruppenkoordinator. Seine Aufgaben 
umfassen gemäß § 87 GWG 2011 nicht nur 
die Verwaltung der im Verteilergebiet tätigen 
Bilanzgruppen, sondern auch die Aufbringung 
von physikalischer Ausgleichsenergie über 
den Virtuellen Handelspunkt bzw. über die 
sogenannte Merit Order List.

Somit sind also zwei genannte Systemerhal-
ter für die Bilanzierung des Marktgebietes Ost 
maßgeblich entscheidend, der Marktgebiets-

manager und der Bilanzgruppenkoordinator, 
wobei für beide die genauen Regelungen, wie 
sie ihren Aufgaben nachkommen müssen, in 
der GMMO-VO 2011 festgelegt sind.

Der MGM ist für die Bilanzierung des Markt-
gebietes auf Basis von angemeldeten Werten 
(Fahrpläne und Nominierungen) verantwort-
lich. Das heißt, dass er gemäß § 26 Abs. 1 
bzw. Abs. 2 GMMO-VO 2012 alle das Markt-
gebiet Ost betreffenden Gasmengen – also 
den Saldo von den Handelsgeschäften am 
VHP, die Ein- und Ausspeisungen auf Fern- 
und Verteilernetzebene inklusive der Spei-
cher und der Produktion und die angemelde-
ten Ausspeisungen zu Endverbrauchern – in 
seiner Bilanzierung berücksichtigt. Der MGM 
berücksichtigt keine tatsächlich gemessenen 
Mengen, wie es der BKO für seine Verteiler-
netz- und Endverbraucherbilanzierung tut.

Der MGM führt seine Marktgebietsbilanzie-
rung in zwei Stufen durch. Zuerst betrachtet 
er gemäß § 26 Abs. 4 GMMO-VO 2012 die 
Mengen je Bilanzgruppe auf Tagesbasis, also 
die Tagesbilanzierung. Es werden alle ange-
meldeten Einspeisungen den Ausspeisungen 
gegenübergestellt und der Saldo soll entspre-
chend Null ergeben. Wenn dies nicht der Fall 
ist und die Abweichung zwischen Ein- und Aus-
speisung größer 24 Megawatt (MW) beträgt, 
so wird der BGV der jeweiligen BG darüber 
benachrichtigt und aufgefordert, für einen Aus-
gleich seiner betroffenen BG zu sorgen, indem 
er entsprechend renominiert. Kommt der BGV 
dieser Aufforderung nicht innerhalb von einer 
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Stunde nach, so wird wieder der MGM aktiv 
und stellt die betroffene Bilanzgruppe über 
einen Kauf oder Verkauf von Gasmengen 
über die Erdgasbörse am VHP im Namen und 
auf Rechnung des jeweiligen BGV glatt.

Die zweite Stufe der Bilanzierung des MGM 
ist gemäß § 26 Abs. 6 GMMO-VO 2012 die 
stündliche Betrachtung der Anmeldungen je 
Bilanzgruppe. Es kann natürlich sein, dass das 
Tagessaldo Null ergibt, einzelne Stunden aber 
hinsichtlich der Ein- und Ausspeisung ins Markt-
gebiet abweichen. Es ist den Bilanzgruppen 
zwar möglich, stündliche Unausgeglichenheiten 
anzumelden, allerdings wird auch hier ein An-
reiz geschaffen, der dafür sorgen soll, dass nur 
wenige dieser Abweichungen auftreten. Diesen 

Anreiz stellt der sogenannte Strukturierungsbei-
trag dar, der mit einer Höhe von 4 EUR/MWh 
gedeckelt ist. Es sollen dadurch die Kosten der 
Strukturierung beim MGM abgedeckt werden, 
wobei die Höhe des Strukturierungsbeitrages 
zumindest jährlich neu zu evaluieren ist.

Die Bilanzierung des Bilanzgruppenkoordina-
tors für die Endverbraucher, Verteilernetze 
und Biogaseinspeisungen ist in § 27 GMMO-
VO 2012 geregelt, wobei bei der Endver-
braucherbilanzierung zwischen Tages- und 
Stundenbilanzierung unterschieden wird. Der 
Unterschied liegt aber nicht nur in der täg
lichen und stündlichen Betrachtung, sondern 
auch in der marktbasierten Preisbildung für 
diese bilanzielle Ausgleichsenergie.

Quelle: E-Control

Bilanzierung im Neuen Marktmodell

Abbildung 21
Bilanzierung im 
neuen Marktmodell

„Ex-ante“-Bilanzierung MGM

+/– 	Nom Entry/Exit VHP
+/– 	Nom Import/Export FL
+/– 	Nom Import/Export VN
+/– 	Nom Entry/Exit Speicher
+	N om Entry Produktion
– 	 Endverbraucher FP

„Ex-post“-Bilanzierung BKO

+ 	N om Entry/Exit VNB
– 	 gemessener Netzaustausch
	 im Verteilergebiet
+	N om Entry/Exit SP/PR
– 	 gemessene SP/PR Mengen
– 	 Endverbraucher FP
– 	 gemessener Endverbrauch
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Bei den stundenbilanzierten Mengen für End-
verbraucher wird gemäß § 32 Abs. 2 GMMO-
VO 2012 als Ausgleichsenergiepreis ein men-
gengewichteter Durchschnittspreis je Stunde 
auf Basis der Ausgleichsenergieabrufe des 
VGM von der Erdgasbörse und der Merit Order 
List (MOL) herangezogen. Zusätzlich gibt es 
aber bei der Stundenbilanzierung noch einen 
Anreiz, möglichst genaue Anmeldungen zu täti-
gen, indem man bei einem Ausgleichsenergie-
bedarf noch 20 % auf diesen mengengewichte
ten Durchschnittspreis je Stunde mehr zahlt 
bzw. einen Abschlag von 10 % auf diesen Preis 
erhält, wenn man zu viel an Menge nominiert 
hat im Vergleich zum tatsächlichen Verbrauch 
und somit Ausgleichsenergie verkauft.

Die Preisbildung für Ausgleichsenergie der ta-
gesbilanzierenden Netzbenutzer erfolgt gemäß 
§ 32 Abs. 3 GMMO-VO 2012 nach den jeweili-
gen Ausgleichsenergieabrufen des VGM an der 
Erdgasbörse am VHP und nach den Ausgleichs
energieabrufen des VGM von der MOL, wobei 
hier die Grenzpreise herangezogen werden, 
also der höchste Einkaufspreis in Bezugsrich-
tung und der niedrigste Verkaufspreis in Liefer-
richtung. Dies ist so zu verstehen, dass man in 
der Tagesbilanzierung zwar nur den Saldo am 
Ende des Tages ausgleichen muss, untertägi-
ge Abweichungen bleiben kostenlos, allerdings 
bezahlt man bei einem Ausgleichsenergiebe-
zug den an diesem Tag teuersten vom VGM 
gehandelten Preis bzw. erhält man bei einer 

Ausgleichsenergielieferung den an diesem Tag 
billigsten vom VGM gehandelten Preis.

Hinzu kommt noch auf die Mengen der tages-
bilanzierenden Netzbenutzer die sogenannte 
Umlage gemäß § 32 Abs. 6 GMMO-VO 2012. 
Diese ist wie folgt festgelegt: 

„Sollte sich aus der Ausgleichsenergiever-
rechnung des Bilanzgruppenkoordinators 
eine Unter- oder Überdeckung ergeben, so 
wird diese jeweils für die folgenden sechs 
Monate festgesetzt und mittels einer ver-
brauchsabhängigen Umlage auf die Mengen 
der Netzbenutzer gemäß § 18 Abs. 5 und 
7 [Anmerkung: dies sind die Tagesbilanzie-
rer gemäß GMMO-VO 2012], auf Basis der 
Bestimmungen in den allgemeinen Bedin-
gungen des Bilanzgruppenkoordinators, an 
die Bilanzgruppenverantwortlichen weiter-
verrechnet. Die Umlage wird ein Bestandteil 
der Ausgleichsenergieverrechnung und ist in 
Cent/kWh auszuweisen.“ 

Die Höhe dieser Umlage ist also zum Markt-
start noch nicht bekannt und muss erst evalu-
iert und mit realen Werten berechnet werden. 

Der BKO bilanziert aber nicht nur die Endver-
braucher gegen die tatsächlichen Messwerte, 
sondern auch die Netzverlustbilanzgruppen 
im Verteilergebiet für Eigenverbrauch und 
Netzverluste und die Einspeisungen der Bio-
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gasbilanzgruppen sowie den sogenannten 
„kleinen Grenzverkehr“.

Neuerung der Tarifierung im Entry-Exit-Modell
Die Verordnung Nr. 715/2009 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über die Bedingungen für den Zugang zu 
den Erdgasfernleitungsnetzen schreibt im Arti-
kel 13 vor, dass die Tarife für die Netzbenutzer 
nichtdiskriminierend und pro Einspeisepunkt 
in das Fernleitungsnetz oder pro Ausspeise-
punkt aus dem Fernleitungsnetz getrennt von-
einander festgelegt werden müssen.

Für die Verbesserung des Wettbewerbs durch 
liquide Großhandelsgasmärkte ist von ent-
scheidender Bedeutung, dass Gas, unabhän-
gig davon, wo es sich im Netz befindet, gehan-
delt werden kann. Bereits auf dem 6. Madrid 
Forum am 30./31. Oktober 2002 haben die 
meisten Interessengruppen ihre Präferenz für 
Entry-Exit-Systeme zur Förderung des Wettbe-
werbs geäußert.

Aus einer gemeinschaftsrechtskonformen Um-
setzung in Österreich ergeben sich zahlreiche 
Änderungen in der Ermittlung der bisher dis-
tanzabhängigen Netznutzungsentgelte. Das 
neue Gaswirtschaftsgesetz (GWG 2011) regelt 
die Grundlagen für die Ermittlung der Kosten 
der Fernleitungsnetzbetreiber und der neu 
festzulegenden Entgelte. 

Die E-Control hat dazu bereits im Oktober 
2011 den Gutachter KEMA mit der Ausarbei-
tung konkreter Entgeltgestaltungsoptionen 
beauftragt. Dieses Gutachten wurde im Jahr 
2012 fertig gestellt und veröffentlicht. 

Ausgehend von den bei der Methodenüberprü-
fung festgestellten Kosten der Fernleitungs-
netzbetreiber, übermittelten diese gemäß § 72
GWG 2011 einen Vorschlag für die Entry-/Exit-
Tarife. Die E-Control überprüfte diese vorge-
schlagenen Tarife anhand mehrerer Kriterien. 

Nebenkriterien bei der Ermittlung waren noch 
die Vermeidung von hohen Tarifsprüngen bei 
der Überführung der bisherigen distanzabhän-
gigen Tarife in die Entry/Exit-Verträge, um kei-
ne Verteuerungen für die Shipper zu erhalten 
und dadurch die Gefahr zu vermeiden, dass 
diese die Verträge kündigen. Eine weitere Ne-
benbedingung der Netzbetreiber war, dass 
alle Netzbetreiber – trotz einheitlichem Markt-
gebiet – ihre Erlöse möglichst selbst erwirt-
schaften und keine Ausgleichszahlungen zwi-
schen den Netzbetreibern notwendig waren.

Nach einem intensiven Konsultationsprozess 
mit zahlreichen Stellungnahmen und Anhö-
rungen wurden die Entry-Exit-Tarife in der 
Sitzung der Regulierungskommission vom 
19. September 2012 beschlossen, um den 
Fernleitungsnetzbetreibern genügend Zeit zu 
geben, die bisherigen Verträge zu überführen.
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Neue Verordnungen der E-Control
Verordnungen zur Qualität der Netzdienst-
leistungen – Gas und Strom
Zur Umsetzung der RL 2009/73/EG ermäch-
tigt § 30 GWG 2011 die E-Control, eine Verord-
nung zur Qualität der Netzdienstleistung für an 
das Netz angeschlossene Endverbraucher zu 
erlassen. Diese Verordnung ist am 1. Jänner 
2013 in Kraft getreten. Sie enthält einheitli-
che Standards für die kommerzielle und tech-
nische Qualität der Netzdienstleistung sowie 
Standards in Bezug auf die Behandlung von 
Versorgungsunterbrechungen. Diese beinhal-
ten auch die Überwachung der Zeit für Netzan-
schluss und -reparatur. 

Im Jahr 2011 wurde die für die Durchführung 
von Netzzutritten benötigte Zeit nicht direkt 
überwacht. Da die individuellen Gegeben-
heiten und Bedürfnisse der Netzzugangsbe-
rechtigten stark variieren, wurde von einem 
Monitoring der Anschlusszeiten auch in der 
Verordnung zu Qualität der Netzdienstleistung 
abgesehen. Die Zeit, welche für die Beant-
wortung von Anträgen auf Netzzutritt benötigt 
werden kann, ist mit maximal 14 Tagen fest-
gesetzt. Weiters muss eine verbindliche Frist 
für die Durchführung des Netzzutritts verein-
bart werden. 

Ebenfalls in Umsetzung einer Richtlinie 
(2009/72/EG) wurde 2012 die Verordnung 
über die Qualität der Netzdienstleistungen 
Strom erlassen. Nach ihrer Kundmachung 
am 21. Dezember 2012 wird sie am 1. Juli 
2013 in Kraft treten. Sie legt im Bereich 
der kommerziellen Qualität inhaltlich glei-

che Standards wie für den Gassektor fest, 
die technischen Standards sind im Strom 
jedoch weitreichender als im Gas. Insbeson-
dere werden Grenzwerte für die Dauer von 
(statistisch berechneten) Versorgungsunter-
brechungen auf Kundenebene als Standard 
festgeschrieben. Sowohl das GWG 2011 
als auch das EIWOG 2010 sehen zur Über
wachung der Einhaltung dieser Standards die 
Übermittlung sowie Veröffentlichung der in 
der Verordnung festgelegten Kennzahlen vor.

Durch die erstmals erlassenen Qualitätsver-
ordnungen für Strom und Gas der E-Control 
sollen die Energiekunden somit von einem 
besseren Service ihres Netzbetreibers pro-
fitieren. Kunden bekommen zukünftig die 
Dienstleistungen des Netzbetreibers auf Basis 
festgelegter Qualitätsstandards. Dadurch soll 
die an sich schon gute Servicequalität weiter 
steigen. So ist beispielsweise eine Rechnungs-
korrektur künftig binnen zwei Tagen durchzu-
führen. Sofern ein Netzbetreiber einen Termin 
vereinbart, etwa für die Zählerablesung, müs-
sen Zeitfenster von nur zwei Stunden angebo-
ten werden. Anfragen und Beschwerden sind 
binnen fünf Arbeitstagen zu beantworten. Zu-
dem muss der Netzbetreiber Kunden, die sich 
beschweren, über die Möglichkeit informieren, 
ein Verfahren vor der Schlichtungsstelle der 
E-Control einleiten zu können. In ElWOG und 
GWG ist außerdem geregelt, dass im Falle 
einer Vertragsbeendigung – z. B. durch einen 
Lieferantenwechsel – dem Kunden spätes-
tens sechs Wochen später die Endabrechnung 
übermittelt werden muss.  
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Datenformat- und Verbrauchsinformations-
darstellungs VO 2012 (DAVID-VO 2012)
Gemäß der RL 2009/72/EG haben die Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten, dass intelligente 
Messsysteme eingeführt werden, durch die die 
aktive Beteiligung der Verbraucher am Strom-
versorgungsmarkt unterstützt wird.

Gemäß § 83 Abs. 2 ElWOG 2010 hat die 
E-Control jene technischen Mindestfunktionali-
täten durch Verordnung  zu bestimmen, denen 
intelligente Messgeräte iSv § 7 Abs. 1 Z 31 
ElWOG 2010 zu entsprechen haben und die 
gemäß § 59 ElWOG 2010 bei der Ermittlung 
der Kostenbasis für die Entgeltbestimmung in 
Ansatz zu bringen sind (umgesetzt durch die 
IMA-VO 2011). Die Rahmenbedingungen für 
die Einführung dieser Geräte sind durch Verord-
nung des Bundesministers für Wirtschaft, Fami-
lie und Jugend gemäß § 83 Abs. 1 ElWOG 2010 
festzulegen (umgesetzt durch die IME-VO).

Mit der Datenformat- und Verbrauchsinforma-
tionsdarstellungsVO 2012 (DAVID-VO 2012) 
wird nunmehr der dritten Verordnungser-
mächtigung gemäß § 84 Abs. 4 ElWOG 2010 
entsprochen, und es werden Datenformate 
zur Datenübermittlung von Netzbetreiber zu 
Lieferant und die Darstellung der Verbrauchs-
information an die Kunden festgelegt.

Mit dem zeitnah gemessenen Stromver-
brauch ist es möglich, die Endverbraucher 
von elektrischer Energie über den Verbrauch 
und das Nutzverhalten umfassend zu infor-
mieren. Auf Basis dieser Informationen kann 
der Endverbraucher seinen Verbrauch von 
Strom optimieren und reduzieren, womit ein 
wichtiger Beitrag hinsichtlich der klima- und 
energiepolitischen Zielsetzungen wie Steige-

rung der Energieeffizienz oder Reduktion der 
Treibhausgasemissionen geleistet wird. 

Zudem hat der Endverbraucher die Möglichkeit, 
Dritte wie z. B. Energieberater zu ermächtigen, 
die Daten zum Zwecke der Effizienzsteigerung 
zu analysieren und dadurch weitere Einspa-
rungspotentiale zu erkennen und zu nutzen.

Ein Verbrauchsfeedback an den Kunden 
durch den Netzbetreiber und/oder den Lie-
feranten ist ein probates Mittel, um positive 
Effekte im Sinne der Energieeffizienz zu errei-
chen. Sozioökonomische Begleitstudien von 
verschiedenen Projekten haben gezeigt, dass 
mit einfachen Verbrauchsfeedbackinstru-
menten wie einer Website und/oder regelmä-
ßigen schriftlichen Verbrauchsinformationen 
die Nachfrage nach Strom bei den Kunden 
reduziert werden kann. 

Die vorliegende Verordnung definiert nur einen 
Mindeststandard von Informationen und In-
formationsweitergabe. Weiterentwicklungen, 
zusätzliche Dienstleistungen, Nutzung von mo-
dernen Informations- und Kommunikations-
technologien etc. können natürlich zusätzlich 
von Netzbetreibern und Lieferanten umgesetzt 
werden. Damit können die Basisinformationen 
erweitert und mit zusätzlichen Instrumenten 
weitere Energieeffizienzpotenziale realisiert 
werden. 

Eine Evaluierung der seitens der Netzbetreiber 
und Lieferanten vorgesehenen Verbrauchs-
informationsverpflichtungen im Hinblick auf 
ihre Verständlichkeit und den Nutzen erfolgt 
im Wege der Berichts- und Monitoringverpflich-
tungen gemäß § 2 der IME-VO des BMWFJ.
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Mit 24. 9. 2012 wurde die DAVID-VO 2012 im 
Bundesgesetzblatt kundgemacht.

Wechselverordnungen
Die aktuellen EU-Binnenmarktrichtlinien für den 
Strom- und Gasmarkt (RL 2009/72/EG bzw. RL 
2009/73/EG) sehen vor, dass Kunden ihren 
Lieferanten innerhalb von drei Wochen wech-
seln können. Diese EU-Vorgabe wurde im Elek-
trizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 
(ElWOG 2010) bzw. Gaswirtschaftsgesetz (GWG 
2011) in nationales Recht umgesetzt.

Die Bestimmungen des § 76 ElWOG 2010 bzw. 
§ 123 GWG 2011 legen bestimmte Vorgaben 
fest, welche nun durch die Regulierungsbe-
hörde mit Verordnung geregelt wurden (u. a. 
Verfahren des Wechsels, der Neuanmeldung 
und der Abmeldung, Austausch verfahrensre-
levanter Daten über eine durch die Verrech-
nungsstelle dezentral betriebene Plattform, 
Bereitstellung der Daten auf Anfrage in elek-
tronischer und standardisierter Form). 

Das bisher im Einsatz befindliche Lieferan-
tenwechsel-System in Österreich besteht in 
seinen wesentlichen Komponenten (Prozess
ablauf, Datenformat und Datenübermittlung) 
seit der Liberalisierung des Strommarktes im 
Jahr 2001 und wurde in den letzten Jahren nur 
geringfügig geändert bzw. weiterentwickelt.

Zielsetzung der Regulierungsbehörde für eine 
umfassende Neugestaltung des Lieferanten-
wechsels in Österreich war es einerseits, die 

EU- bzw. nationalen gesetzlichen Vorgaben 
bestmöglich zu erfüllen, andererseits die Pro-
zesse und IT & Kommunikationsinfrastruktur 
so zu gestalten, dass der Ablauf der Prozesse 
transparenter wird und durch weitestgehen-
de Automatisierung und Standardisierung 
eine raschere und effizientere Abwicklung der 
Prozesse zwischen den Unternehmen (Liefe-
ranten und Netzbetreibern) auch unterneh-
mensintern erreicht wird. 

Im Juni 2012 wurden von der E-Control die 
Verordnungen über den Lieferanten- bzw. Ver-
sorgerwechsel, die Neuanmeldung und die Ab-
meldung (Wechselverordnung Strom 2012 und 
Wechselverordnung Gas 2012) veröffentlicht. 
Die wesentlichen Neuerungen der neuen 
Wechselverordnungen im Überblick:

>	 Der Wechsel des Lieferanten kann an je-
dem beliebigen Tag im Jahr erfolgen (keine 
monatlichen Wechselstichtage mehr). Da-
mit sind auch Wunsch-Wechseltermine des 
Kunden möglich.

>	 Der Wechsel des Kunden zum neuen Lie-
feranten hat spätestens drei Wochen nach 
Kenntnisnahme durch den Netzbetreiber 
zu erfolgen.

>	 Der neue Lieferant kann mit Vollmacht des 
Kunden vor der eigentlichen Einleitung des 
Wechsels für die korrekte Durchführung 
des Wechsels erforderliche Daten beim 
Netzbetreiber (z. B. Zählpunktbezeichnung) 
bzw. beim bisherigen Lieferanten (z. B. Bin-
defristen) abfragen.
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>	 Die Prozesse sind in der Regel automati-
siert abzuwickeln.

>	 Der Datenaustausch im Zuge des Lieferan-
tenwechsels bzw. der An- und Abmeldung 
zwischen Lieferanten und Netzbetreiber er-
folgt grundsätzlich über ein sicheres Kom-
munikationssystem, das von den Verrech-
nungsstellen betrieben wird. 

>	 Der Datenaustausch über ein gemeinsa-
mes Kommunikationssystem ermöglicht 
auch eine jederzeitige Nachverfolgbarkeit 
der Prozesse. Das Kommunikationssystem 
mit der verpflichtenden Authentifizierung 
stellt ein nach dem Stand der Technik 
sicheres System zum Datenaustausch 
dar, das Zugriff auf Daten durch unbefugte 
Dritte verhindert.

>	 Der Kunde wird frühzeitig über den geplan-
ten Wechseltermin informiert. 

REMIT 
Die Verordnung (EU) No 1227/2011, besser 
bekannt als REMIT, ist am 28. Dezember 
2011 in Kraft getreten. REMIT verbietet Markt-
manipulation und Insiderhandel im Energie
großhandelsmarkt und legt Transparenz-
vorschriften für diese Märkte fest. Seit dem 
Inkrafttreten von REMIT sind Marktteilnehmer 
verpflichtet, Insiderinformationen zu veröf-
fentlichen. Darüber hinaus sind Personen, die 
beruflich Transaktionen mit Energiegroßhan-
delsprodukten arrangieren, verpflichtet, die 
nationale Regulierungsbehörde unverzüglich 
zu informieren, wenn sie einen begründeten 
Verdacht haben, dass eine Transaktion gegen 

das Verbot des Insiderhandels oder das Ver-
bot der Marktmanipulation verstößt. Zudem 
sind sie verpflichtet, wirksame Vorkehrungen 
und Verfahren einzuführen und beizubehal-
ten, mit denen Verstöße gegen das Verbot 
des Insiderhandels oder das Verbot der Markt
manipulation festgestellt werden können.

Die E-Control arbeitet seit Inkrafttreten von 
REMIT intensiv an der nationalen Umsetzung 
der Verordnung. Um eine effektive Umset-
zung der REMIT sicherzustellen, arbeitet die 
E-Control eng mit anderen relevanten öster-
reichischen Behörden der Agentur für die 
Zusammenarbeit der Energieregulierungs-
behörden (ACER) und den Marktteilnehmern 
zusammen. Die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Finanzmarktaufsicht und der E-Control 
wurde im Juni dieses Jahres auch durch ein 
gemeinsames Kooperationsabkommen for-
malisiert. Dieses Abkommen regelt die Form 
der Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Behörden, den institutionalisierten Informa-
tionsaustausch sowie die gegenseitige Hilfe-
stellung bei laufender Überwachung und Ver-
folgung von Missbrauchsfällen.

Um die erfolgreiche Umsetzung der REMIT 
auch auf europäischer Ebene zu unterstüt-
zen, beteiligte sich die E-Control aktiv an der 
Erarbeitung entsprechender REMIT-Interpre-
tationshilfen durch ACER sowie dem REMIT 
Registrierungsformat und der Empfehlung 
bzgl. Transaktions- und Fundamentaldaten-
übermittlung an die Europäische Kommission.
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Die effektive und rechtzeitige Veröffent
lichung von Insider-Information durch Markt-
teilnehmer stellt eine wesentliche Forderung 
der REMIT dar. Um die Marktteilnehmer bei 
Einhaltung dieser Verpflichtung aktiv zu unter-
stützen, wurde durch den Central European 
Gas Hub (CEGH) im Oktober 2012 die CEGH 
REMIT Plattform gestartet. Diese bietet Groß-
handelsmarktteilnehmern im Gashandel die 
Möglichkeit, Insider-Informationen gemäß Ar-
tikel 4 der REMIT effektiv und rechtzeitig zur 
Veröffentlichung zu bringen. Da eine zentrale 
Plattformlösung deutlich zur Erhöhung der 
Markttransparenz beitragen kann und dieser 
Zugang auch die von ACER bevorzugte Lösung 
darstellt, wird die Nutzung der CEGH REMIT 
Plattform (siehe www.cegh.at/remit) von der 
E-Control befürwortet.

2013 werden weitere Maßnahmen zur voll-
ständigen Umsetzung von REMIT gesetzt. 
Einen wichtigen Schritt stellt dabei die Ver-
öffentlichung der Durchführungsrechtsakte 
der Europäischen Kommission dar, die de-
finieren, welche Verträge und Derivate der 
REMIT unterliegen. Diese Rechtsakte werden 
voraussichtlich Mitte 2013 veröffentlicht wer-
den. Drei Monate nach deren Inkrafttreten 
sind Energiegroßhandelsmarktteilnehmer 
dazu verpflichtet, sich bei der zuständigen 
nationalen Regulierungsbehörde zu registrie-
ren, um am Energiegroßhandel teilnehmen 
zu dürfen. Sechs Monate nach Erlassung der 
Rechtsakte sind Energiegroßhandelsmarkt-
teilnehmer zudem dazu verpflichtet, Aufzeich-
nungen von Transaktionen und Fundamental-
daten zu übermitteln.

Um die rechtlichen Verpflichtungen der REMIT 
effizient umsetzen zu können, hat die E-Control 
im September dieses Jahres die Beschaffung 
einer Handelsüberwachungssoftware gestar-
tet. Ziel ist es, Gas- und Strommärkte sowohl 
auf nationaler als auch auf regionaler Ebene 
zu überwachen und durch die Unterzeichnung 
entsprechender Kooperationsvereinbarungen 
mit anderen nationalen Regulierungsbehör-
den eine koordinierte grenzüberschreitende 
Vorgehensweise gegen allfällige marktmiss-
bräuchliche Praktiken im Energiegroßhandel 
sicherzustellen. Die Umsetzung der REMIT 
in nationales Recht wird die E-Control zudem 
mit zusätzlichen Ermittlungsbefugnissen aus-
statten und die Verhängung entsprechender 
Sanktionen im Falle einer Nichteinhaltung der 
REMIT ermöglichen.

Energiegroßhandels-Transaktionsdaten-
Aufbewahrungsverordnung – ETA-VO
Mit Inkrafttreten der REMIT gelten die da-
rin geregelten Insiderhandels- und Markt-
manipulationsverbote unmittelbar, und die 
Marktüberwachung durch ACER (in Zusam-
menarbeit mit den nationalen Regulierungs-
behörden) findet formal Anwendung. Die 
Datenerhebung durch ACER kann aber erst 
sechs Monate nach dem Inkrafttreten der von 
der EU-Kommission zu erlassenden Durch-
führungsrechtsakte erfolgen.

Dieser Übergangszeitraum zwischen Inkraft
treten der REMIT und Inkrafttreten der Durch-
führungsrechtsakte zur Datenerhebung durch 
ACER kann jedenfalls mehrere Monate oder 
unter Umständen sogar Jahre dauern. In 
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diesem Übergangszeitraum ist eine Datener-
hebung in Ermangelung einer zeitnahen Um-
setzung der neuen REMIT-Kompetenzen der 
nationalen Regulierungsbehörden in nationa-
les Recht nur unter Rückgriff auf die allgemei-
nen Überwachungs- und Aufsichtsrechte der 
nationalen Regulierungsbehörden möglich. 
Dabei wird es entscheidend auf die Qualität 
der auf Grundlage der Aufbewahrungspflicht 
durch die Marktteilnehmer aufbewahrten 
Transaktionsdaten ankommen.

Um eine einheitliche Datenqualität und ein-
heitliche Dateninhalte bei der Aufbewahrung 
von Transaktionsdaten durch die Marktteil-
nehmer sicherzustellen wurde der E-Control 
gemäß § 88 Abs. 4 ElWOG 2010 und § 131 
Abs. 3 GWG 2011 die Aufgabe übertragen, 
mit Verordnung die Aufbewahrungspflich-
ten für Strom und Gashändler für näher zu 
regelnde Transaktionsdaten über Transakti-
onen mit anderen Strom- und Gashändlern 
und Übertragungsnetzbetreibern bzw. Fern-
leitungsnetzbetreibern näher zu bestimmen 
(Energiegroßhandels-Transaktionsdaten-
Aufbewahrungsverordnung – ETA-VO). Die 
Transaktionsdaten sind der E-Control, der 
Bundeswettbewerbsbehörde sowie der EU-
Kommission zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei 
Bedarf jederzeit in einer von der E-Control 
vorgegebenen Form zur Verfügung zu stellen. 
Die Aufbewahrungsdauer beträgt fünf Jahre. 
Diese Aufzeichnungen dienen ausschließlich 
dazu, es den zuständigen Behörden zu er-
möglichen, die Einhaltung der für Strom- und 
Erdgashändler geregelten Pflichten zu prüfen.

Gasstatistik-Verordnung 2012
Ausschlaggebend für eine Novellierung der 
Gasstatistik-Verordnung 2005 idF der 1. Gas-
statistik-Verordnung-Novelle 2008 war die 
Notwendigkeit, die Meldepflichten den auf-
grund des neuen Marktmodells geänderten 
Rahmenbedingungen anzupassen. Darüber 
hinaus waren auch erweiterte Informations-
pflichten gegenüber dem Markt sowie Ände-
rungen aufgrund der europäischen Normen 
zu berücksichtigen.

Diese wesentlichen inhaltlichen Änderungen 
haben dazu geführt, dass einer Neuerlassung 
der Vorzug gegenüber einer Novellierung der 
bestehenden Regelungen gegeben wurde. 
Damit konnten auch eine bessere Übersicht-
lichkeit sowie eine strukturelle Anpassung an 
die Elektrizitätsstatistik-Verordnung erreicht 
werden.

Wesentliche inhaltliche Änderungen betref-
fen einerseits zusätzliche marktspezifische 
Informationen und andererseits Klarstellun-
gen bzw. Vereinheitlichungen von Erhebungs-
merkmalen. Die statistischen Erhebungen 
über „andere gasförmige Energieträger“ 
wurden gestrichen, sodass nunmehr seitens 
der E-Control nur noch jene „sonstigen Gas-
mengen“ erfasst werden, die entweder in das 
Gasnetz eingespeist oder zur Verstromung 
verwendet werden. Alle anderen „sonstige 
Gasmengen“ sollen hinkünftig von der Bun-
desanstalt Statistik Österreich abgedeckt 
werden.
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Die Gasstatistik-Verordnung 2012 wurde als 
BGBL. II Nr. 475 am 21. Dezember 2012 
veröffentlicht und tritt mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft. Aufgrund des Inkrafttretens zum Jah-
reswechsel 2012/13 konnten die Übergangs-
bestimmungen auf das notwendige Minimum 
reduziert werden.

Rechtlicher Rahmen Ökostrom 
Ökostromgesetz
Im Juli 2011 wurde im Nationalrat das Öko-
stromgesetz 2012 beschlossen. Mit Kund-
machung im Bundesgesetzblatt am 29. Juli 
2011 traten einzelne Teile (Warteschlangen-
abbau von Wind und Photovoltaik) bereits 
in Kraft. Vollständig in Kraft trat das Gesetz 
nach der Genehmigung durch die Europä-
ische Kommission am 1. Juli 2012. Die we-
sentlichen Neuerungen bzw. Anpassungen 
sind nachfolgend auszugsweise dargestellt:

>	 Die Abhängigkeit Österreichs von Atom
stromimporten ist bis zum Jahr 2015 bilan-
ziell zu beseitigen (§ 4 Abs. 1 Z. 7). Jene 
Mengen, die derzeit bilanziell Atomstrom-
importen zugeordnet werden können, sind 
durch zusätzliche Erzeugung aus erneuer-
baren Technologien zu ersetzen.

>	 Bis zum Jahr 2015 sind 15 % der Abgabe
menge an Endverbraucher aus öffentli-
chen Netzen in Form von gefördertem Öko-
strom aufzubringen (§ 4 Abs. 2).

>	 Es wurden Ausbauziele bis 2020 formuliert. 
Demnach hat im Zeitraum 2010 bis 2020 
ein Ausbau von Wasserkraft im Ausmaß von 
1.000 MW (oder etwa 4 TWh), ein Ausbau 
von Windkraft im Ausmaß von 2.000 MW 
(oder etwa 4 TWh), ein Ausbau von Bio
masse und Biogas im Ausmaß von 200 MW 

(oder etwa 1,3 TWh) sowie ein Ausbau von 
Photovoltaik von 1.200 MW (oder etwa 1 
TWh) unter Verfügbarkeit der Rohstoffe bzw. 
der Standorte zu erfolgen (§ 4 Abs. 3 und 3).

>	 Anpassungen insbesondere aufgrund der 
Erneuerbaren Richtlinie 2009/28/EG zu 
Herkunftsnachweisen für Ökostrom (§§ 
10, 11): Die E-Control ist als zuständige 
Stelle für die Überwachung, Ausstellung, 
Übertragung und Entwertung der Her-
kunftsnachweise benannt. Basis für die 
Erstellung von Herkunftsnachweisen sind 
Nettostromerzeugungsmengen. Ein Her-
kunftsnachweis muss künftig mehr Anga-
ben als bisher umfassen. Die E-Control 
hat Preise für Herkunftsnachweise, die im 
Zuge der Kontrahierungspflicht von der 
OeMAG übertragen werden, zu verordnen.

>	 Einspeisetarife wird es künftig auch für 
Ökostromanlagen auf Basis von Kleinwas-
serkraft mit einer Engpassleistung von bis 
zu 2 MW geben (§ 12 Abs. 1 Z. 2).

>	 Für gebäudeintegrierte Photovoltaik-An-
lagen von 5 kWp bis 500 kWp gibt es die 
Möglichkeit, einen Tarif von 18 Cent/kWh 
über den Zeitraum von 13 Jahren zu bean-
tragen (Netzparitäts-Tarif, § 14 Abs. 6).

>	 Nach Annahme des Antrags durch die 
OeMAG müssen Photovoltaikanlagen in-
nerhalb von 12 Monaten errichtet werden, 
Kleinwasser-, rohstoffabhängige und Wind-
kraftanlagen innerhalb von 36 Monaten 
sowie sonstige Anlagen innerhalb von 24 
Monaten (§ 15 Abs. 6).

>	 Anträge von Photovoltaikanlagen werden 
nach Ausschöpfen des Unterstützungsvolu-
mens der Ökostromabwicklungsstelle von 
dieser abgelehnt. Ein Wartelistenaufbau ist 
demnach nicht mehr möglich (§ 15 Abs. 7).
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>	 Die Einspeisetarife werden weiterhin per 
Verordnung festgelegt. Künftig können 
Einspeisetarifverordnungen auch für zwei 
oder mehrere Kalenderjahre im Vorhinein 
festgelegt werden. Bis zum Inkrafttreten 
einer neuen Verordnung gelten die für das 
jeweilige Vorjahr festgelegten Preise mit 
einem festgelegten Abschlag (§ 19).

>	 Unter bestimmten Voraussetzungen wird 
ein Technologie- und KWK-Bonus gewährt 
(§ 21).

>	 Für Anlagen auf Basis von Biogas und flüs-
siger Biomasse wird für Bestandsanlagen, 
für die zum 20. Oktober 2009 ein Vertrag 
über die Kontrahierung von Ökostrom 
durch die Ökostromabwicklungsstelle zu 
Einspeisetarifen bestand, ein Betriebskos-
tenzuschlag gewährt. Für diesen Betriebs-
kostenzuschlag stehen maximal 20 Mio. 
Euro jährlich zur Verfügung (§ 22).

>	 Investitionszuschüsse für Ablauge betra-
gen zwischen 300 Euro/kW und 120 Euro/
kW bzw. maximal 30 % der Investitions
kosten (§ 25).

>	 Investitionszuschüsse für Kleinwasserkraft 
sind mit 16 Mio. Euro jährlich begrenzt. Für 
das Jahr 2013 werden einmalig weitere 20 
Mio. Euro bereitgestellt. Kleinwasserkraft-
anlagen bis zu 500 kW erhalten max. 30 % 
der Investitionskosten bzw. max. 1.500 
Euro pro kW ausbezahlt, Kleinwasserkraft-
anlagen bis 2 MW max. 20 % bzw. 1.000 
Euro pro kW, Anlagen bis 10 MW max. 
10 % bzw. 400 Euro pro kW (§ 26).

>	 Investitionszuschüsse für mittlere Was-
serkraftanlagen sind bis 2014 jährlich mit 
max. 7,5 Mio. begrenzt. Anlagen erhalten 
max. 10 % der Investitionskosten bzw. 
max. 400 Euro/kWh sowie max. 6 Mio. 

Euro pro Anlage als Investitionszuschuss 
ausbezahlt (§ 27).

>	 Änderungen im Finanzierungssystem: Die 
Fördermittel setzen sich künftig zusam-
men aus einer Ökostrompauschale (frü-
her Zählpunktpauschale), dem Verkauf 
von Ökoenergie sowie den dazugehörigen 
Herkunftsnachweisen an die Stromhänd-
ler, einem Ökostromförderbeitrag, Verwal-
tungsstrafen, Zinsen und sonstigen Zu
wendungen (§ 44).

>	 Die den Stromhändlern und -lieferanten 
zugewiesenen Strommengen sind mit Day-
ahead-Spotmarktpreisen zu verrechnen 

	 (§ 41 Abs. 2).
>	 Ökostrompauschale NE 7: 11 Euro, NE 6: 

320 Euro, NE 5: 5.200 Euro, NE 4: 35.000 
Euro, NE 1 bis 3: 35.000 Euro jährlich (§ 45). 

>	 Netzbetreiber führen monatlich an die Öko-
stromabwicklungsstelle einen bestimmten 
Prozentsatz (durch Verordnung festgelegt) 
von den Netznutzungs- und Netzverlustent-
gelten ab (§ 48).

>	 Kostendeckelung beim Ökostromförder-
beitrag gemäß § 49 und Befreiung von 
der Ökostrompauschale für einkommens-
schwache Haushalte gemäß § 46: Haus-
halte, welche bestimmte Einkommens-
grenzen nicht überschreiten, können auf 
Antrag von der Ökostrompauschale und 
dem 20 Euro übersteigenden Ökostrom-
förderbeitrag befreit werden. Der Antrag 
muss bei der Gebühren Info Service GmbH 
(GIS), die auch für die Befreiung von Rund-
funk- und Fernsehgebühren zuständig ist, 
gestellt werden. Bis zum Ende des Be-
richtsjahres wurden laut GIS rund 100.000 
Anträge bearbeitet.
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>	 Wartelistenabbau bei der OeMAG erfolgt 
durch Gewährung von Einspeisetarifen 
mit teilweise einem Abschlag. So erhalten 
Windkraftanlagen, die einen Vertrag mit der 
OeMAG im Kalenderjahr 2011 oder 2012 
erhalten würden, wie bisher 9,7 Cent/kWh, 
Anlagen, die einen Vertrag im Jahr 2014 
oder später erhalten würden, 9,5 Cent/
kWh ausbezahlt. Photovoltaikanlagen er-
halten einen Abschlag zwischen 2,5 % und 
22,5 % (§ 56).

>	 Festgelegtes jährliches Unterstützungsvo-
lumen pro Jahr: 50 Mio. Euro (§ 23).

Ökostrom-Einspeisetarifeverordnung 2012 – 
ÖSET
Am 18. September 2012 wurde die Öko-
strom-Einspeisetarifverordnung 2012 (ÖSET-
VO 2012) kundgemacht. Sie enthält Tarife für 
das 2. Halbjahr 2012 und das Jahr 2013. 

Bei PV-Anlagen (gebäudeintegrierte und auf 
Freiflächen) gibt es mit der ÖSET-VO 2012 ei-
nen Tarif für die Größenklasse 5 kWp bis 500 
kWp. Für beide Kategorien sind die Tarife ge-
sunken und wurden mit entsprechenden Ab-
schlägen für das Jahr 2013 versehen. Neu ist 
hierbei, dass für gebäudeintegrierte Anlagen 
zusätzlich zum Einspeisetarif auch ein Inves-
titionszuschuss für die Anlagen vorgesehen 
ist. Dieser beträgt 30 % der Investitionskos-
ten, höchstens jedoch 200 EUR/kWp.

Der Tarif für Windkraftanlagen bleibt für das 
2. HJ 2012 unverändert und sinkt im Jahr 
2013 leicht auf 9,45 Cent/kWh.

Bei „Biomasse fest“ wurde eine neue Katego-
rie eingeführt – „hocheffiziente Anlagen mit 
einer Engpassleistung bis 500 kW“. Die Ta-
rife sind durchgehend sehr stark gestiegen, 
wobei für das Jahr 2013 eine sehr geringe 
Reduktion beschlossen wurde.

Bei Biogas wurde ebenfalls eine neue Katego-
rie eingeführt, wobei hier die Unterteilung am 
oberen Ende um die Klasse „Engpassleistung 
über 750 kW“ erweitert wurde. Hier kam es 
zu mäßigen Erhöhungen der Tarife, welche im 
Jahr 2013 wiederum um 0,07 bis 0,10 Cent/
kWh reduziert werden.

Neu sind die nach der eingespeisten Menge 
gestaffelten Tarife für Kleinwasserkraftan-
lagen bis 2 MW. Für die kleinste Kategorie 
(Neubau bis 500.000 kWh) liegen diese mit 
10,60 Cent/kWh deutlich über dem Einspei-
setarif für Windkraftanlagen. Für das Jahr 
2013 wurde auch hier eine Reduktion der 
Einspeisetarife beschlossen, wobei sich die-
se zwischen 0,03 bis 0,05 Cent/kWh beläuft.

Bei den übrigen Technologien sind die Tarife 
im Wesentlichen ident mit jenen der Öko-
stromverordnung 2012. 

Regulierung der Netze
Eine der wesentlichsten Aufgaben der 
E-Control besteht in der Regulierung des 
natürlichen Monopols der österreichischen 
Strom- und Gasnetze. Seit Beginn der Jahre 
2006 (Stromverteilernetze) bzw. 2008 (Gas-
verteilernetze) werden diese Infrastrukturen 
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im Rahmen von langfristig stabilen Anreizre-
gulierungsregimen reguliert. Dabei werden 
die tatsächlichen Kosten von den zugestan-
denen Erlösen für die Dauer der Regulierungs-
periode entkoppelt. Eine geprüfte Kostenba-
sis wird mittels Auf- und Abschlagsfaktoren, 
welche im Wesentlichen die Preissteigerun-
gen der Branche sowie die branchen- und un-
ternehmensspezifische Effizienzentwicklung 
abbilden, jährlich neu angepasst. Unter Be-
rücksichtigung von Investitions- und Betriebs-
kostenfaktoren, welche die Entwicklung der 
Kapital- und Betriebskosten während der 
Regulierungsperiode berücksichtigen, wird 
die angepasste Kostenbasis in jährlich neu 
bestimmte Entgelte übergeleitet. Während 
im Strombereich die Unternehmen gefordert 
sind, ihre Ineffizienzen innerhalb von zwei Re-
gulierungsperioden von jeweils 4 Jahren ab-
zubauen, beträgt der Zeitraum im Gasbereich 
10 Jahre (unterteilt in zwei Regulierungsperio-
den von jeweils 5 Jahren). 

Im Gasverteilernetzbereich wurde für 2012 
die Kostenermittlung zum letzten Mal anhand 
der Systematik für die erste Regulierungs-
periode durchgeführt. Für die zweite Regu-
lierungsperiode (1. 1. 2013 – 31. 12. 2017) 
wurde der Regulierungsrahmen geringfügig 
angepasst. Zwar wurde der Zielwert (Effizi-
enzziel) mit Ende 2017 unverändert beibe-
halten, jedoch wurde auf Basis einer geprüf-
ten Kostenbasis des Geschäftsjahres 2011 
und anhand eines Zielerreichungsgrades 
der Kostenpfad für die zweite Periode neu 
„eingestellt“. Weiters wurden sowohl die 

Erweiterungsfaktoren (Betriebskosten- und 
Investitionsfaktoren) als auch der Finan-
zierungskostensatz einer Revision unterzo-
gen. Darüber hinaus wurde im Rahmen der 
Regulierungsformel ein Qualitätselement 
eingeführt, welches jedoch bis auf Weiteres 
keine Wirkung entfalten wird. Für die Strom-
verteilernetze wird aktuell an der Ausgestal-
tung für die dritte Anreizregulierungsperiode 
gearbeitet. Im Gegensatz zu den Gasnetzen 
wird hier ein neuerlicher Effizienzvergleich 
mit einem ausgeweiteten Sample (Unterneh-
men mit einer Abgabemenge größer 50 GWh 
im Jahr 2008) durchgeführt werden. Darüber 
hinaus werden bereits implementierte Regu-
lierungsparameter evaluiert und gegebenen-
falls einer Anpassung unterzogen. Die dritte 
Anreizregulierungsperiode für die Stromver-
teilernetze wird am 1. 1. 2014 beginnen. Im 
Bereich der Stromübertragung bzw. Gasfern-
leitungen werden die Netzentgelte nach wie 
vor auf Basis jährlicher Kostenprüfungen 
sowie anhand genehmigter Tarifmethoden 
bestimmt. Die Tarifmethoden der Gasfernlei-
tungen wurden im Jahr 2012 neu evaluiert 
und angepasst.

Innerhalb der obig dargestellten Systematik 
werden die Systemnutzungsentgelte mit 1. 1. 
des jeweiligen Jahres für 15 Netzgebiete im 
Bereich der Strominfrastruktur und für 20 
Gasverteilernetze jährlich neu angepasst und 
in den jeweiligen Verordnungsnovellen ver-
lautbart. 
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Strommarkt

Regulierung der Netze: 
Tarifierung in 2012
Auf Grundlage des ElWOG 2010 wurden 
im Entgeltverfahren 2012 die Kosten und 
Mengengerüste aller Stromverteiler mit über 
50  GWh Abgabemenge im Jahr 2008 be-
stimmt und die Tarife für das Jahr 2013 er-
mittelt. Dies erfolgte nun schon zum zweiten 
Mal im Rahmen eines zweistufigen Verfah-
rens, welches den Netzbetreibern verstärk-
te Rechtssicherheit bietet. In einem ersten 
Schritt werden das Kosten- und Mengenge-
rüst des Netzbetreibers in einem Bescheid der 
Behörde festgestellt. Diese bilden die Basis 
für die Entgeltermittlung, welche den zweiten 
Schritt darstellt. Die Entgelte werden weiter-
hin mit Jahresbeginn in einer Verordnung, der 
Systemnutzungsentgeltverordnung (SNE-VO) 
bzw. deren Novelle, verlautbart. Da für jeden 
Netzbereich einheitliche Entgelte ermittelt 
werden, sorgt ein Ausgleichszahlungsmecha-
nismus dafür, dass Unterschiede in der Erlös-
struktur zwischen den Netzbetreibern (Über- 
bzw. Unterdeckungen) bereinigt werden.

Während die Netzentgeltanpassung (Netznut-
zung und Netzverluste) im Zuge der Anpassun-
gen der Systemnutzungsentgelte-Verordnung 
2012 zu einer Reduktion der Netzentgelte 
von durchschnittlich rund 0,5 % (Gesamtös-
terreich über alle Netzebenen bewertet mit 
Mengenbasis des Jahres 2011) geführt hat, 
sind die Entgelte im Rahmen der Systemnut-
zungsentgeltverordnung (SNE-VO) 2013 im 
Durchschnitt über alle Netzebenen um 1,8 % 
gestiegen. Ein Großteil dieser Erhöhung ent-
fällt vor allem auf den Netzbereich Wien und 

ist in erster Linie auf massive Erhöhung der 
Kosten im Zusammenhang mit den gesetzli-
chen Vorschriften im Zuge von Ausgliederun-
gen, die dem Grunde nach zum Zeitpunkt der 
Vollliberalisierung des Elektrizitätsmarktes 
mit 1. Oktober 2001 bestanden haben (Pen-
sionsverpflichtungen), zu begründen. Insge-
samt erhöhen sich für 2013 die Kosten um 
rund 29 Mio. Euro im Vergleich zum Vorjahr, 
wobei 23 Mio. EUR auf den Netzbereich Wien 
zurückgeführt werden können. Es zeigt sich 
somit, dass im Schnitt die verbleibenden 
Netzbereiche grundsätzlich eine stabile Ent-
wicklung aufgewiesen haben.

Seit dem Start der Regulierungstätigkeit der 
E-Control im Jahr 2001 konnten für die Kun-
den bisher insgesamt mehr als 600 Mio. Euro 
eingespart werden. Die rückläufigen Absatz-
mengen der letzten Jahre, ausgelöst durch 
die Finanz- und Wirtschaftskrise, sind seit 
letztem Jahr wieder etwas im Steigen und der 
Druck auf die Tarifhöhe wurde dadurch etwas 
gemindert. Im Rahmen der kommenden Er-
mittlungsverfahren im Jahr 2013 wird eine 
neue Startkostenbasis für die dritte Regulie-
rungsperiode ermittelt und neue Rahmenbe-
dingungen für die nächsten Jahre festgelegt. 
Nichtsdestotrotz werden aufgrund des anhal-
tenden Investitionsbedarfs der Stromnetze 
und den Preissteigerungen für Netzbetreiber 
Entgeltsenkungen in den nächsten Jahren 
nur mehr eingeschränkt realisierbar sein. 
Eine in den letzten Jahren stabile Entwicklung 
der Abgabemengen führt hierbei ebenfalls 
nicht zu einer Entlastung der verbrauchsab-
hängigen Entgelte.

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

	        / Tätigkeiten der Regulierungsbehörde 2012

Tätigkeiten der 
Regulierungsbehörde 
2012
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Tabelle 5
Übersicht Anpassung Netznutzungs- und Netzverlustentgelt von 2001 bis 2013

Ebene 3	 –0,53	 –1,6	 –0,26	 –0,7	 –0,47	 –1,2	 –1,82	 –4,3	 –0,31	 –0,8	 0,01	 0,0	 0,07	 0,2	 –11,91	 –20,7

Ebene 4	 –0,58	 –1,1	 –0,02	 0,0	 0,07	 0,2	 –1,63	 –3,5	 –0,24	 –0,5	 –0,50	 –1,1	 0,88	 1,8	 –8,78	 –15,2

Ebene 5	 –12,59	 –5,6	 –0,85	 –0,4	 –1,22	 –0,6	 –8,93	 –3,8	 –2,00	 –0,9	 –1,38	 –0,6	 4,49	 2,0	 –77,22	 –25,2

Ebene 6	 –0,91	 –0,5	 0,01	 0,0	 0,64	 0,4	 –5,18	 –3,0	 –0,18	 –0,1	 –1,10	 –0,7	 2,45	 1,5	 –35,28	 –17,1

Ebene 7 – 	 –9,17	 –4,7	 –1,72	 –0,9	 –1,16	 –0,6	 –10,98	 –5,2	 –3,75	 –1,9	 –1,88	 –1,0	 4,72	 2,3	 –82,52	 –28,7
gemessen	

Ebene 7 – 	 –124,82	 –10,0	 –5,38	 –0,6	 –3,85	 –0,4	 –33,90	 –3,7	 –6,04	 –0,7	 –4,13	 –0,5	 16,79	 1,8	 –374,57	 –28,9
nicht gemessen	

Ebene 7 – 	 0,71	 1,5	 –0,25	 –0,4	 –0,62	 –1,0	 –2,09	 –3,8	 –0,87	 –1,7	 1,48	 2,9	 0,23	 0,4	 –10,77	 –18,4
unterbrechbar	

	 	 –147,9	 –7,5	 –8,5	 –0,5	 –6,6	 –0,4	 –64,5	 –3,8	 –13,4	 –0,8	 –7,5	 –0,5	 29,6	 1,8	 –601,0	 –26,7

Burgenland	 –14,6	 –15,6	 –0,5	 –0,9	 –1,4	 –2,6	 –2,6	 –4,9	 –1,1	 –2,1	 1,2	 2,3	 –1,5	 –3,0	 –42,3	 –44,0

Kärnten	 0,0	 0,0	 0,3	 0,2	 1,5	 1,4	 3,6	 3,1	 –0,3	 –0,2	 3,2	 2,5	 5,1	 4,0	 –3,1	 –2,4

Klagenfurt	 0,5	 2,5	 –0,5	 –2,7	 0,7	 3,8	 –0,7	 –3,2	 0,1	 0,3	 0,4	 1,7	 –0,1	 –0,5	 –3,2	 –13,4

Niederösterreich	 –10,8	 –4,1	 –1,9	 –0,8	 2,7	 1,2	 –6,1	 –2,6	 2,3	 1,0	 –0,4	 –0,2	 –1,6	 –0,7	 –59,8	 –20,0

Oberösterreich	 –12,4	 –5,3	 –2,2	 –1,1	 –2,1	 –1,1	 –12,7	 –6,0	 –1,0	 –0,5	 –0,3	 –0,2	 –0,9	 –0,4	 –90,4	 –30,1

Linz	 –4,2	 –5,1	 –2,3	 –3,3	 –2,9	 –4,0	 –0,2	 –0,3	 –0,9	 –1,3	 –0,5	 –0,8	 –1,6	 –2,4	 –28,9	 –31,2

Salzburg	 –28,9	 –16,1	 –1,2	 –1,0	 –2,2	 –1,9	 –6,5	 –5,6	 –2,7	 –2,4	 –3,4	 –3,2	 1,4	 1,3	 –74,2	 –41,0

Steiermark	 –39,0	 –15,1	 –1,7	 –0,7	 –11,8	 –4,9	 –9,9	 –4,2	 –5,0	 –2,2	 –5,9	 –2,8	 –2,6	 –1,2	 –155,1	 –41,2

Graz	 –6,0	 –12,9	 –0,7	 –2,2	 –0,2	 –0,5	 0,7	 2,3	 –0,8	 –2,4	 –1,1	 –3,7	 0,6	 1,8	 –18,3	 –37,4

Tirol	 –3,6	 –2,4	 0,0	 0,0	 2,4	 1,7	 –5,7	 –3,9	 4,0	 2,8	 –3,2	 –2,2	 4,0	 2,7	 –31,6	 –17,1

Innsbruck	 –0,2	 –0,6	 0,0	 0,0	 0,1	 0,3	 –1,2	 –4,1	 –0,3	 –1,1	 0,5	 1,8	 0,7	 2,4	 –2,1	 –6,8

Vorarlberg	 –1,8	 –2,2	 –0,1	 –0,1	 1,1	 1,5	 –4,0	 –5,0	 –1,3	 –1,8	 0,5	 0,6	 2,9	 3,7	 –9,3	 –11,2

Wien	 –26,9	 –7,7	 2,4	 0,8	 5,4	 1,7	 –19,2	 –5,9	 –6,5	 –2,1	 0,6	 0,2	 23,1	 7,1	 –82,8	 –20,5

Kleinwalsertal	 0,0	 0,0	 0,0	 –2,4	 0,0	 –0,2	 0,0	 1,6	 0,1	 3,2	 0,0	 0,0	 0,2	 9,1	 0,1	 6,5

	 	 –147,9	 –7,5	 –8,5	 –0,5	 –6,6	 –0,4	 –64,5	 –3,8	 –13,4	 –0,8	 –8,5	 –0,5	 29,6	 1,8	 –601,0	 –26,7

überSicht anPaSSung netznutzungS- und netzVerluStentgelt Von 30.09.2001 biS 01.01.2013

SNT-VO 
30.09.2001

– 01.01.2003

SNT-VO 
30.09.2001

– 01.01.2003

SNT-VO 
01.01.2008

SNT-VO 
01.01.2008

SNT-VO 
01.01.2009

SNT-VO 
01.01.2009

SNT-VO 
01.01.2010

SNT-VO 
01.01.2010

SNT-VO 
01.01.2011

SNT-VO 
01.01.2011

SNE-VO 
01.01.2012

SNE-VO 
01.01.2012

SNE-VO 
01.01.2013

SNE-VO 
01.01.2013

Gesamt 
Mengenbasis 11

Gesamt 
Mengenbasis 11

Tarifanpassung 
pro Ebene

Tarifanpassung 
pro Netzbereich

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Mio. EUR       in %

Quelle: E-Control
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Aufsicht Marktteilnehmer
Aufsicht Regelzonenführer 
(Langfristplanung, NEP)
Gemäß § 39 Abs. 1 ElWOG ist die E-Control 
zur Überwachung der Netzentwicklungspläne 
der Übertragungsnetzbetreiber beauftragt. 
In diesem Zusammenhang wurden von den 
Übertragungsnetzbetreibern APG und VÜN ge-
mäß § 37 ElWOG heuer zum zweiten Mal die 
Netzentwicklungspläne eingereicht und Ende 
November 2012 vom Vorstand der E-Control 
per Bescheid genehmigt.

Übertragungsnetzbetreiber sind verpflichtet, 
jährlich Zehnjahres-Netzentwicklungspläne zu 
erstellen. Dieser hat Szenarien als Grundlage 
für Projekte von nationalem und internationa-
lem Interesse, Kostenabschätzungen, Risiko
analysen sowie die einzelnen Projekte mit de-
taillierter Beschreibung zu beinhalten. 

Die Netzentwicklungspläne werden sowohl 
von den Übertragungsnetzbetreibern selbst 
als auch von der E-Control konsultiert. An-
schließend erfolgt eine Prüfung auf techni-
sche und wirtschaftliche Sinnhaftigkeit der 
Projekte durch die E-Control.

Per Bescheid werden die positiv bewerteten 
Projekte genehmigt. Erstmals wurden heuer 
auch Projekte in die Netzentwicklungspläne 
aufgenommen, die keines vollständigen Neu-
baues von Leitungen bedürfen, sondern die 
Adaption von bestehenden Netzen beinhalten. 
Dies wird grundsätzlich als positiv bewertet, 
jedoch konnten aufgrund fehlender Informa-
tionen nicht alle Projekte in ausreichendem 
Maße und abschließend geprüft werden, so-
dass jene Projekte im heurigen Jahr nicht ge-
nehmigt werden konnten.

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

	        / Tätigkeiten der Regulierungsbehörde 2012

Quelle: E-Control
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Der Prozess der Erstellung und Genehmigung 
der Netzentwicklungspläne konnte im Vergleich 
zum ersten Jahr der Genehmigung, 2011, we-
sentlich verbessert werden und wird auch in 
den nächsten Jahren weiterentwickelt werden.

Aufsicht Clearingstellen Strom und Gas
Im Rahmen der Aufsichtsfunktion der E-Control 
über die Verrechnungsstellen erfolgte im Jahr 
2012 eine Überarbeitung der Allgemeinen 
Bedingungen des Bilanzgruppenkoordinators 
für die Regelzone Ost (AGCS Gas Clearing and 
Settlement AG) zur Umsetzung des Restlastver-
fahrens im Clearing. Die optionale Einführung 
des Restlastverfahrens und die dadurch erfor-
derlichen Marktregeländerungen wurden im 
Jahr 2010 von der E-Control gemeinsam mit 
den Marktteilnehmern konsultiert. Somit wur-
den die Voraussetzungen geschaffen, um eine 
Aufteilung des Restlastfehlers in jenen Netz-
gebieten vorzunehmen, in denen der Netzbe-
treiber den Bottom-up-Ansatz zur Verbrauchs
ermittlung verwendet.

Im Zuge des Tarifprüfungsverfahrens 2012 
wurden die Kosten der Verrechnungsstel-
len gemäß der bestehenden Regulierungs-
systematik übergeleitet und auch neuerlich 
überprüft. Prüfungsgegenstand war die Kos-
tenbasis (ausgehend vom letztverfügbaren 
abgeschlossenen Geschäftsjahr 2011), die 
Feststellung von aufzurollenden Plan-Ist-
Abweichungen und eine Berücksichtigung 
außerordentlicher Effekte. Zielsetzung des 
Verfahrens war unter anderem die Aktualisie-
rung des Clearingentgeltes unter Berücksichti-
gung von sich verändernden Parametern, wie 
Mengenentwicklung, Kostensteigerungen / In-
flation, Zinsentwicklungen sowie die Berück-

sichtigung zusätzlicher Aufgaben, die von den 
Verrechnungsstellen durch die Änderungen 
im rechtlichen Umfeld übernommen werden 
müssen, für einen Betrachtungszeitraum von 
2 Jahren.

Als zusätzliche Aufgaben haben ab dem Jahr 
2013 insbesondere die neuen gesetzlichen 
Vorgaben (insbesondere § 76 Abs. 3 ElWOG 
2010 sowie § 123 Abs. 3 GWG 2011) im 
Zusammenhang mit dem Betrieb der Wech-
selplattform sowie die Realisierung des neu-
en Gasmarktmodells Einfluss auf die Kosten 
der Verrechnungsstellen. Durch vorbereiten-
de Aktivitäten, wie z. B. die Ausschreibung, 
Programmierung und Implementierung der 
Wechselplattform, kommen entsprechende 
Kosteneffekte auch bereits im Jahr 2012 zum 
Tragen. Diese Veränderung der gesetzlichen 
Vorgaben bedingt eine Erhöhung des Clearing
entgeltes für Verbrauchsmengen ab dem Jahr 
2013. 

Die Verrechnungsstelle A&B wird zukünftig 
nur noch für das Gas-Clearing in den Markt-
gebieten Tirol und Vorarlberg verantwortlich 
sein. Sie steht hierbei wie die Verrechnungs-
stelle AGCS in der Verantwortung, sich auf die 
neuen Aufgaben und Rahmenbedingungen 
gemäß dem geänderten rechtlichen Umfeld 
vorzubereiten. Folglich hat auch sie sich ent-
sprechend aufzustellen, um die neuen Aufga-
ben, die sich aus der Umsetzung der gesetz-
lichen Vorgaben ergeben, ab dem Jahr 2013 
erfüllen zu können. Unabhängig von der Grö-
ße der jeweiligen Verrechnungsstelle fallen 
für bestimmte Themen dabei Mindestkosten 
je Verrechnungsstelle an. 
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Da die Kosten, die aus den zusätzlichen Auf-
gaben resultieren, im Verhältnis zu der heu-
tigen Kostenbasis der A&B sehr hoch sind, 
ist von der Vorgehensweise, ein einheitliches 
Clearingentgelt für das Marktgebiet Ost und 
die Marktgebiete Tirol und Vorarlberg festzu-
legen, abzugehen. Für die Marktgebiete Tirol 
und Vorarlberg ist eine deutliche Steigerung 
des Clearingentgeltes ab dem Jahr 2013 
erforderlich, um auch zukünftig die durch-
schnittlich angemessenen Kosten in der A&B 
entsprechend abzudecken.

Die geänderten Clearingentgelte für Strom 
und Gas treten für Abrechnungszeiträume ab 
dem 1. Jänner 2013 in Kraft. Da die Clearing-
stellen gelegentlich auf Antrag von Marktteil-
nehmern Nachverrechnungen bereits abge-
schlossener Zeiträume vornehmen und das 
obligatorische Zweite Clearing erst 14 Monate 
nach Abschluss der jeweiligen Periode statt-
findet, wurde klargestellt, dass in diesen Fäl-
len, das heißt für Perioden vor dem Stichtag, 
weiterhin die Tarifansätze der Vorgängerver-
ordnung zur Anwendung kommen.

Durch die Änderungen der Marktregeln entfällt 
für Gas die Festlegung eines Clearingentgeltes 
für den Handelsumsatz im Marktgebiet Ost er-
satzlos, da der Handel im Marktgebiet Ost ab 
1. Jänner 2013 über den Central European 
Gas Hub (CEGH) als Betreiber des Virtuellen 
Handelspunktes erfolgt. In den Marktgebieten 
Tirol und Vorarlberg tritt das Marktmodell neu 
erst mit 1. Oktober 2013 in Kraft. Daher er-
folgt der Handel in diesen Marktgebieten erst 
ab 1. Oktober 2013 über den Virtuellen Han-
delspunkt des vorgelagerten Marktgebietes 
NetConnect Germany in Deutschland. Somit 

fällt von 1. Jänner 2013 bis 30. September 
2013 weiterhin ein Clearingentgelt für den 
Handelsumsatz in den Marktgebieten Tirol 
und Vorarlberg an. Die Höhe des Clearing
entgeltes für den Handelsumsatz in diesen 
Marktgebieten bleibt dabei unverändert.

Neben den Aktivitäten zur Festsetzung der 
Clearingentgelte war die Tätigkeit der APCS 
für Strom von Umstellungen in der Regel-
energiebeschaffung und der Übernahme der 
Clearingaktivitäten (1. Clearing) für die Re-
gelzone VKW mit Anfang 2012 gekennzeich-
net. Mit dem Übergang der Beschaffung der 
Minutenreserve zu APG und der Erweiterung 
der marktbasierten Sekundärregelbeschaf-
fung sind etwas geänderte Schnittstellen- und 
Kommunikationserfordernisse zwischen APG 
und APCS entstanden. Ebenso mussten für 
die Durchführung des 1. Clearings für die Bi-
lanzgruppen der Regelzone VKW ab 1. 1. 2012 
eine Datenmigration vorgenommen werden. 
Die diesbezüglichen Umstellungen verliefen 
weitgehend reibungslos. Weiters hat APCS 
eine zeitgemäße Internetveröffentlichung von 
Marktdaten gestartet. Damit soll den Markt-
teilnehmern ein komfortabler Zugang zu re-
levanten Informationen ermöglicht werden. 
Die genauen Informationsinhalte werden bei 
einer weiteren Ergänzung des Datenangebots 
abzustimmen sein.

Aufsicht Bilanzgruppenverantwortliche
Im Jahr 2012 wurden 14 Anträge auf Zulas-
sung als Bilanzgruppenverantwortlicher ge-
stellt, wobei diese Zahl in etwa den in den 
Vorjahren eingebrachten Anträgen entspricht. 
Bis Jahresende wurden zehn Unternehmen 
als neue Bilanzgruppenverantwortliche zuge-
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lassen. In einzelnen Fällen mussten bereits 
erteilte Genehmigungen auf Grund des Weg-
falls von Genehmigungsvoraussetzungen ent-
zogen werden. 

Genehmigung Allgemeine 
Verteilernetzbedingungen
2012 erarbeitete die E-Control in Zusammen-
arbeit mit Vertretern der Netzbetreiber eine 
neue Musterfassung für Allgemeine Bedin-
gungen für den Zugang zum Verteilernetz. Bis 
Juni 2012 wurde eine neue, an das ElWOG 
2010 angepasste Fassung zu einem Großteil 
entwickelt.

Leider war es nicht möglich, die Musterfas-
sung zur Gänze abzuschließen. Grund dafür 
war, dass die Qualitätsstandardsverordnung 
gem. § 19 ElWOG, die in die Allgemeinen Be-
dingungen gem. § 19 Abs. 3 übernommen 
werden muss, erst zu Jahresende 2012 erlas-
sen wurde.

Die Allgemeinen Bedingungen sollen als 
„Musterfassung“ von der gesamten Branche 
mitgetragen werden. Dazu ist es notwen-
dig, ein ausgereiftes und abgeschlossenes 
Produkt vorzulegen. Da die obengenannte 
Verordnung erst gegen Jahresende 2012 er-
lassen worden ist, kann die Entwicklung der 
Musterfassung erst im Folgejahr abgeschlos-
sen werden.

Die Netzbetreiber wenden daher derzeit noch 
die alten Bedingungen an. Dort, wo es Ver-
pflichtungen gibt, die sich unmittelbar aus dem 
Gesetz ergeben, sind die Bestimmungen des 
ElWOG 2010 und der auf dieser Basis erlasse-
nen Verordnungen unmittelbar anzuwenden.

Genehmigung Allgemeine Lieferbedingungen
(Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Belieferung mit elektrischer Energie)
Die Regulierungskommission, welche gemäß 
§ 12 Abs. 1 Z 4 E-ControlG für die Untersagung 
der Anwendung von Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für die Belieferung mit elektrischer 
Energie gem. § 80 ElWOG 2010 (Allgemeine 
Lieferbedingungen) zuständig ist, hat in die-
sem Jahr eine erhebliche Anzahl von Allgemei-
nen Lieferbedingungen geprüft. In den meisten 
Fällen waren die Lieferanten bzw. Versorger in 
Bezug auf die als erforderlich erachteten Ände-
rungen durchaus kooperativ, das Prüfungsver-
fahren wurde daher eingestellt und die Anwen-
dung nicht untersagt. In vereinzelten Fällen war 
jedoch die Untersagung mit Bescheid erforder-
lich. Die Untersagungsbescheide sind auf der 
Homepage der E-Control auffindbar.

Aufsicht Handelsplätze (EPEX/EXAA)
Der Handel an Handelsplätzen und insbesonde-
re an der Strombörse erfolgt für standardisierte 
Produkte. Durch diese Standardisierung und 
eine Vereinfachung der Organisation für eine 
große Anzahl an Geschäften bieten Strombör-
sen eine große Liquidität und eine Absicherung 
gegen das Risiko des Ausfalls eines Geschäfts-
partners (Kontrahentenrisiko) für Stromhändler. 
Die an den Strombörsen erzielten Preise dienen 
als Referenzpreise für den gesamten Stromhan-
del und sind wichtige Indikatoren für die Strom-
marktentwicklung und die Endkundenpreise. 

Für Österreich relevante Strombörsen sind die 
Wiener Börse AG mit der EXAA Abwicklungs-
stelle und die European Energy Exchange 
(EEX), Leipzig, mit ihrer Tochtergesellschaft 
EPEX Spot, Paris.
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Die Wiener Börse AG mit der EXAA-Abwicklungs-
stelle bietet werktags Day-ahead-Handel mit 
einer täglichen Auktion um 10:15 Uhr. Neben 
physischer Erfüllung in der Regelzone APG ist 
auch Handel in deutschen Regelzonen mög-
lich. Der Stromspotmarkt der Wiener Börse AG 
wurde vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit nach dem österreichischen Börse-
gesetz lizenziert und überwacht. Der Handel 
wird von der Handelsüberwachungsstelle der 
Wiener Börse AG unter der Aufsicht des Bun-
desministeriums für Wirtschaft, Familie und 
Jugend (BMWFJ) nach dem österreichischen 
Börsegesetz überwacht.

Die EEX bot ursprünglich einen Stromspot-
markt mit Day-ahead-Handel mit einer täg
lichen Auktion um 12:00 Uhr sowie einen 
Stromterminmarkt mit Stromfutures und 
-optionen an. Seit 2008 wurden der deutsch-
österreichische Spotmarkt in ein gemein-
sames Joint-Venture mit der französischen 
Energiebörse Powernext S.A., die EPEX Spot 
in Paris, ausgelagert. 

Das Clearing (Auf- und Verrechnung von For-
derungen und Verbindlichkeiten aus Wert
papier- und Termingeschäften) börslicher und 
außerbörslicher Geschäfte (OTC Clearing) 
der EEX und der EPEX Spot übernimmt die 
European Commodity Clearing AG (ECC), eine 
Tochtergesellschaft der Börse.

Die EEX wurde vom Sächsischen Staats
ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
nach dem deutschen Börsengesetz lizenziert 
und wird von diesem nach dem deutschen 
Börsengesetz im Rahmen einer Rechts- und 
Marktaufsicht beaufsichtigt. Der Handel an 

der EEX wird von einer Handelsüberwachungs-
stelle unter der Aufsicht des Sächsischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr überwacht.

Die EEX betreibt darüber hinaus eine Trans-
parenzplattform, die zunächst auf freiwilliger 
Basis und seit dem 1. 11. 2009 auf gesetzli-
cher Grundlage die Veröffentlichungspflichten 
von Kraftwerksdaten durch deutsche Kraft-
werksbetreiber in Umsetzung der EU-Transpa-
renzleitlinien unter Aufsicht der Bundesnetz-
agentur wahrnimmt. Seit 2011 erfolgen über 
diese Transparenzplattform auch die Pflicht-
veröffentlichungen eines Teils der österreichi-
schen Fundamentaldaten und die bisher frei-
willigen Veröffentlichungen österreichischer 
Kraftwerksbetreiber.

Alle drei Strombörsen sind durch die Aktivitäten 
in Österreich bzw. über die gemeinsame Preis-
zone mit Deutschland für den österreichischen 
Strommarkt von besonderer Relevanz. In 
Österreich erfolgt ein Monitoring des Energie
großhandels durch die E-Control, soweit hierfür 
nicht die Länder zuständig sind. In Deutschland 
ist für ein Monitoring des Energiegroßhandels 
die Bundesnetzagentur zuständig. In Frank-
reich erfolgt ein umfangreiches Monitoring des 
Energiegroßhandels durch die französische 
Energieregulierungsbehörde Commission de 
Régulation de l’Énergie (CRE).

Als Folge der Umsetzung von Engpass
managementverfahren wie Market Coupling, 
wo Strombörsen systematisch definierte 
Rollen einnehmen und Tätigkeiten ausüben, 
wird die Regulierung von Handelsplätzen 
zunehmend relevant. Das beinhaltet einer-
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seits Marktregelungen, welche Einfluss auf 
Engpassmanagementverfahren haben, aber 
auch Kostenaspekte, da vielfach monopolis-
tische Strukturen entstehen. Deshalb wird 
wegen der oben skizzierten diversifizierten 
Aufsichtsstrukturen eine verstärkte regula-
torische Koordinierung bei der Aufsicht über 
Handelsplätze und bei der Gestaltung der 
Handelsregeln unerlässlich. Die E-Control ko-
ordiniert sich eng mit APG und dem BMWFJ 
für die Abdeckung Österreichs durch Börsen 
für Engpassmanagementverfahren bzw. mit 
ausländischen Regulierungsbehörden bei Fra-
gen von grenzüberschreitender Relevanz.

Ausgleichsenergiemarkt
Die Kosten für Regelenergie (exklusive Primär
regelung) beliefen sich im Jahr 2012 auf 

37,68 Mio. Euro. Die Aufteilung der Kos-
ten auf die einzelnen Komponenten wird in 
Abbildung 23 dargestellt. Damit sind spürba-
re Kostensteigerungen gegenüber den vor-
angegangenen Jahren zu verzeichnen. Diese 
sind vorwiegend durch die seit Anfang 2012 
neue Beschaffung der Sekundärregelung 
über marktbasierte Ausschreibungen begrün-
det. Durch die technisch anspruchsvolle Pro-
duktqualität und den eingeschränkten Anbie-
terkreis ist verstärktes Augenmerk auf alle 
Komponenten der Beschaffung zu legen, um 
überhöhte Preise zu verhindern. Nach einem 
Beobachtungszeitraum erwägt die E-Control 
unterschiedliche Maßnahmen zur Erhöhung 
der Marktliquidität und zur Herstellung eines 
wettbewerbsorientierten Preisniveaus.

Quelle: APCS

Ausgleichsenergiekosten in der APG Regelzone im Jahr 2012 in EUR

Abbildung 23
Ausgleichsenergiekosten 
in der APG Regelzone im 
Jahr 2012
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Eine wesentliche Rolle dabei werden Marktin-
tegrationsschritte mit angrenzenden Märkten 
spielen. Zwischen deutschen und österreichi-
schen Übertragungsnetzbetreibern und Regu-
lierungsbehörden wurden in den vergangenen 
Monaten Planungen über den grenzüber-
schreitenden Austausch von Regelenergiepro-
dukten abgestimmt. Die Übertragungsnetzbe-
treiber starten nun die Umsetzung, sodass im 
Laufe des kommenden Jahres erste Ergebnis-
se zu verzeichnen sein werden. Für die Re-
gulierungsbehörden bedeutet das, dass ggf. 
Anpassungen des Markt- und Regulierungs-
rahmens erforderlich sein werden.

Marktmonitoring
Im § 88 Abs. 1 und 3 ElWOG 2010 wurde eine 
Reihe von Überwachungsaufgaben den Lan-
desregierungen (in Form einer Grundsatzbe-
stimmung) und der E-Control übertragen.

Das ElWOG 2010 bzw. die entsprechenden 
Ausführungsgesetze der Bundesländer sehen 
betreffend Marktüberwachung (Marktmonito-
ring) folgende Aufgaben vor: 

>	 die Versorgungssicherheit in Bezug auf 
Zuverlässigkeit und Qualität des Netzes 
sowie die kommerzielle Qualität der Netz-
dienstleistungen,

>	 den Grad der Transparenz am Elektrizitäts-
markt unter besonderer Berücksichtigung 
der Großhandelspreise,

>	 den Grad und die Wirksamkeit der Markt-
öffnung und den Umfang des Wettbewerbs 
auf Großhandelsebene und Endverbraucher
ebene einschließlich etwaiger Wettbewerbs-
verzerrungen oder -beschränkungen,

>	 etwaige restriktive Vertragspraktiken ein-
schließlich Exklusivitätsbestimmungen, die 
große gewerbliche Kunden daran hindern 
können, gleichzeitig mit mehreren Anbie-
tern Verträge zu schließen oder ihre Mög-
lichkeiten dazu beschränken,

>	 die Dauer und Qualität der von Übertra-
gungs- und Verteilernetzbetreibern vorge-
nommenen Neuanschluss-, Wartungs- und 
sonstiger Reparaturdienste,

>	 die Investitionen in die Erzeugungskapazi-
täten mit Blick auf die Versorgungssicher-
heit.

Zur Wahrnehmung dieser Überwachungsauf-
gaben sind bereits im Bundesgesetz Mindest-
vorgaben festgelegt, indem von Netzbetrei-
bern, Verteilnetzbetreibern und Lieferanten 
(Versorger) bestimmte Daten jedenfalls zu 
erheben sind. Parallel dazu hat die Regu-
lierungsbehörde gemäß § 88 Abs. 8 ElWOG 
2010 die Formate der von den Netzbetrei-
bern, Verteilnetzbetreibern und Lieferanten 
(Versorger) zu liefernden Daten zu definie-
ren. Die Daten sind in weiterer Folge von den 
Meldepflichtigen auf elektronischem Wege 
sowohl an die betreffende Landesregierung 
als auch an die Regulierungsbehörde bis 
spätestens 31. März des jeweiligen Folge
jahres zu übermitteln. 

Gegen Ende des Jahres 2011 stellte die 
E-Control Vorschläge betreffend die Daten-
formate den Landesregierungen als Arbeits-
grundlage zur Verfügung. Im Laufe des ersten 
Halbjahres 2012 wurden auf Basis dessen ge-
meinsam mit den Vertretern der Landesregie-
rungen die Formatvorschläge entsprechend 
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der bundeslandspezifischen Datenansprüche 
weiterentwickelt. Die größte Herausforderung 
in der Erarbeitung der Datenabfrage war es, 
ein einheitliches Format vorzugeben, während 
inhaltlich die Datenanforderung an die Melde-
pflichtigen in den jeweiligen Bundesländern – 
trotz gleichlautender Überwachungsaufgabe 
– zum Teil stark divergierte. Manche Landes-
regierungen sahen die Abfrage der im ElWOG 
2010 (und im jeweiligen Ausführungsgesetz) 
mindestens geforderten Daten als hinreichend 
zur Erfüllung ihrer Überwachungsaufgaben, 
während andere Landesregierungen detaillier-
tere Dateninhalte als notwendig erachteten. 
Zudem war es wichtig, für alle Beteiligten die 
automatische Verarbeitung der gemeldeten 
Daten zu gewährleisten. 

Als praktikabelste Vorgangsweise – auch im 
Sinne der Erhebungseffizienz – wurde letztlich 
die Erstellung einer maximalen Version des 
Erhebungsbogens im EXCEL-Format ausge-
wählt, welche sämtliche von den Bundeslän-
dern gewünschten Datenabfragen umfasst. 
Die gemeinsam erarbeitete Maximalversion 
erlaubt den Landesbehörden, entsprechend 
ihren spezifischen Datenanforderungen, durch 
Wegblenden bestimmter Passagen den Erhe-
bungsbogen anzupassen, während die elek-
tronische Verarbeitung der Meldedaten wei-
terhin gewahrt bleibt. 

Die Landesbehörden können gemäß dem Ter-
ritorialprinzip nur Angaben über Daten inner-
halb der Bundeslandgrenzen einfordern. Oft-
mals sind Meldepflichtige über mehrere bis zu 
alle Bundesländer hinweg tätig und könnten 
damit bis zu neun Datenabfragen der jewei-

ligen Bundesländer – mit teilweise gleichen, 
aber nicht identen Inhalten – gegenüberste-
hen. Manche Überwachungsaufgaben lassen 
zudem eine bundesweite Betrachtung oder 
einen Vergleich zwischen den Bundesländern 
als sinnvoll erscheinen. Dies erfordert eine 
hochwertige und einheitliche Datenqualität. 
Mit diesem Hintergrund wurde ergänzend zu 
der Maximalversion des Erhebungsbogens 
eine Ausfüllhilfe erarbeitet. Diese unterstützt 
durch ihre Definitionen und Erläuterungen 
die Meldepflichtigen bei der Berechnung und 
Angabe der Meldedaten, sichert eine bundes-
weit weitgehend übereinstimmende Interpre-
tation der Datenabfrage und macht letztlich 
Daten über die Bundeslandgrenzen hinweg 
vergleich- und aggregierbar.

Die gemeinsamen Arbeiten an den Erhe-
bungsbögen und den Ausfüllhilfen wurden im 
Sommer 2012 abgeschlossen. Die Landesre-
gierungen konnten somit auf Basis der erar-
beiten Maximalversion die landesspezifische 
Datenabfrage erstellen und die notwendigen 
Arbeiten zur eigentlichen Aufforderung der 
Meldepflichtigen abschließen. Seitens der 
E-Control wurde zu bundeslandspezifischen 
Fragestellungen während des gesamten Jah-
res Unterstützung geboten. 

Die ersten Überwachungsdaten sollten spätes-
tens am 31. März 2013 an die Landesregie-
rungen und die E-Control übermittelt werden. 
Inwieweit die gemeldeten Daten tatsächlich 
die Erfüllung der Überwachungsaufgabe ge-
währleisten, hängt wesentlich von der Qualität 
und Vollständigkeit der gelieferten Daten ab. 
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Bericht Unbundling / Zertifizierung
Für Fernleitungs- bzw. Übertragungsnetzbe-
treiber stehen jetzt vier gleichwertige Entflech-
tungsmodelle zur Verfügung:

>	 eigentumsrechtliche Entflechtung 12,
>	 unabhängiger Netzbetreiber (ISO) 13,
>	 unabhängiger  Übertragungsnetzbetreiber 

(ITO) 14,
>	 eine wirksamere Unabhängigkeit als die 

Bestimmungen über den unabhängigen 
Übertragungsnetzbetreiber (ITO+) 15.

Bei der eigentumsrechtlichen Entflechtung 
stehen somit tiefgreifende strukturelle Ände-
rungen an. Die Netzgesellschaft, die nunmehr 
zivilrechtlicher Eigentümer des Übertragungs-
netzes zu sein hat, muss weiters aus dem 
Konzern ausgegliedert werden. 

Beim ISO-Modell lagert dagegen der Netz
eigentümer den Betrieb an den unabhängigen 
Netzbetreiber (ISO) aus. 

Die Option ITO ist dagegen „nur“ als Weiter-
entwicklung der Entflechtung von Verteiler-
netzbetreibern zu sehen: Der Netzbetreiber 
darf ausnahmsweise zwar im gesellschafts-
rechtlichen Eigentum des vertikal integrierten 
Unternehmens verbleiben, muss gleichzeitig 
aber strenge und umfassende Unabhängig-
keitsvorschriften erfüllen.

Im Strombereich wählten die österreichischen 
TSO einerseits das ITO-Modell und anderer-
seits die Option der eigentumsrechtlichen Ent-
flechtung (V ZER 01/11, V ZER 02/11, abruf-

bar unter http://www.e-control.at/de/recht/
entscheidungen/vorstandstrom). Alle beiden 
TSO wurden von der Regulierungsbehörde 
zertifiziert.

Marktintegration / Grenzüber-
schreitende Lieferungen
Die Initiativen zur Schaffung eines gemein-
samen europäischen Strombinnenmarktes 
wurden durch regionenübergreifende Koor-
dination über ACER im Jahr 2012 verstärkt. 
Nachdem 2011 regionale Umsetzungsroad-
maps für die Erreichung der Marktintegra-
tionsziele im Jahr 2014 erarbeitet wurden, 
wird nun die Umsetzung der Planungen vor-
angetrieben. Dabei sind die vier Kernthemen-
bereiche langfristige Kapazitätsvergaben, 
Day-ahead Market Coupling, implizit-kontinu-
ierliche Intra-day-Vergabe und Kapazitätsbe-
rechnung nach wie vor Arbeitsschwerpunkte. 
Mittlerweile treten die definierten Abgrenzun-
gen der Regionen etwas in den Hintergrund 
und regionenübergreifende Initiativen gewin-
nen an Bedeutung.

Die längerfristigen Kapazitätsvergaben sollen 
zukünftig nach einheitlichen europäischen 
Regeln durchgeführt werden. Die Regulie-
rungsbehörden haben dazu in den vergange-
nen Monaten einen Eckpunktevorschlag er-
stellt und konsultiert. Für Day-ahead Market 
Coupling wird in der sog. Region North-West 
Europe (NWE, bestehend aus Central-Western 
Europe, Skandinavien und Großbritannien) ein 
Kernprojekt für einheitliches „Price Coupling“ 
erarbeitet. Geographisch ähnlich – jedoch mit 
etwas Verzögerung – wird die Intra-day-Lösung 
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13 	Independent System Operator.
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vorbereitet. Zur Kapazitätsberechnung sind 
für lastflussbasierte Verfahren Vorarbeiten in 
den Regionen Central-Western Europe und 
Central-Eastern Europe in Ausarbeitung.

Österreich ist durch die zentrale Lage in den 
unterschiedlichen Initiativen vielfach feder-
führend eingebunden. Die zukünftigen euro-
päischen langfristigen Auktionsregeln werden 
sich an den bestehenden Regeln der Regionen 
CWE /CSE orientieren. Diese werden bereits 
an den österreichischen Grenzen zu Italien 
und zur Schweiz angewandt. Zusätzlich wer-
den auch Elemente der existierenden Regeln 
der CEE-Region einfließen. Die E-Control hat im 
November 2012 die einheitlichen Auktions-
regeln der CEE-Region erstmalig gemäß den 
landesgesetzlichen Bestimmungen in Umset-
zung § 23 Abs. 2 ElWOG genehmigt. Im Hin-
blick auf die Entwicklung von Regelungen in 
europäischen Network Codes und die einheit
lichen Auktionsregeln wären weitreichendere 
Änderungsschritte wünschenswert gewesen, 
diese waren jedoch durch die erforderliche re-
gionale Koordination nicht völlig möglich. So 
werden die Anpassungen in den kommenden 
zwei Jahren erforderlich werden.

Die Market-Coupling-Umsetzung in der Region 
NWE betrifft keine österreichische Grenze di-
rekt, Österreich ist jedoch über die gemeinsa-
me Preiszone mit Deutschland und die Mit-
gliedschaft im Pentalateralen Energieforum 
involviert. Das Projekt wird sich gegenüber 
der ursprünglichen Planung (Ziel Ende 2012) 
voraussichtlich auf Herbst 2013 verzögern. 
Danach sollen zeitnah auch andere Regionen 

und Grenzen angekoppelt werden. Um dafür 
vorbereitet zu sein, wird derzeit durch APG, das 
BMWFJ und die E-Control Lösungen für die Ab
deckung Österreichs (und den Market Coupling 
Grenzen) durch Strombörsen erarbeitet, die für 
die entsprechenden Projekte im Jahr 2013 vor-
liegen werden. Das österreichische Marktgebiet 
ist seit Herbst 2012 auch direkt in den börs
lichen europäischen Intra-day-Handel eingebun-
den. Bislang war es erforderlich, den Zugang zu 
Strombörsen über deutsche Regelzonen zu su-
chen. Nunmehr wird die bestehende Handels-
plattform von EPEX Spot auch für die Regelzone 
APG verwendet, was direkten untertäglichen 
Handel von Stundenprodukten ermöglicht.

Die E-Control ist weiterhin die koordinieren-
de Regulierungsbehörde für die Region CEE. 
Nachdem für die Region die lastflussbasierte 
Kapazitätsberechnung zur Umsetzungsreife 
gebracht wurde, bestanden jedoch Auffas-
sungsunterschiede über die Priorisierung der 
Umsetzungsschritte, sodass im 1. Quartal 
2012 eine gemeinsame Deklaration von ACER 
und den Regulierungsbehörden der Region 
vereinbart wurde, um die Schritte für die Ziel
erreichung vorzugeben. Als Ziel wurde gesetzt, 
Market Coupling und lastflussbasierte Kapa-
zitätsvergaben in einem Schritt Ende 2013 
einzuführen. Durch Verzögerungen in den Vor-
bereitungen und in den Market Coupling Initia
tiven in NWE wird die Zeitplanung nicht völlig 
aufrechterhalten werden können.

Wie bisher führt CAO sämtliche Tages-, Mo-
nats- und Jahresauktionen für die Region 
nach einheitlichen Regeln durch.
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Versorgungssicherheit
Die Energie-Control GmbH hat gemäß § 20i 
Absatz 1 Energielenkungsgesetz 1982 (in der 
Fassung BGBl. I Nr. 106/2006) zur Vorberei-
tung der Lenkungsmaßnahmen ein Monitoring 
der Versorgungssicherheit im Elektrizitätsbe-
reich durchzuführen. Durch die Überführung 
der Energie-Control GmbH in eine Anstalt öffent-
lichen Rechts per 3. März 2011 wurden auch 
die Aufgaben in diesem Bereich der Energie-
Control Austria  für die Regulierung der Elektrizi-
täts- und Erdgaswirtschaft (E-Control) festgelegt. 
Konkret bestimmt das Energie-Control-Gesetz 
(idF BGBl. I Nr. 110/2010) in §21 Absatz 1 per 
Verfassungsbestimmung, dass die Aufgaben im 
Energielenkungsgesetz 1982 in den Zuständig-
keitsbereich der Regulierungsbehörde fallen. 

Die Ergebnisse dieser Monitoring-Tätigkeit zur 
Vorbereitung der Lenkungsmaßnahmen kön-
nen gemäß Absatz 2, § 20i Energielenkungs-
gesetz für die langfristige Planung verwendet 
werden. Zudem hat die 

„E-Control […] jährlich jeweils bis 31. Juli ei-
nen Bericht über das Ergebnis ihres Monito-
rings der Versorgungssicherheit gemäß § 20i 
und § 20j Energielenkungsgesetz 1982 zu er-
stellen und in geeigneter Weise zu veröffent-
lichen und der Europäischen Kommission zu 
übermitteln.“           
(E-ControlG § 28 Absatz 3)

Monitoring 
Pflichten im Detail
Die Monitoring-Tätigkeiten gemäß § 20i Ener-
gielenkungsgesetz, Absatz 1 betreffen insbe-
sondere:

>	 das Verhältnis zwischen Angebot und Nach-
frage auf dem heimischen Markt;

>	 die erwartete Nachfrageentwicklung und 
das verfügbare Angebot;

>	 die in der Planung und im Bau befindlichen 
zusätzlichen Kapazitäten;

>	 die Qualität und den Umfang der Netz
wartung;

>	 Maßnahmen zur Bedienung von Nachfrage-
spitzen und zur Bewältigung von Ausfällen 
eines oder mehrerer Versorger sowie

>	 die Verfügbarkeit von Elektrizitätserzeu-
gungsanlagen und Netzen.  

(Energielenkungsgesetz 1982 § 20i Absatz 1)

Entwicklung von Angebot und Nachfrage
In den letzten 30 Jahren hat die Nachfrage 
nach elektrischer Energie in Österreich bei
nahe stetig zugenommen. Die größte Aus-
nahme bildet dabei das Jahr 2009, welches 
aufgrund der Wirtschafts- und Finanzkrise und 
dem daraus resultierenden Rückgang in der 
Industrieproduktion einen Verbrauchsrückgang 
von –3,57 Prozent hinnehmen musste. Auch 
im Jahr 2008 wurde bereits ein, wenn auch 
geringerer, Nachfragerückgang beobachtet. 
Eine negative jährliche Änderungsrate gab es 
beim Stromverbrauch seit 1977 lediglich im 
Jahr 1992.     

Im Jahr 2010 kam es dann wieder zu einem 
Nachfrageanstieg, während im Jahr 2011 er-
wartet werden kann, dass der energetische 
Endverbrauch (der Statistik Austria) gegen-
über 2010 stabil bleibt, da der Bruttoinlands-
stromverbrauch (der E-Control) beinahe gleich 
blieb. Somit wurde das Vorkrisenniveau bei-
nahe wieder erreicht, allerdings könnte, je 
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nach Temperatur- und Wirtschaftslage, die 
Situation im Jahr 2012 bzw. 2013 wieder 
eine neue Entwicklung bringen. Die Analysen 
in diesem Bericht stützen sich, aufgrund der 
für das Modell benötigten Aufschlüsselung 
Industrie/Haushalte, auf den energetischen 

Endverbrauch der Statistik Austria. Dabei ent-
spricht der Bruttoinlandsstromverbrauch der 
gesamten Versorgung der Summe aus ener-
getischem Endverbrauch, Stromverbrauch 
des nicht-elektrischen Energiesektors, Netz-
verluste und Eigenbedarf.

Aufgaben im Strombereich 
aus Energielenkung 
Auf Einladung der TIWAG-Netz AG haben Ver-
treter der E-Control im Mai 2012 an einer 
Landeskatastrophenschutzübung in Tirol als 
Beobachter teilgenommen. Dabei waren die 
Übungsannahmen dergestalt, dass regional 
begrenzte Netze teilweise nur eingeschränkt 
aus dem übergelagerten Netz versorgt wer-
den konnten, sodass Lenkungsmaßnahmen 
sowohl auf der Verbraucher- wie auch auf der 

Erzeugerseite notwendig wurden. Aufgrund 
der Übungsannahmen wurde aus einem lokal 
begrenzten Störungsfall eine Krisensituation, 
die letztendlich zum Ergreifen bundesseitiger 
Lenkungsmaßnahmen hätte führen können. 
Allerdings wurde dieser Schritt, da es sich um 
eine Übung im Rahmen des Landeskatastro-
phenschutzes handelte, bewusst nicht mehr 
gesetzt bzw. die Annahmen so geändert, dass 
sie nicht notwendig wurden.

Quelle: E-Control, Statistik Austria

entwicklung des stromverbrauchs in GWh

Abbildung 24
Entwicklung des Stromver-
brauchs in Österreich im 
Zeitablauf, 1977–2011

Energetischer Endverbrauch

Bruttoinlandsstromverbrauch
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Trotzdem konnten auch für die Energielen-
kung wesentliche Erkenntnisse, insbesondere 
für den Zeitraum unmittelbar vor dem Ergrei-
fen bundeseinheitlicher Krisenmaßnahmen, 
sowohl bezüglich der Abstimmung zwischen 
den diversen Akteuren im Energiebgereich 
wie auch zwischen diesen und den Behörden 
gewonnen werden. 

Im Juni nahm die E-Control, gemeinsam mit 
Experten der Regelzonenführer, Netzbetreiber 
und Versorger als aktive Spieler an dem vom 
Innenministerium und dem Kuratorium Siche-
res Österreich durchgeführten Cyberplanspiel 
teil. Dabei lag der Fokus in einem nahezu Echt-
zeitablauf insbesondere auf der Kommunikati-
on, auf den sich ergebenden organisatorischen 
Abläufen sowie auf der Zusammenarbeit inner-
halb der Branche(n) sowie mit und zwischen 
den verschiedenen Behörden. Für den Elekt-
rizitäts- und Edgasbereich konnten einige we-
sentliche Erkenntnisse sowohl für den Bereich 
der Entscheidungsstrukturen wie auch für den 
der Abläufe gemacht werden. Darüber hinaus 
wurden einige mögliche Schwachstellen defi-
niert, die nicht ursächlich mit den Lenkungs-
maßnahmen im Krisenfall zu tun haben.

Ausfalls- und Störungsstatistik für Österreich – 
Ergebnisse 2011
Die Versorgungszuverlässigkeit stellt ein Teil-
gebiet der Versorgungsqualität dar. Sie be-
schreibt das störungsfreie Funktionieren von 
einzelnen Netzelementen sowie den Netzen 
insgesamt und wird über die Häufigkeit und 
Dauer von Versorgungsunterbrechungen be-
urteilt. Diesem Thema wird seitens der öster
reichischen Regulierungsbehörde ein sehr 
hoher Stellenwert eingeräumt, weshalb die 

Versorgungszuverlässigkeit in Österreich seit 
2002 von der E-Control kontinuierlich über-
wacht wird. Die Durchführung, Erhebung und 
Publikation der statistischen Auswertung der 
Versorgungsunterbrechungen in Österreich 
erfolgt auf Grundlage der Verordnung des 
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit 
über statistische Erhebungen für den Bereich 
der Elektrizitätswirtschaft (Elektrizitätsstatis-
tikverordnung 2007).

Die hierzu im Vorfeld notwendigen Daten-
erhebungen werden von Beginn an in Zu-
sammenarbeit mit den österreichischen 
Netzbetreibern und Österreichs E-Wirtschaft 
(„Oesterreichs Energie“) durchgeführt. Seit 
dem Auswertungsjahr 2003 werden bei die-
ser Erhebung 100 % der österreichischen 
Netzbetreiber erfasst.

Die Auswertung erfolgt nach international 
angewendeten Standards. Als Bezugsgröße 
für die Bestimmung der Indikatoren kann die 
Leistung, die Anzahl der Kunden oder Netzsta-
tionen gewählt werden. Der historisch für die 
Österreich-Auswertung gewählte Bezug ist die 
Transformatornennscheinleistung (ASIDI).

Die seitens der E-Control durchgeführten 
Auswertungen ergeben, dass die Sicherheit 
der heimischen Stromversorgung im vergan-
genen Jahr einen neuen Spitzenwert erreicht 
hat. 2011 betrug die Dauer der Stromausfälle 
durch ungeplante Versorgungsunterbrechun-
gen (ohne geplante Unterbrechungen) 27,48 
Minuten, was der niedrigste Wert seit Beginn 
der Erhebungen ist. Die Verfügbarkeit der 
österreichischen Stromversorgung liegt bei 
99,99 Prozent.

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 
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Der ASIDI-Wert für die Nichtverfügbarkeit aller 
Versorgungsunterbrechungen liegt für das Be-
richtsjahr 2011 für Österreich bei 48,73 min 
(2010: 51,64 min). Unterschieden nach ge-
planten und ungeplanten Versorgungsunter-
brechungen errechnen sich Werte von 21,26 
min und 27,48 min. 

Die Nichtverfügbarkeit aller Versorgungsun-
terbrechungen mit der Bezugsgröße Netz-
benutzer (SAIDI) ist mit einer Einschränkung 
zu betrachten, da die Anzahl der betroffenen 
Netzbenutzer von einigen Netzbetreibern zur-
zeit lediglich geschätzt wird. Verglichen mit 
Vorjahreswerten ergibt auch dieser Wert für 
das Berichtsjahr 2011 für Österreich einen 
Rekordwert von 44,96 min (2010: 53,8 min). 
Unterschieden nach geplanten und ungeplan-
ten Versorgungsunterbrechungen errechnen 
sich hier Werte von 16,89 min und 28,07 min.

In Abbildung 25 ist der Verlauf der jährlichen 
ungeplanten Nichtverfügbarkeit der Jahre 
2004 bis 2011 dargestellt. Die Zuverlässig-
keit der Stromversorgung in Österreich ist 
geprägt von atmosphärischen Einwirkungen, 
wie Regen, Schnee und Gewitter. Ausgewie-
sene Naturkatastrophen wie die Hochwasser 
2005 und 2011, die europaweite Störung 
im Höchstspannungsnetz am 4. Novem-
ber 2006, die Stürme „Kyrill“, „Paula“ und 
„Emma“ der Jahre 2007 und 2008 sowie 
Nassschnee in der Steiermark im Jahr 2009 
wurden bei der Berechnung gesondert be-
rücksichtigt. Im Verlauf des Jahres 2011 gab 
es ein räumlich begrenztes Vorkommnis die-
ser Art, so blieb auch die Anzahl der naturbe-
dingten Ausfälle niedrig.
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Nichtverfügbarkeit der Stromversorgung in Österreich in Min.

Abbildung 25
Jährliche ungeplante 
Nichtverfügbarkeit (ASIDI) 
der Stromversorgung in 
Österreich

30,33

48,07

43,68

31,7731,35

45,47

36,65

27,48



68

Ein detaillierter internationaler Vergleich ist 
aufgrund der oft unterschiedlichen Bewer-
tungskriterien schwierig 16, dennoch lässt sich 
ableiten, dass auch im internationalen Ver-
gleich der österreichische ASIDI-Wert einer 
der niedrigsten ist. Das bestätigen die Ergeb-
nisse des kürzlich erschienenen fünften CEER-
Benchmarking Reports 17 Abbildung 26 bietet 

einen Eindruck der Bandbreite der Ergebnisse 
von Zuverlässigkeitsanalysen der Vorjahre in 
Europa. Es ist zu erwarten, dass Österreich 
mit 27,48 Minuten auch 2011 bei ungeplan-
ter Nichtverfügbarkeit (ohne geplante Versor-
gungsunterbrechungen und ohne Naturkatas
trophen) europaweit eine sehr gute Position 
einnehmen wird.

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 
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16 	CEER, 5th Benchmarking Report on the Quality of Electricity Supply 2011; http://www.energy-regulators.eu/portal/page/portal/		
	 EER_HOME/EER_PUBLICATIONS/CEER_PAPERS/Electricity/Tab/CEER_Benchmarking_Report.pdf
17 	siehe Fußnote 16
18 	Der historisch für die Österreich-Auswertung gewählte Bezug ist die Transformatornennscheinleistung (siehe ASIDI). Zuverlässigkeits-

zahlen mit der Bezugsgröße Netzbenutzer sind mit der Einschränkung zu betrachten, dass die Anzahl der betroffenen Netzbenutzer 
von einigen Netzbetreibern zurzeit lediglich geschätzt wird. An einer Verbesserung der Aussagekraft dieses Indikators (SAIDI) wird 
kontinuierlich weitergearbeitet, da er im internationalen Vergleich bevorzugt verwendet wird.

Quelle: 5th Benchmarking Report; E-Control
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Abbildung 26
Jährliche Nichtverfügbarkeit 
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Langfristprognose 
Erwarteter Stromverbrauch in Österreich
Zum Monitoring der Versorgungssicherheit 
wurde von der E-Control das detaillierte empiri-
sche Nachfragemodell MEDA in der aktuellen 
Fassung verwendet. Dieses Modell bietet un-
ter anderem die Möglichkeit, unter Festlegung 
der exogenen Parameter (Wirtschafts-, Preis-, 
Temperatur- und Einkommenswachstum), die 
Entwicklung der Stromnachfrage detailliert zu 
prognostizieren. Eine umfassende Beschrei-
bung des Modells und der einfließenden Para
meter findet sich in den vergangenen Moni
toring-Berichten der E-Control, insbesondere 
aus den Jahren 2006 und 2007 (veröffent-
licht auf www.e-control.at).

Auf Grundlage verschiedener Annahmen be-
züglich der Eingangsparameter wird mit dem 
Nachfragemodell MEDA für 2020 ein ener-
getischer Endverbrauch von 70.189 GWh 
erwartet, welcher einem durchschnittlichen 
jährlichen Stromverbrauchswachstum von 
1,52 % entspricht. Dies ist ein Anstieg gegen-
über der Prognose vom Vorjahr, hier wurde 
ein Zuwachs von durchschnittlich rund 1,3 % 
prognostiziert. Im Jahr davor wurde hingegen 
ein durchschnittliches Wachstum von 1,4 % 
pro Jahr bis 2018 prognostiziert. Hauptverant-

wortlich für diese Schwankungen zeigen sich 
der starke Verbrauchsrückgang in den Jahren 
2008 und 2009, welcher innerhalb des Mo-
dells einen dämpfenden Effekt hatte, und der 
sprunghafte Nachfrageanstieg im Jahr 2010, 
welcher wiederum einen umgekehrten Effekt 
hatte.

Vergleicht man die Prognose der E-Control 
mit Verbrauchsprognosen der Europäischen 
Kommission für Energie und Verkehr (DG 
ENER)  sowie der Prognose von ENTSO-E, so 
lässt sich festhalten, dass tendenziell eine 
Verlangsamung des Stromverbrauchswachs-
tums erwartet wird. DG ENER 19 kommt mit 
ihrem Modell PRIMES auf ein durchschnitt-
liches Wachstum zwischen 2000 und 2010 
von 1,7 % und zwischen 2010 und 2020 von 
1,4 %. ENTSO-E 20 wiederum erwartet in ihrem 
„System Adequacy Forecast 2010–2025“ 
einen durchschnittlichen Stromverbrauchszu-
wachs in Europa (bis 2020) um 1,47 % wobei 
Österreich hier laut ENTSO-E im Mittel liegt. In 
Abbildung 27 werden die beschriebenen un-
terschiedlichen Szenarien nochmals zusam-
menfassend dargestellt. Generell ist aber auf-
fällig, dass die Endwerte für 2020 sehr nahe 
aneinander liegen.

19	Dazu: http://ec.europa.eu/energy/observatory/trends_2030/index_en.htm 
20	Siehe https://www.entsoe.eu/fileadmin/user_upload/_library/SDC/SOAF/ENTSOE_SO_AF_2011-2025.pdf
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Erwartete Stromerzeugung in Österreich
Die Stromproduktion wird von unterschied-
lichen Faktoren beeinflusst. Beispielsweise 
wirken sich Niederschlagsmengen und ver-
fügbare Wassermengen auf die Speicher
inhalte von (Pump-)Speicherkraftwerken aus. 
Für die Prognose zu berücksichtigen ist, dass 
die verfügbare Kraftwerksleistung aufgrund 
von Revisionen, Stillständen, Störungen, 
Speichervolumen, Wasserführung etc. gerin-
ger ist als die installierte Kraftwerksleistung. 
In der Umsetzung des § 20i Abs. 1 Energie-
lenkungsgesetz 1982 (in der Fassung BGBl. 
I Nr. 106/2006) wurden für den diesjährigen 
Report die Kraftwerksausbauprojekte bis 
zum Jahr 2020 erhoben. Das Hauptaugen-
merk bei der Erhebung gemäß Energielen-
kungsgesetz liegt auf Wasser- und Wärme-
kraftwerken, da Projekte aus Erneuerbaren 
Energiequellen (Windenergie, Biomasse, PV 
etc.) einerseits einer großen Abhängigkeit von 

den ergriffenen Fördermechanismen unterlie-
gen, andererseits, wie die Vergangenheit ge-
zeigt hat, können solche Kraftwerksanlagen 
in vergleichsweise kurzer Zeit gebaut und in 
Betrieb genommen werden. Da auf Basis der 
Ökostromgesetz-Novelle 2011 für den Zeit-
raum der Jahre 2010 bis 2020 eine Zunah-
me von 2.200 MW bei Wind-, Biomasse- und 
Biogasanlagen angestrebt wird, ist dies eben-
falls in der Vorschau zu berücksichtigen. Auf-
grund der gesetzlichen Grundlage wird dafür 
die Realisierungswahrscheinlichkeit für die-
sen Prognosebericht mit 100 % angenommen. 

Deckungsrechnung bis 2020
Basierend auf der mit Hilfe von MEDA pro-
gnostizierten Stromverbrauchsentwicklung 
lässt sich nun die jährliche Lastspitze, eben-
falls ökonometrisch, schätzen. Das dazu ver-
wendete Verfahren eines Fehlerkorrekturmo-
dells ist in den früheren Monitoring-Berichten 
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Quelle: E-Control, ENTSO-E, DG Tren
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der E-Control ausführlich beschrieben. 21 Die 
dabei erhaltene Lastspitzenentwicklung 
(durchschnittlicher jährlicher Zuwachs zwi-
schen 2012 und 2020 von 150 MW) wird in 
Abbildung 28 zusammen mit den erhobenen 
Leistungsmaxima der verfügbaren Kraftwer-
ke dargestellt. Szenario 1 umfasst alle Pro-
jekte, die „in Bau“ sind oder für die „Außer
betriebnahme“ vorliegt, und ist somit das 
möglichst konservative Szenario, Szenario 2
berücksichtigt zusätzlich alle Projekte des 
Status „Eingereicht“. Im Gegensatz dazu wird 
unterstellt, dass „Erneuerbare“ Kraftwerks-
anlagen auf Basis der rechtlichen Rahmen
bedingungen zu 100 % verwirklicht werden.

Hieraus wird schließlich ersichtlich, dass das 
prognostizierte Leistungsmaximum der verfüg-
baren Kraftwerke über den betrachteten Zeit-
raum bis 2020 die prognostizierten Lastspitzen 
decken kann und somit keine Versorgungspro-
bleme erwartet werden. Allerdings ist dies auch 
davon abhängig, inwieweit geplante Projekte 
auch tatsächlich umgesetzt werden, was aus 
heutiger Sicht einer gewissen Unsicherheit un-
terliegt. ENTSO-E geht für Österreich bis 2025 
ebenfalls von einer komfortablen Situation 
aus. 22 Auch im konservativen Szenario wäre 
ein Kapazitätsüberschuss (auch nach Abzug 
einer adäquaten Sicherheitsmarge) an einem 
durchschnittlichen Jänner 2020 von rund 3 GW 
vorhanden.

21 	Siehe insbesondere den Bericht des Jahres 2006 und die Seiten 18ff: http://www.e-control.at/portal/page/portal/medienbibliothek/	
	 strom/dokumente/pdfs/monitoring-report-strom-2006-2016-neu.pdf 
22 	Siehe https://www.entsoe.eu/fileadmin/user_upload/_library/SDC/SOAF/ENTSOE_SO_AF_2011-2025.pdf

Quelle: E-Control

Deckungsrechnung für Österreich in MW

Abbildung 28
Deckungsrechnung für 
Österreich bis 2020
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Stromkennzeichnungsbericht
Mit der Verabschiedung der Binnenmarktricht-
linie (RL 2003/54/EG) im Jahr 2003 wurden 
die Mitgliedstaaten verpflichtet, umfassende 
Maßnahmen im Bereich gemeinwirtschaft
licher Aufgaben zum Schutz der Kunden um-
zusetzen. Ein wesentlicher Punkt war die Im-
plementierung der Stromkennzeichnung für 
Lieferanten, die Endverbraucher beliefern. 

In Österreich waren die Lieferanten bereits 
seit dem Jahr 2001 gesetzlich verpflichtet, die 
Primärenergieträgeranteile der Stromerzeu-
gung dem Kunden zur Kenntnis zu bringen. Die 
zu Beginn auf Landesebene geregelte Materie 
wurde durch die Novelle des Elektrizitätswirt-
schafts- und -organisationsgesetzes (ElWOG) 
im August 2002 (BGBl I Nr. 149/2002) bun-
desweit vereinheitlicht. 

Die Erneuerbaren-Richtlinie (RL 2009/28/EG) 
regelt Herkunftsnachweise für Erneuerbare 
Energieträger. Gem. Art. 15 Abs. 4 sind auf 
nationaler Ebene zuständige Stellen für die 
Überwachung der Ausstellung, Übertragung 
und Entwertung von Herkunftsnachweisen zu 
benennen. Gem. § 10 Abs. 1 Ökostromgesetz 
2012 ist die E-Control mit dieser Aufgabe be-
traut sowie gem. § 78 Abs. 3 ElWOG 2010 für 
die Überwachung der Richtigkeit der Strom-
kennzeichnung zuständig. 

Für Stromlieferanten, die in Österreich End-
kunden beliefern, besteht somit die Ver-
pflichtung, auf den Stromrechnungen und 
den Werbe- und Informationsmaterialien aus
zuweisen, aus welchen Energieträgern der 
von ihnen gelieferte Strom erzeugt wurde 
und welche Umweltauswirkungen bei der Pro-
duktion der Energiemengen entstanden. Die 
E-Control überprüft die Angaben der Strom-

lieferanten und veröffentlicht die Ergebnisse 
in einem jährlich erscheinenden Stromkenn-
zeichnungsbericht. 

Abgewickelt wird die Stromkennzeichnung 
über die österreichische Stromnachweisdaten
bank, in der der gesamte Lebenszyklus eines 
Nachweises (Ausstellung – Transfer – Einsatz 
für die Stromkennzeichnung) abgebildet wird. 
Durch den gewählten nachweisbasierten An-
satz und die Abwicklung über eine zentrale 
österreichische Datenbank wurde ein äußerst 
transparentes und vertrauenswürdiges Sys-
tem geschaffen, das Betrugsrisiken, wie Dop-
pelausgabe und -verwendung, ausschließt.

Mit der im September 2011 erlassenen 
Stromkennzeichnungsverordnung, die die 
Darstellung der Stromkennzeichnung sowie 
Herkunftsnachweise regelt, wird ein weiterer 
Schritt in Richtung Transparenz gegenüber 
dem Endkunden gemacht. 

Die neue  Verordnung kam bei der aktuellen 
Stromkennzeichnungsüberprüfung durch 
die E-Control erstmals zur Anwendung. Die 
Stromkennzeichnungsdokumentationen der 
Lieferanten sind somit für Endkunden noch 
transparenter und klarer verständlich darge-
stellt. Insbesondere die zusätzlich zur tabel-
larischen Darstellung erforderliche Grafik auf 
der Stromrechnung, die ausschließliche Dar-
stellung eines Versorgermixes unter dem Ab-
schnitt Stromkennzeichnung sowie strenge 
Kriterien für eine Anerkennung ausländischer 
Nachweise für die österreichische Strom-
kennzeichnung und die transparente Dar-
stellung der Herkunftsländer der Nachweise 
auf der Stromrechnung sorgen für eine hohe 
Vertrauenswürdigkeit in die österreichische 
Stromkennzeichnung.
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Die E-Control führte im Jahr 2012 erstmals 
eine elektronische Überprüfung der Strom-
kennzeichnung durch. Die Resonanz von Sei-
ten der Stromlieferanten ist ob der benutzer-
freundlichen Anwendung positiv.

86,1 % der für österreichische Endkunden ein-
gesetzten Strommengen werden mittels Nach-
weisen belegt. Lediglich 13,9 % sind nicht de-
klariert und fallen somit unter den Titel „Strom 
unbekannter Herkunft“. Durch die Anforde-
rungen der Stromkennzeichnungsverordnung, 
insbesondere im Zusammenhang mit der An-
erkennung ausländischer Nachweise für die 
österreichische Stromkennzeichnung, kam es 
zu einer leichten Verschiebung der bekannten 
eingesetzten Nachweise. Nach wie vor weist 
Österreich jedoch einen im europäischen Ver-
gleich sehr hohen Anteil an Erneuerbaren Ener-
gieträgern in der Stromkennzeichnung aus.

Abbildung 29 veranschaulicht die Näherungs-
werte für die Österreichische Stromkenn-
zeichnung des Jahres 2011.

Anteil der Erneuerbaren gesunken, 
fossile gestiegen
Der Anteil der Erneuerbaren Energieträger in 
der österreichischen Stromkennzeichnung 
ist im Vergleich zum Vorjahr von 67,4 % auf 
64,4 % gesunken, während jener der fossilen 
Energieträger von 17,6 % auf 21,4 % gestiegen 
ist. Der Anteil an Strom unbekannter Herkunft 
ist von 14,7 % auf 13,9 % gesunken. Bekann-
te sonstige Energieträger machen schließlich 
wie im Vorjahr rund 0,3 % aus.

Der Anteil Erneuerbarer Energieträger gemäß 
Stromkennzeichnung (64,4 %) korreliert gut 
mit dem Anteil der Erneuerbaren Energieträ-
ger am Bruttoinlandsstromverbrauch (67,4 %). 
Das Jahr 2011 war ein schlechtes Wasser-
jahr, wodurch geringere Mengen an Nachwei-
sen aus Wasserkraft zur Verfügung standen. 
Hingegen wurden vermehrt fossile Nachweise 
eingesetzt, hierbei fällt insbesondere der An-
stieg an eingesetzten Kohlenachweisen auf.

Hoher Anteil an bekannter Herkunft
Positiv zu erwähnen ist, dass 86,1 % der 
Strommengen mit bekannten Energieträgern 
ausgewiesen werden können, was sogar eine 
leichte Steigerung im Vergleich zum Vorjahr 
bedeutet (85,3 %). Das ist ein sehr guter Indi-
kator für die hohe Relevanz der Stromkenn-
zeichnung in Österreich. Die Ausstellung der 
Herkunftsnachweise ist kostenfrei. Die für 
den Nachweis von fossilen Energieträgern 
verwendeten Prüfberichte von akkreditierten 
Stellen sind hingegen kostenpflichtig und den-
noch wird der überwiegende Anteil der fossi-
len Erzeugung gekennzeichnet.

Radioaktiver Abfall verringert, 
CO2-Emissionen gestiegen
Die durchschnittlichen Umweltauswirkungen 
betragen im Jahr 2011 192,5 g/kWh CO2 (im 
Vergleich zum Vorjahr 154,73 g/kWh) sowie 
0,1002 mg/kWh (0,1060 mg/kWh 2010) ra-
dioaktiven Abfall.  Der Anstieg der CO2-Emis-
sionen ist auf den höheren Anteil an fossilen 
Energieträgern zurückzuführen. Der radioakti-
ve Abfall ist gesunken, was in erster Linie mit 
dem geringeren Anteil an Strom unbekannter 
Herkunft in Verbindung steht.

Abbildung 29
Näherungswerte für die 
österreichische Stromkenn-
zeichnung des Jahres 2011

Quelle: E-Control
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Große Anzahl reiner Grünstromanbieter
Insgesamt wird im Jahr 2011 von 47 Lieferan-
ten (Ergebnis Stichprobenüberprüfung) Strom 
aus 100 % Erneuerbaren Energien angeboten. 
Alle Ökostromanbieter (inklusive Landesener-
gieversorger, die reine Grünstromanbieter sind) 
haben einen Anteil an der Gesamtabgabemen-
ge aus öffentlichen Netzen von 4.137 GWh. 
Im Vergleich zum Vorjahr ist ein Rückgang der 
Strommengen der Ökostromanbieter zu erken-
nen, da ein großer Landesenergieversorger als 
reiner Grünstromanbieter weggefallen ist. 

Darstellung der Stromkennzeichnung gemäß 
Stromkennzeichnungsverordnung 2011
Die im September 2011 erlassene Strom-
kennzeichnungsverordnung brachte im We-
sentlichen Neuerungen in der Darstellung der 
Stromkennzeichnung gegenüber dem End-
kunden, spezifische Regelungen für die Ausge-
staltung von (Herkunfts-)Nachweisen sowie der 
Anerkennung von ausländischen Nachweisen 
für die österreichische Stromkennzeichnung.

So ist beispielsweise die Darstellung in Form 
eines Diagramms zusätzlich zur Tabelle so-
wie die Ausweisung der Herkunftsländer der 
Nachweise im Abschnitt Stromkennzeichnung 
erforderlich. Etwaige Produktmixe, die im Zu-
sammenhang mit der gesetzlichen Stromkenn-
zeichnung dargestellt werden, sind unzulässig.

Die Stromlieferanten weisen großteils eine den 
gesetzlichen Grundlagen entsprechende Strom-
kennzeichnung auf ihren Stromrechnungen so-
wie Werbe- und Informationsmaterialien aus.

Von einigen Stromlieferanten sind Verbesse-
rungen hinsichtlich der fehlenden Erwähnung 

der Stromkennzeichnungsverordnung bei 
den gesetzlichen Grundlagen sowie der kor-
rekten Ausweisung des radioaktiven Abfalls 
in mg/kWh erforderlich. Probleme bestehen 
teilweise auch beim korrekten Ausweis der 
sonstigen Ökoenergie sowie des ENTSO-E-
Mixes. Manche Lieferanten nahmen lediglich 
eine tabellarische Darstellung der Strom-
kennzeichnung auf der Stromrechnung vor, 
ohne eine Grafik abzubilden.

Ausländische Nachweise
Die Verwendung ausländischer Nachweise 
für die österreichische Stromkennzeichnung 
wird sorgfältig überprüft. Es können lediglich 
Herkunftsnachweise aus Ländern anerkannt 
werden, in denen eine Stromkennzeichnung 
gem. EU-RL 2009/72/EG existiert und Dop-
pelzählungen ausgeschlossen sowie die An-
forderungen des Art. 15 der Erneuerbaren-
Richtlinie 2009/28/EG umgesetzt sind. Für 
die Stromkennzeichnung 2011 wurden keine 
diesen Kriterien widersprechenden Herkunfts-
nachweise eingesetzt. 

Die für die Stromkennzeichnung eingesetz-
ten Nachweise stammen zum Großteil aus 
Österreich (79,94 %). Aus dem Ausland wer-
den Nachweise vorwiegend aus Norwegen 
importiert und eingesetzt. 

Internationale Mitarbeit im 
Strombereich
Die E-Control hat gemäß § 22 des Energie-
Control-Gesetzes für die Förderung und Wei-
terentwicklung des Europäischen Energie-
binnenmarktes Sorge zu tragen. Daher enga-
giert sich die E-Control auch in den entspre-
chenden Arbeitsgruppen im Strombereich, 
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sowohl bei der Agentur für die Zusammen-
arbeit der Energieregulierungsbehörden 
(ACER) als auch im Council of European Energy 
Regulators (CEER). Die E-Control leitet etli-
che Task Forces, da durch die zentrale Lage 
Österreichs im stark vermaschten Stromnetz 
Mitteleuropas eine aktive Rolle notwendig ist, 
um die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
rechtzeitig einzuschätzen und zu gestalten. 

Auch in der Regionalinitiative im Elektrizi-
tätsbereich ist die E-Control vertreten und ist 
sogar leitende Regulierungsbehörde in der 
Region Zentralosteuropa (CEE).

Infrastructure Task Force
Im Infrastrukturbereich werden aktuell vier 
Themenblöcke bearbeitet:

>	 Das Energieinfrastrukturpaket der EU, zu 
welchem Ende 2012 eine Einigung gefun-
den wurde. Es geht u. a. um die Projekt-
bewertung (schwerpunktmäßig im Über-
tragungsbereich) und die anschließende 
Identifikation von Projekten im gemeinsa-
men Interesse (PCI). Einige Regulatoren un-
ter der Leitung der E-Control haben in 2012 
eine gemeinsame Studie für die bestgeeig-
nete Methode zur Kosten-Nutzen-Analyse 
beauftragt und abgewickelt. 

>	 Der europäische Zehnjahresnetzentwick-
lungsplan (TYNDP) ist jedes zweite Jahr 
vom Europäischen Verband der Übertra-
gungsnetzbetreiber (ENTSO-E) zu erstellen. 
ACER analysiert und kommentiert den Plan 
in einer offiziellen Stellungnahme (Opinion).

>	 Das Schema der Kompensation zwischen 
TSOs (ITC) ist für Österreich von zentraler 
Bedeutung und wird derzeit von ACER einer 

Neubewertung hinsichtlich des Gesamt-
budgets unterzogen.

>	 Für den Bereich Tarifierung der Übertra-
gungsnetze wurde im Jahr 2012 eine Um-
frage unter den Regulierungsbehörden 
durchgeführt, die Auswertung wird analy-
siert und weitere Schritte sind Anfang 2013 
zu beschließen.

Electricity Networks and Markets
Die europäischen Harmonisierungsschritte, 
die grundsätzlich im dritten Binnenmarktpaket 
vorgesehen sind, werden über ACER-Rahmen-
richtlinien und ENTSO-E-Netzkodizes in direkt 
anwendbaren europäischen Rechtsakten kon-
kretisiert. Die Prioritäten der Gesetzgebung 
werden zwischen Europäischer Kommission, 
Übertragungsnetzbetreibern und Regulatoren 
trilateral abgestimmt. Die Themenbereiche 
Netzanschluss, Engpassmanagement und 
System Operation wurden bislang als vorran-
gige Netzkodizes bearbeitet.

Mitarbeiter der E-Control leiten dabei gemein-
sam mit Kollegen der belgischen Regulie-
rungsbehörde CREG die Arbeitsgruppe (ACER 
Electricity Network and Markets, AENM) zur 
Koordination über alle Themenbereiche. Eine 
den Vorgaben der Rahmenrichtlinien ent
sprechende Regelumsetzung in den Netzkodi-
zes erfordert eine enge Abstimmung während 
des gesamten Prozesses und über die The-
menbereiche hinweg. Die Arbeitsgruppen der 
Regulatoren verfolgen die ENTSO-E Prozesse 
inhaltlich genau und zeitnah, um danach in-
nerhalb der verfügbaren Dreimonatsfrist eine 
sog. „Reasoned Opinion“ zum Entwurf des 
Netzkodex abgeben zu können.
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Eine Rahmenrichtlinie zu Regelenergiemärk-
ten konnte von der Arbeitsgruppe im Sep-
tember erfolgreich abgeschlossen werden. 
Im Jahr 2012 konnten erste Erfahrungen mit 
konkreten Netzwerkkodizesvorschlägen ge-
macht werden. Als Pilotprojekt durchlief der 
Code-Entwurf für Anforderungen an Erzeu-
gungsanlagen den Prozess. Da in vier Punk-
ten Verbesserungen erforderlich sind, wurde 
ENTSO-E von ACER im Herbst aufgefordert, 
einen geänderten Entwurf vorzulegen. Ähn-
lich verlief der Prozess zum Netzwerkcode zu 
Engpassmanagement zu Day-ahead, Intra-day 
und Kapazitätsberechnung.

Ein weiterer Schwerpunkt der E-Control-Mitar-
beiter war die Begleitung der Netzwerkkodizes 
zu Netzbetriebssicherheit, Betriebsplanung 
und Fahrplanmanagement sowie Frequenz- 
Leistungsregelung. Diese Kodizes werden 
2013 abgeschlossen bzw. Gegenstand einer 
ACER Reasoned Opinion sein.

Besonderes Augenmerk ist auf code-über-
greifende Punkte wie z. B. Konsistenz der 
Definitionen und Schnittstellen, einheitliche 
Behandlung von Kostengesichtspunkten, Um-
setzungsmonitoring oder regulatorische Ge-
nehmigungen zu legen. Im kommenden Jahr 
werden die Arbeiten an den noch unvollständi-
gen Code-Entwürfen abgeschlossen bzw. weite-
re ACER Reasoned Opinions ausgearbeitet.

AIB (Association of Issuing Bodies)
Die E-Control ist seit 2002 Mitglied in der 
Association of Issuing Bodies, einer Ver
einigung von Ausgabestellen für Herkunfts-
nachweise. Mit Stand Ende 2012 hat AIB 
18 Mitglieder, die 16 Länder repräsentieren 
(Belgien teilt sich in die Regionen Flandern, 
Wallonien und Brüssel mit eigenen Ausgabe-

stellen für Nachweise). Im Jahr 2013 sollen 
weitere Mitglieder hinzukommen; aber auch 
Länder, die keine Mitgliedschaft anstreben, 
können ab 2013 unter dem Status „Hub 
User“ die AIB-Schnittstelle benutzen. AIB stellt 
die technische Schnittstelle für den Handel mit 
Herkunftsnachweisen zur Verfügung, die von 
den Mitgliedern für den internationalen Han-
del genutzt wird. Nachweise, die über diese 
Schnittstelle transferiert werden, müssen 
einem Standard genügen, dem sogenannten 
EECS-Standard (European Energy Certificate 
System). EECS hat sich zu einem effektiven, zu-
verlässigen und fälschungssicheren Qualitäts-
merkmal in Europa entwickelt. Der Standard 
garantiert die Einhaltung der Vorgaben der 
Europäischen Richtlinien und ist objektiv, nicht 
diskriminierend, transparent und kosteneffi
zient. AIB bietet ein Forum für Mitglieder, in 
dem europäische Umsetzungen sowie natio
nale, länderspezifische Kriterien bis hin zu 
Themen rund um die Stromkennzeichnung dis-
kutiert werden. Die Europäische Kommission 
unterstützt AIB, in dem sie an Diskussionen 
teilnimmt und Vorschläge für eine optimale Um-
setzung der europäischen Vorgaben einbringt. 

Die E-Control stellt seit Juli 2012 ein Mitglied 
im AIB-Board und ist weiters in diversen Ar-
beitsgruppen vertreten. 

Im Jahr 2012 wurden 2,6 Mio. österreichische 
Herkunftsnachweise mit dem zusätzlichen 
Qualitätsmerkmal EECS generiert. 4,4 Mio. 
Nachweise wurden aus dem österreichischen 
System exportiert, 13,2 Mio. importiert. 9,4 Mio. 
EECS-Nachweise wurden für die österreichi-
sche Stromkennzeichnung im Jahr 2012 ein-
gesetzt. Die Zahlen sind vorläufig. Geringfügige 
Änderungen per 31. 12. 2012 sind möglich.
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Jahr	 Generierung	 Transfer	 Entwerten	 Export	 Import

1. Quartal 2012	 1.449.678	 9.917.240	 4.713.607	 1.937.678	 4.471.597

2. Quartal 2012	 153.911	 3.081.935	 4.251.142	 489.562	 1.019.275

3. Quartal 2012	 668.243	 1.326.505	 443.969	 878.848	 1.429.965

4. Quartal 2012	 394.971	 3.440.045	 25.246	 1.128.891	 6.289.311

2012 gesamt	 2.666.803	 17.765.725	 9.433.964	 4.434.979	 13.210.148

Tabelle 6
EECS-GOs 2012 
(vorläufige Daten)

EECS-Gos 2012 (vorläufige Daten) in MWh

Quelle: Stromnachweisdatenbank, Stand 18. 12. 2012

Gasmarkt

Regulierung der Netze: 
Tarifierung Gas 2012
Transittarife
Seit 1. Jänner 2007 erfolgte der Erdgastransit 
im Fernleitungsnetz zu den von der E-Control-
Kommission genehmigten Allgemeinen Be-
dingungen und Tarifberechnungsmethoden. 
GWG 2011 legt fest, dass die Ermittlung der 
Systemnutzungsentgelte im Fernleitungsnetz 
durch Verordnung der Regulierungskommissi-
on gem. § 70 Abs. 1 letzter Satz GWG 2011 zu 
erfolgen hat. Diese Verordnung erfolgt gem. 
§ 82 GWG 2011 auf Basis einer vom Vorstand 
der E-Control zu genehmigenden Methode, 
wobei im gleichen Bescheid die Kosten und 
das Mengengerüst festzusetzen sind.

Die Methode hat den Anforderungen des Art. 
13 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 (ABl. L 
Nr. 211 vom 14.08.2009, S. 36) zu entspre-
chen. Nach diesen Bestimmungen müssen 
die Tarife der Notwendigkeit der Netzintegrität 

und deren Verbesserung Rechnung tragen, 
die Ist-Kosten widerspiegeln, soweit diese 
Kosten denen eines effizienten und strukturell 
vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen, 
und eine angemessene Kapitalrendite umfas-
sen. Es ist sicherzustellen, dass für die Fern-
leitungsnetzbetreiber Anreize bestehen, einer-
seits die Effizienz zu steigern und andererseits 
auch notwendige Investitionen angemessen 
durchführen zu können. Erlöse aus markt
orientierten Kapazitätsvergabeverfahren sind 
bei der Erstellung der Methode zu berücksich-
tigen. Darüber hinaus legt § 82 Abs. 1 GWG 
2011 fest, dass § 80 GWG 2011 sinngemäß 
anzuwenden ist. Demnach müssen die Finan-
zierungskosten die angemessenen Kosten 
von Eigen- und Fremdkapital umfassen, wobei 
die Verhältnisse des Kapitalmarktes und die 
Kosten für Ertragssteuern zu berücksichtigen 
sind. Auch geförderte Finanzierungen sind an-
gemessen zu berücksichtigen.
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Die durch Anwendung der Methode durch den 
Fernleitungsnetzbetreiber ermittelte Höhe 
der Kosten sowie das Mengengerüst sind der 
Regulierungsbehörde nachzuweisen und zu 
belegen. Die Genehmigung hat jedenfalls zu 
erfolgen, wenn die Voraussetzungen gemäß 
§ 82 Abs. 1 und 2 GWG 2011 erfüllt sind und 
die aus diesen Methoden resultierenden Tarife 
nicht wesentlich über dem Durchschnitt ver
öffentlichter Fernleitungstarife (Fernleitungs-
entgelte), die der Regulierungsbehörde gleich-
zeitig mit der zu genehmigenden Methode 
vorzulegen sind, für vergleichbare Transport-
leistungen auf vergleichbaren Leitungssyste-
men in der Europäischen Union liegen.

Es wurden somit im Zuge der Verfahren mit den 
drei Fernleitungsnetzbetreibern in Österreich 
einerseits die in der Methode 2007 prognosti-
zierten Kosten und Erlöse mit den tatsächlich 
angefallenen Kosten und Erlösen verglichen 
und die Differenzen aufgerollt. Andererseits 
wurden die von den Unternehmen für die 
nächsten Jahre prognostizierten Kosten, In-
vestitionen und kommittierten Kapazitäten 
einer Prüfung unterzogen und nach mehreren 
Korrekturrunden schlussendlich die von den 
Unternehmen jeweils eingereichte Methode 
vom Vorstand der E-Control per Bescheid ge-
nehmigt. Dadurch war die Voraussetzung ge-
schaffen, dass die Regulierungskommission 
die Entry/Exit-Entgelte festsetzen konnte.

Verteilernetz Gas
Für die Novelle der Gas-Systemnutzungsentgel-
te-Verordnung (GSNE-VO 2013 Novelle 2013) 
waren, wie schon in den Jahren zuvor, die Inves-
titionen in die Süd- bzw. Westschiene mit einem 
geplanten gesamten Investitionsvolumen von 
mehr als 600 Mio. EUR bis voraussichtlich Ende 
2013 wesentliche Rahmenbedingungen für die 

Entwicklung der Entgelte. Inzwischen wurden 
Investitionen in Höhe von 402 Mio. EUR getä-
tigt, hieraus resultierten bereits Kapitalkosten 
(Abschreibungen und Finanzierungskosten) von 
über 30 Mio. EUR, welche durch die Netzentgel-
te zusätzlich zu tragen sind.

Die Kosten für die Süd- und Westschiene sind 
wesentliche Einflussfaktoren für die Kosten-
ermittlung, da die Investitionsabgeltung bei-
nahe 40 % der Kosten der Fernleitungen bzw. 
rund 6,5 % der gesamten Netzkosten der Re-
gelzone Ost ausmachen.

Um auch im Verteilnetz Investitionen und 
zusätzliche Betriebskosten während der An-
reizregulierung abdecken zu können, wird für 
Verteilnetzbetreiber ein Investitions- und Be-
triebskostenfaktor gewährt, der zusätzliche An-
reize für Investitionen im Verteilnetz (vor allem 
Verdichtung und damit bessere Ausnutzung 
des bestehenden Leitungsnetzes) bringen soll. 
Diese beiden Faktoren stellen sicher, dass Ver-
teilnetzbetreiber ihre bestehenden Gasnetze 
sicher und zuverlässig betreiben können und 
darüber hinaus auch Erweiterungen zur Gewin-
nung neuer Kunden ermöglicht werden. 

Die Tarifierungsmenge ist, im Gegensatz zum 
letzten Jahr, wieder gesunken. Als Mengen
basis wird ein Drei-Jahres-Mittel der letzten 
verfügbaren Jahre herangezogen, für die No-
velle der Gas-Systemnutzungstarife-Verord-
nung (GSNT-VO 2008 Novelle 2012) wurden 
die Mengen des Jahres 2008 bis 2010 heran-
gezogen, für die ab 1. 1. 2013 in Kraft getrete-
ne Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 
GSNE-VO 2013 die Mengen des Jahres 2009 
bis 2011. Grund dafür ist der eingeschränk-
te Kraftwerkseinsatz. Daraus resultiert eine 
Senkung der Tarifierungsmenge um rund 3 %.
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Aufgrund der im Jahr 2012 durchgeführten 
Kostenprüfung der Gasverteilernetzbetreiber 
zur Ermittlung der Kostenbasis für das Jahr 
2013, welche entsprechend der Regulie-
rungsparameter für die 2. Anreizregulierungs-
periode in Gas angepasst wurde, konnten die 
kostentreibenden und somit tariferhöhenden 
Auswirkungen, bedingt durch die Entwicklung 
der Tarifierungsmenge und Investitionstätig-
keit, zum großen Teil ausgeglichen werden. 
Durch die für die GSNE-VO 2013 erstmals 
angewandte neue Methodik der Kostenwäl-
zung, ist die Spreizung der Tarifentwicklung 
zwischen den einzelnen Bundesländern deut-
lich unterschiedlich. In den Netzbereichen 
Burgenland, Kärnten, Niederösterreich und 
Salzburg sind diese Faktoren relativ stabil 
und es ergeben sich für diese Netzbereiche 
daher nur geringfügige Änderungen der Netz-

nutzungsentgelte. Stärkere Änderungen gibt 
es etwa im Netzbereich Steiermark, wobei 
hier die Änderungen sehr stark durch die 
Investitionen in die Südschiene getrieben 
sind, denen jedoch aufgrund der Marktlage 
für Gaskraftwerke keine steigende Absatz-
menge gegenübersteht. Im Netzbereich Wien 
kam es zu einer maßgeblichen Erhöhung der 
Netzentgelte, die in erster Linie auf die mas-
sive Erhöhung der nicht beeinflussbaren Kos-
ten gemäß § 79 Abs. 6 Z 4 GWG 2011 zu-
rückzuführen ist. Die Senkung der Entgelte im 
Netzbereich Oberösterreich ist zum einen Teil 
auf die neue Methodik der Kostenwälzung zu-
rückzuführen, zum anderen Teil durch Men-
gensteigerungen bedingt. Die Netzbereiche 
Tirol und Vorarlberg sind aufgrund separater 
Verteilgebiete nicht von der Umstellung der 
Kostenwälzungsmethodik betroffen. 

Quelle: E-Control

Tarifierungsmenge für Tarifbasis 2013 in kWh

Abbildung 30
Tarifierungsmenge für 
Tarifbasis 2013
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Die Entwicklung der Netznutzungsentgel-
te resultiert einerseits aus den Kosten- und 
Mengenentwicklungen der Netzbereiche und 
andererseits aus Änderungen hinsichtlich 
des neuen Marktmodells. Darüber hinaus ist 
festzuhalten, dass der Netztarif eines durch-
schnittlichen Haushaltskunden (15.000 kWh) 
seit der völligen Liberalisierung der öster
reichischen Gasmärkte im Oktober 2002 um 
mehr als 3 % gesenkt wurde.

Aktuell wurden die Netznutzungsentgelte im 
Gasbereich somit mit 1. 1. 2013 durch eine 
entsprechende Novelle der Gas-Systemnut-
zungstarife-Verordnung (GSNT-VO 2013 No-
velle 2013) angepasst. Wie auch im Strom-
bereich seit dem Jahr 2011 wurde 2012 die 
Entgeltermittlung erstmals im Rahmen eines 
Bescheidverfahrens abgewickelt. Netzbetrei-
ber haben analog zu den Stromnetzen einen 
Bescheid über ihre festgestellte Kosten- und 
Mengenbasis als Grundlage für die Entgelte 
des Jahres 2013 erhalten. 

Durch das Inkrafttreten des Gaswirtschafts-
gesetzes 2011 wurde ein wesentlicher 
Schritt für die Umsetzung des 3. Liberali-
sierungspakets gesetzt. Das Gesetz sieht 
vor, dass die Fernleitungsnetzentgelte ab 
1. 1. 2013, mit dem Inkrafttreten des neuen 
Gasmarktmodells nicht mehr auf Basis von 
Vertragspfaden, sondern auf Basis eines 
Entry-Exit-Systems ausgestaltet werden sol-
len. Das bedeutet, dass die Netzbenutzer 
keinen Transportpfad mehr buchen, sondern 
lediglich Einspeisekapazitäten, um Gas in das 
Marktgebiet einzuspeisen, und Ausspeise
kapazitäten, um Gas wieder aus dem Markt-

gebiet zu entnehmen (Entry/Exit-System). Die 
durch das Gesetz vorgesehenen Änderungen 
bedeuten für den österreichischen Gasmarkt 
eine durchgehende Umgestaltung der bis-
herigen Prozesse und die Etablierung eines 
Virtuellen Handelspunktes für das Marktge-
biet Ost in Österreich. Damit soll eine höhere 
Liquidität und damit verbunden mehr Wett-
bewerb geschaffen werden.

Marktintegration/Grenzüber
schreitende Lieferungen
Central East European Trading Region 
Beim 18., 19., 20. sowie 21. EU-Gasregulie-
rungsforum (Madrid Forum) wurden die euro
päischen Energieregulatoren aufgefordert, 
den Diskussionsprozess zur Erstellung eines 
europäischen Zielmarktmodells zu koordinie-
ren bzw. die Implementierung voranzutreiben. 
Gem. § 12 Gaswirtschaftsgesetz (GWG) 2011 
können die österreichischen Marktgebiete 
auch mit benachbarten Netzen integriert wer-
den, wobei die Genehmigung der grenzüber-
schreitenden Marktintegration durch die Re-
gulierungsbehörde zu erfolgen hat.

Im Rahmen der Tätigkeiten in der Regiona-
len Initiative Süd Süd-Ost der Agentur für die 
Zusammenarbeit der Energieregulierungs
behörden (ACER) wurde E-Bridge Consulting 
beauftragt, sich zum einen die Auslastung der 
europäischen Grenzkuppelpunkte und damit 
die generelle Machbarkeit von Marktintegra
tion aus Sicht der bestehenden Leitungska-
pazitäten aus anzusehen und zum anderen 
für zwei Regionen rund um Österreich poten-
zielle makroökonomische Effekte einer sol-
chen Marktintegration zu bewerten 23.
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außerdem beauftragte ECa eine Fallstudie, 
zusammen mit dem tschechischen Fern-
leitungsnetzbetreiber nEt4GaS, dem slowa-
kischen Fernleitungsnetzbetreiber eustream 
sowie der österreichischen Gasbörse Central 

European Gas hub (CEGh), um Prinzipien 
 einer solchen grenzüberschreitenden Markt-
integration aus einem institutionellen Blick-
winkel zu erarbeiten 24.

aus der analyse der auslastungsdaten der 
europäischen Grenzübergabepunkte im Jahr 
2011 ist ersichtlich, dass prinzipiell ausrei-
chend Kapazitäten für grenzüberschreitende 
Marktintegration in Europa verfügbar sind. 
Der Engpass am deutsch-österreichischen 

Grenzübergabepunkt Oberkappel sowie die 
relativ hohe auslastung am österreichisch-
italienischen Grenzübergabepunkt arnold-
stein stellen allerdings für Österreich eine Be-
schränkung der weiteren Integration mit dem 
deutschen bzw. italienischen Markt dar. 

24  wECOM, 2012, Case study on identifi cation of possible implementation steps of the measures proposed in the Gas target Model.

Quelle: E-Bridge Consulting 2012

kaPazitätsauslastungen	an	euroPäischen	grenzübergabePunkten	

Abbildung 31
Kapazitätsauslastungen an 
europäischen Grenzüber-
gabepunkten im Jahr 2011
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Für die Regionen Österreich, Tschechische 
Republik und die Slowakische Republik 
(Central East European [CEE] Region) bzw. 
Österreich und Italien wurden die potenziellen 
makroökonomischen Effekte einer grenzüber-
schreitenden Marktintegration betrachtet. 
Aufgrund der beschränkten Datenverfügbar-
keit für Tschechien und die Slowakei sowie 
aufgrund der Tatsache, dass die Endkun-
denpreise in diesen Ländern derzeit reguliert 
werden, wurde bei der makroökonomischen 
Analyse ein konservativer Ansatz gewählt. Für 
die CEE-Region wurden Wohlfahrtsgewinne 

von über € 15 Mio errechnet. Weiters ergab 
die Analyse, dass die Kapazitäten in dieser Re-
gion für eine implizite Allokation von Gas und 
Kapazitäten, das sogenannte market coupling, 
ausreichend sein dürften. 

Aufgrund der schlechten Datenlage für Italien 
sowie der modell-inhärenten Risiken wurden 
qualitative Aussagen zu den Effekten einer 
Marktintegration in dieser Region getätigt. Die 
Studie kam zu dem Schluss, dass positive Er-
fahrungen der CEE-Region eine Ausdehnung 
auf die zweite Region sinnvoll erscheinen lässt.
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Fallstudie für mögliche Implementierungsschritte des Gas Target Models

Abbildung 32
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Im Rahmen der Studie wurde ein Modell für 
die mögliche Implementierung des Trading-
Region-Konzepts, welches aus dem, von CEER 
entwickelten und vom Madrid Forum unter-
stützten, Gas Target Model bekannt ist, für die 
Region Österreich, Tschechien und Slowakei 
erarbeitet. 

Generell bezeichnet „Trading Region“ eine 
grenzüberschreitende Integration der Fernlei-
tungsebenen mit der Etablierung von einem 
Virtuellen Handelspunkt (VHP) für die gesam-
te Region. In jedem Land bleiben sogenannte 
End User Zones bestehen. Der Gaskonsum von 
Endkunden wird in diesen Zonen nach natio-
nalen Regeln ausgeglichen. Ziel einer solchen 
Marktintegration ist u.a. die Erhöhung von Li-
quidität auf dem VHP. Generell ist festzuhalten, 
dass das im Rahmen dieser Studie erarbeitete 
Konzept dem neuen österreichischen Markt-
modell, vor allem in Bezug auf Kapazitätsbe-
wirtschaftung, Tarifierung und Ausgleichsener-
giebewirtschaftung, weitestgehend entspricht.

In Hinblick auf § 12 GWG 2011 sowie in Hin-
blick auf die Ergebnisse der E-Bridge-Studie, die 
Wohlfahrtsgewinne einer Marktintegration mit 
Tschechien und der Slowakei prognostiziert, 
wird im Jahr 2013 weiter an einem Konzept für 
eine mögliche grenzüberschreitende Marktin-
tegration gearbeitet werden. Für eine tatsäch-
liche Implementierung einer Trading Region ist 
eine vertiefte Analyse und Weiterentwicklung 
der vorliegenden Konzepte erforderlich.

Bericht Unbundling/Zertifizierung
Für Fernleitungs- bzw Übertragungsnetzbe-
treiber stehen jetzt vier gleichwertige Ent-
flechtungsmodelle zur Verfügung:

>	 eigentumsrechtliche Entflechtung 25,
>	 unabhängiger Netzbetreiber (ISO) 26,
>	 unabhängiger  Übertragungsnetzbetreiber 	
	 (ITO) 27,
>	 eine wirksamere Unabhängigkeit als die 

Bestimmungen über den unabhängigen 
Übertragungsnetzbetreiber (ITO+) 28.

Bei der eigentumsrechtlichen Entflechtung 
stehen somit tiefgreifende strukturelle Ände-
rungen an. Die Netzgesellschaft, die nunmehr 
zivilrechtlicher Eigentümer des Übertragungs-
netzes zu sein hat, muss weiters aus dem 
Konzern ausgegliedert werden. 

Beim ISO-Modell lagert dagegen der Netz
eigentümer den Betrieb an den unabhängigen 
Netzbetreiber (ISO) aus. 

Die Option ITO ist dagegen „nur“ als Weiter-
entwicklung der Entflechtung von Verteiler-
netzbetreibern zu sehen: Der Netzbetreiber 
darf ausnahmsweise zwar im gesellschafts-
rechtlichen Eigentum des vertikal integrierten 
Unternehmens verbleiben, muss gleichzeitig 
aber strenge und umfassende Unabhängig-
keitsvorschriften erfüllen.

25 	Ownership Unbundling.
26 	Independent System Operator.
27 	Independent Transmission Operator.
28 	Von vielen ITO+ bezeichnet, da der Netzbetreiber eindeutig eine wirksamere Unabhängigkeit als die Bestimmungen über den ITO 		
	 gewährleisten muss.
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Im Gasbereich wählten die österreichischen 
TSO zweimal das ITO- und einmal das ISO-
Modell (vgl V ZER G 01/12 bis 03/12, abruf-
bar unter http://www.e-control.at/de/recht/
entscheidungen/vorstand-gas). Alle drei TSO 
wurden (zum Teil unter Anwendung von Be-
dingungen) zertifiziert. Ein TSO wurde als ein 
vom Regulierungsregime ausgenommener 
TSO qualifiziert und für die in der Ausnahme-
entscheidung festgelegten Dauer zertifiziert. 

Aufsicht Marktteilnehmer
Netzausbauplanung Gas: Langfristige 
Planung (LFP) und Koordinierter Netz
entwicklungsplan (KNEP)
Im GWG 2011 ist der Verteilgebietsmanager 
für die jährliche Erstellung einer Langfristigen 
Planung (LFP) für einen Planungszeitraum von 
mindestens zehn Jahren verantwortlich. Wei-
ters sieht das GWG 2011 vor, dass der Markt-
gebietsmanager jährlich, in Koordination mit 
den Fernleitungsnetzbetreibern, einen Koor-
dinierten Netzentwicklungsplan (KNEP), unter 
Berücksichtigung der LFP, erstellt. Bei der Er-
stellung dieser beiden Netzausbauinstrumen-
te sind die technischen und wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeiten, die Interessen aller Markt-
teilnehmer, die Kohärenz mit dem gemein-
schaftsweiten Netzentwicklungsplan sowie die 
Erfüllung des Infrastrukturstandards gemäß 
Art. 6 der Verordnung (EU) Nr 994/2010 zu 
berücksichtigen.

Der Verteilgebietsmanager hat nach § 22 
GWG 2011 die Aufgabe, mindestens einmal 
jährlich eine LFP für das Marktgebiet Ost ge-

mäß den Zielen des § 22 Abs. 1 GWG 2011 
zu erstellen. Die Ziele des KNEP sind in § 63 
GWG 2011 geregelt. Diese Bestimmungen 
sehen vor, dass es Ziel der Netzausbauinstru-
mente ist, das Netz hinsichtlich

>	 Deckung der Nachfrage an Kapazitäten zur 
Versorgung der Endverbraucher unter Be-
rücksichtigung von Notfallszenarien, 

>	 Erzielung eines hohen Maßes an Verfüg-
barkeit der Leitungskapazitäten (Versor-
gungssicherheit der Infrastruktur), 

>	 Deckung der Transporterfordernisse bzw. 
der Kapazitätsanforderungen an den Ein- 
und Ausspeisepunkten zum Fernleitungs-
netz sowie zu Speicheranlagen sowie 

>	 Pflicht zur Erfüllung des Infrastruktur
standards gemäß Versorgungssicherheits-
Verordnung im Marktgebiet

zu planen.

Bei der Absatzprognose und Maßnahmen-
planung der LFP wird gemäß den Zielen 
des § 22 GWG 2011 von der Sicherung der 
Vollversorgung der angeschlossenen sowie 
der anschlusswerbenden Netzkunden aus
gegangen. 

Seit der LFP 2011 ist es gängige Praxis, vor der 
Einreichung zur Genehmigung eine Konsultati-
on der Ausbauprojekte bei betroffenen Markt-
teilnehmern durchzuführen. Für den KNEP 
ist dies eine gesetzliche Verpflichtung. Eine 
solche Konsultation wurde im Rahmen der 
Erstellung der Netzausbauplanungen 2012 
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durchgeführt, um sicherzustellen, dass alle An-
forderungen der betroffenen Marktteilnehmer 
in den Planungen berücksichtigt worden sind 
sowie Auswirkungen auf die betroffenen Infra-
struktursysteme abgestimmt werden können.  

Im Herbst 2012 musste der KNEP erstmals 
bei der Behörde zur Genehmigung einge-
reicht werden. Aufgrund des sachlichen Zu-
sammenhangs der beiden Netzausbaupläne 
wurde von Seiten der E-Control angeregt, die 
Prozesse für die Erstellung parallel laufen zu 
lassen. Die E-Control hat für beide Planungen 
eine Konsultation der Netzbenutzer durchge-
führt und die Ergebnisse auf der Homepage 
der E-Control veröffentlicht. 

Aufgrund der Rückmeldungen der Netzbe-
nutzer mussten weitere Rückfragen bei den 
betroffenen Verteilgebietsmanager, Marktge-
bietsmanager und Fernleitungsnetzbetreibern 
gehalten werden, welche eine Genehmigung 
im Jahr 2012 nicht möglich gemacht haben.

Ausbaumaßnahmen gemäß Langfristiger 
Planung 2012
Die Analyse der Kapazitätssituation für die 
künftigen Jahre sowie die Prognosen für 
die Absatzentwicklung und Aufbringung von 
Erdgas zeigen, dass an dem bereits vorge-
sehenen Konzept für den Ausbau der Gas
infrastruktur, welches in der Feasibility Study 
07 erarbeitet wurde, auch für den Planungs-
zeitraum von 10 Jahren festgehalten werden 
muss. Die Projekte, die in der vorhergehen-
den LFP (2011) erarbeitet wurden, sind auch 

nach den aktuellen Prognosen geeignet, um 
die künftigen Kapazitätsanforderungen bis in 
das Gasjahr 2022 zu erfüllen.

Das zentrale Projekt der LFP 2012 ist die 
Anbindung des Speichers Haidach an das 
Markgebiet Ost. Aufgrund von verbindlichen 
Nutzungs-Kommittierungen der Speicherun-
ternehmen hat der Verteilgebietsmanager 
ein entsprechendes Projekt entwickelt und 
zur Genehmigung eingereicht. Aus Sicht der 
E-Control ist eine solche direkte Anbindung 
ein weiterer wichtiger Beitrag zur Entwicklung 
von Wettbewerb in Österreich sowie zur Ver-
sorgungssicherheit. 

Ausbaumaßnahmen gemäß Koordiniertem 
Netzentwicklungsplan 2012
Der zentrale Punkt in dem ersten KNEP ist der 
physische Engpass am Grenzübergabepunkt 
Oberkappel. Um diesen für die Entwicklung 
des heimischen Marktes neuralgischen Punkt 
zu überwinden, hat der betroffene Fernlei-
tungsnetzbetreiber ein Projekt zur Genehmi-
gung eingereicht. Aus Sicht der Behörde ist 
die Lösung dieses Problems von höchster 
Priorität und muss beschleunigt werden.

Bei dem erstmals erstellten KNEP ist aller-
dings für die Zukunft eine bessere Zusammen-
arbeit und Koordination zwischen den für die 
Erarbeitung verantwortlichen vier heimischen 
Fernleitungsnetzbetreibern und dem Markt-
gebietsmanager, wie auch dem Verteiler
gebietsmanager dier für die Erstellung der 
LFP verantwortlich zeichnet, wünschenswert.
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Quelle: AGCS

Anzahl der zugelassenen Bilanzgruppenverantwortlichen

Abbildung 34
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Absatzdaten Verteilergebiet Ost

Abbildung 33
Maximale Stundenleistung 

und Verbrauch in der Regel-
zone Ost. IST-Werte für die 

Gasjahre 2003 bis 2012 und 
Prognose für das Absatz-
szenario NB_Max für die 
Gasjahre 2013 bis 2022
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Aufsicht Bilanzgruppenverantwortliche
Mit September 2012 gibt es in Österreich 
62 Gasversorgungsunternehmen, welche in 
37 zugelassenen Bilanzgruppenverantwort
lichen (Abbildung 34) organisiert sind. 36 
Bilanzgruppenverantwortliche sind im Markt-
gebiet Ost eingerichtet, von denen 9 ebenfalls 
in einem anderen Marktgebiet zugelassen 
sind. Nicht alle der zugelassenen Bilanzgrup-
penverantwortlichen waren auch schon im 
österreichischen Erdgasmarkt aktiv.

Mit der Umstellung auf das neue Gas-Markt-
modell mussten auch die Vertragsbeziehun-
gen zwischen den Marktteilnehmern nach 
den Bestimmungen des GWG 2011 ange-
passt werden. Den Vertragsverhältnissen lie-
gen Allgemeine Bedingungen zugrunde, die 
von der Regulierungsbehörde zu genehmigen 
sind. Neu zu genehmigen waren dabei die 
Bedingungen des Marktgebietsmanagers für 
das Verhältnis zu Bilanzgruppenverantwort-
lichen und die des Betreibers des Virtuellen 
Handelspunkts. Die Allgemeinen Bedingun-
gen des Verteilergebietsmanagers für das 
Verhältnis zu Bilanzgruppenverantwortlichen 
und zu Netzbetreibern stützen sich zum Teil 
auf die bisherigen Bedingungen des Regel-
zonenführers; anzupassen waren darüber 
hinaus die Allgemeinen Bedingungen des 
Bilanzgruppenkoordinators und jene der 
Fernleitungsnetzbetreiber.

Genehmigung Allgemeine Verteilernetz
bedingungen
Für die Allgemeinen Bedingungen der Vertei-
lernetzbetreiber erarbeitete die Behörde in Ab-
stimmung mit Netzbetreibern sowie Vertretern 
der Netzbenutzer eine Musterfassung, welche 
die 21 Verteilernetzbetreiber der Einreichung 
ihrer Bedingungen zugrunde legten. Zudem 
wurden die in der Gasnetzdienstleistungsqua-
litätsverordnung festgelegten Standards und, 
wo erforderlich, vertragliche Regelungen in 
Ergänzung zur Gas-Marktmodell-Verordnung 
2012 aufgenommen. Alle genehmigten Allge-
meinen Bedingungen sind auf der Website der 
E-Control veröffentlicht.

Genehmigung Allgemeine Lieferbedingungen 
(Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 
Belieferung mit Erdgas)
Die Regulierungskommission, welche gemäß 
§ 12 Abs. 1 Z 4 E-ControlG für die Untersagung 
der Anwendung von Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen für die Belieferung mit Erdgas gem. 
§ 125 GWG 2011 (Allgemeine Lieferbedingun-
gen) zuständig ist, hat in diesem Jahr eine er-
hebliche Anzahl von Allgemeinen Lieferbedin-
gungen geprüft. In den meisten Fällen waren 
die Lieferanten bzw. Versorger in Bezug auf die 
als erforderlich erachteten Änderungen durch-
aus kooperativ und wurde das Prüfungsverfah-
ren daher eingestellt und die Anwendung nicht 
untersagt. In vereinzelten Fällen war jedoch 
die Untersagung mit Bescheid erforderlich. Die 
Untersagungsbescheide sind auf der Home-
page der E-Control auffindbar.
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Ausgleichsenergiemarkt
Die vom Verteilergebietsmanager des Markt-
gebietes Ost monatlich benötigten physikali-
schen Ausgleichsenergiemengen (Kauf und 
Verkauf) bewegten sich im Jahr 2012 auf 
dem seit 2005 zu beobachtenden geringen 
Niveau (Abbildung 35), wobei im Februar 
2012 eine ähnlich hohe Mengenspitze wie in 
der Gaskrise im Jänner 2009 zu beobachten 
war, hervorgerufen durch europaweit niedrige 
Temperaturen und damit verbunden Liefer-
einschränkungen.

Der seit 2005 zu beobachtende Trend, dass 
die durch den Verteilergebietsmanager abge-
rufene Ausgleichsenergiemenge in der Regel 
bei ca. 1–2 % des gesamten Gasverbrauches 
pro Monat liegt, setzte sich auch im Jahr 2012 
fort (Abbildung 36), wobei der Trend in den 
letzten Monaten auch deutlich unter 1 % zeigt.

Es konnte auch im Jahr 2012 beobachtet 
werden, dass der Ausgleichsenergiemarkt in 
gewissem Ausmaß auch die Funktion eines 
Spotmarktes übernimmt, indem einige Bilanz-
gruppen den Ausgleichsenergiemarkt zum 
Kauf und Verkauf von Gas durch Über- und 
Unterlieferungen benutzen. Die Menge an bi-
lanzieller Ausgleichsenergie (Summe der Ab-
solutbeträge der Über- und Unterlieferungen 
der einzelnen kommerziellen Bilanzgruppen) 
im Jahr 2012 betrug 5,75% des Gesamtver-
brauches an Gas im Marktgebiet Ost und war 
damit höher als der Wert des Jahres 2011 
von 4,9%.

2012 sind die Preise für Ausgleichsenergie, 
nach einem starken Anstieg im Februar, wie-
der in Richtung Vorjahresniveau gesunken 
und dort sind sie für 2012 auch relativ kon
stant geblieben (Abbildung 37).

Quelle: AGCS

monatlich benötigte ausgleichsenergiemengen in Mio. kWh

Abbildung 35
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Quelle: AGCS

Quelle: AGCS

Anteil der physikalischen Ausgleichsenergie am Gesamtumsatz in %

preisentwicklung am ausgleichsenergiemarkt in Cent/kWh

Abbildung 36
Anteil der physikalischen 
Ausgleichsenergie am 
Gesamtumsatz

Abbildung 37
Preisentwicklung am 
Ausgleichsenergiemarkt
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Die von der E-Control seit Oktober 2003 erstell-
ten Monatsberichte zum Ausgleichsenergie-
markt, in denen die stündlichen, täglichen und 
monatlichen Entwicklungen dokumentiert wer-
den, sind auf der Homepage www.e-control.at 
veröffentlicht.

Speichermarkt
Entwicklung des Speichermarktes in 2012
Aufgrund der geologischen Voraussetzungen 
gibt es in Österreich ausschließlich Poren-
speicher. Die Entwicklung von ausgeförderten 
Erdgaslagerstätten zu Gasspeichern wird von 
verschiedenen Speicherunternehmen nur in 
Kooperation mit OMV oder RAG durchgeführt, 

da diese die Produktions- und Speicherlizen-
zen halten. 

Die Speicherkapazitäten in Österreich wurden 
in 2011/2012 um 50 % gegenüber 2010 auf 
7,4 Mrd. m3 Arbeitsgasvolumen erhöht. Mit 
1. April 2011 wurde die zweite Ausbaustufe 
des Erdgasspeichers Haidach fertig gestellt 
und das Arbeitsgasvolumen auf 2,64 Mrd. m3 
erhöht. Die erste Ausbaustufe des von RAG 
und E.ON Gas Storage entwickelten Joint-Ven-
ture-Speichers „7Fields“ mit einem Arbeitsgas-
volumen von rund 1,1 Milliarden Kubikmetern 
Erdgas wurde in 2011 in Betrieb genommen. 
Ebenfalls wurde der RAG-eigene Speicher 

Speicherunter-
nehmen/Speicher

OMV-Schönkirchen

OMV-Tallesbrunn

OMV-Thann

OMV Speicher
gesamt

RAG-Puchkirchen

RAG-Haidach 5

RAG-Aigelsbrunn

RAG Speicher
gesamt

Astoria-Haidach

Gazprom-Haidach

Eon-Gas-Storage-
7fields

Summe

	 Einspeicher-	 Anteil an	 Entnahme-	 Anteil an	 Arbeitsgas-	 Anteil an
	 rate in cm/h	 gesamter	 rate in cm/h	 gesamter	 volumen	 gesamtem 
		  Einspeicher-		  Entnahme-	 in mcm	 Arbeitsgas-
		  rate		  rate		  volumen

	 650.000	 22,53 %	 960.000	 27,07 %	 1.780	 24,02 %

	 125.000	 4,33 %	 160.000	 4,51 %	 400	 5,40 %

	 115.000	 3,99 %	 130.000	 3,67 %	 250	 3,37 %

	 890.000	 30,85 %	 1.250.000	 35,24 %	 2.430	 32,79 %

	 520.000	 18,02 %	 520.000	 14,66 %	 1.100	 14,84 %

	 20.000	 0,69 %	 20.000	 0,56 %	 16	 0,22 %

	 50.000	 1,73 %	 50.000	 1,41 %	 100	 1,35 %

	 590.000	 20,45 %	 590.000	 16,63 %	 1.216	 16,41 %

	 333.333	 11,55 %	 366.667	 10,34 %	 867	 11,69 %

	 666.667	 23,11 %	 733.333	 20,67 %	 1.733	 23,39 %

	 405.030	 14,04 %	 607.000	 17,11 %	 1.165	 15,72 %

	 2.885.030	 100,00 %	 3.547.000	 100,00 %	 7.411	 100,00 %

Tabelle 7
Speicherkapazitäten 

in Österreich, 
Stand Dezember 2012

Speicherkapazitäten in Österreich

Quelle: Homepages der Unternehmen: www.omv.com; www.rohoel.at; http://www.astora.de/speicher.html; 
www.eon-gas-storage.de; http://www.gazpromexport.ru/en/haidah/
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Aigelsbrunn mit einem Arbeitsgasvolumen von 
100 Mio. m3 AGV Erdgas in Betrieb genommen. 

Zudem wird auch der Speicher LAB in der 
Slowakei von österreichischen Unternehmen 
über die Leitung MAB genutzt. Dieser Spei-
cher hat ein AGV von 652 Mio. m3 und eine 
Entnahmeleistung von 285.416 m3/h. 29

Änderung der rechtlichen Rahmen
bedingungen des Speichermarktes
Seit dem 3. März 2011 gelten die Transpa-
renzvorschriften des Artikels 19 der Verord-
nung (EG) Nr. 715/2009 für die Betreiber von 
Speicheranlagen sowie die Bestimmungen des 
Artikels 15 betreffend die Dienstleistungen für 
den Zugang Dritter zu Speicheranlagen. Eine 
unmittelbare Umsetzung in nationales Recht 
wurde nicht vorgenommen.

Der Zugang zu Gasspeichern ist auch mit dem 
GWG 2011 auf verhandelter Basis beibehalten 
worden (§ 98 (1)). Dies bedeutet im Wesent
lichen, dass der Speicherinteressierte keinen 
garantierten Zugang zu Speichern hat, sondern 
nur wenn Speicherkapazitäten verfügbar sind 
(§ 97 (2). Für die Überprüfung des Zugangsre-
gimes hat die E-Control alle 3 Jahre oder auf An-
frage eines Speicherunternehmens bzw. eines 
Speicherzugangsberechtigten einen Bericht 
über die Situation am österreichischen Flexibi-
litäts- und Speichermarkt zu erstellen und zu 
veröffentlichen (§98 (2)). In § 98 (2) sind Kri-
terien für die Analyse dieser Situation und der 
Wettbewerbsintensität festgehalten worden, 
z. B. Preisvergleiche, Produktangebote und sei-
ne Nutzung. Das BMWFJ hat diesen Bericht bei 
der Beurteilung, ob verhandelter oder regulier-
ten Speicherzugang zugelassen werden soll, zu 

berücksichtigen; die Entscheidung darüber fällt 
also das BMWFJ.

Die genauen Zugangsregeln sind im GWG 
2011 in §§ 97 ff. festgeschrieben. Im Vergleich 
zum GWG 2008 sind die anzuwendenden Zu-
gangsregeln genauer festgelegt worden: Das 
Kapazitätsvergabeverfahren muss nach der 
jeweiligen Kapazitätssituation ausgewählt 
werden: Eine Auktion hat dann zur erfolgen, 
wenn die Nachfrage höher als das Angebot 
ist. Dies spiegelt die Anforderungen an Kapa-
zitätszuweisungsmechanismen aus Artikel 17 
und Artikel 22 der EU VO 715/2009 wider. 

Die Regulierung der Speicherentgelte erfolgt 
nach wie auf der Basis eines Preisobergrenze, 
die sich an den Speicherentgelten in anderen 
Mitgliedstaaten orientiert: Die Speicherent-
gelte dürfen nicht höher als 20 % des Durch-
schnitts veröffentlichter Engelte für vergleich-
bare Leistungen in den Mitgliedstaaten sein; 
Wird diese Grenze überschritten, kann die Re-
gulierungsbehörde die Kostenbasis der Preis-
ansätze bestimmen (§ 99(2)). Nach wie vor 
müssen alle Speicherverträge der E-Control 
vorgelegt werden (§ 101). 

Betreffend Engpassmanagement sieht § 104 
GWG 2011 die Errichtung bzw. die Koopera-
tion bei der Errichtung einer übergeordneten 
Handelsplattform für Sekundärmarktkapazitä-
ten durch Speicherunternehmen vor. Um das 
Horten von Kapazitäten zu vermeiden, sind 
einerseits entsprechende Maßnahmen in den 
Verträgen vorzusehen, andererseits sind nicht 
genutzte kontrahierte Kapazitäten im Engpass-
fall durch den Speichernutzer über die Sekun-
därmarktplattform an Dritte zu verkaufen. 

29 	Vgl. http://pozagas.sk/en/ungsf-lab-4/
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Überwachung der Umsetzung der Vorgaben 
aus dem 3. Paket
Erfüllung der Transparenzanforderungen
Die E-Control hat im Zuge der Überwachungs- 
und Aufsichtsfunktion gemäß § 24 Abs. 1 E-
ControlG festgestellt, dass die fünf Betreiber 
von Speicheranlagen, Rohölaufsuchungsge-
sellschaft (RAG), OMV Gas Storage (OGS), E.ON 
Gas Storage (EGS), Gazprom Export, Wingas 
und Wienenergie Speicher (WESp) die entspre-
chenden Anforderungen nicht vollständig er-
füllt haben bzw. unterschiedlicher Auffassung 
hinsichtlich des Erfüllungsgrades waren.

Aus diesem Grund wurden seitens der E-Control 
Auslegungsgrundsätze entwickelt, die die 
Rechtsansicht der Regulierungsbehörde zur 
Umsetzung der für Speicheranlagen betreffen-
de Transparenzanforderungen (Artikel 19 VO 
(EG) Nr. 715/2009) und Dienstleistungen für 
den Zugang Dritter (Artikel 15 (2) lit b und c 
VO (EG) Nr. 715/2009) wiedergeben und dies
bezügliche Mindestanforderungen festgelegt.

Die von der E-Control getroffene Auslegung 
und damit Konkretisierung der relevanten Be-
stimmungen verfolgt den Zweck, den Speicher-
kunden alle für eine fundierte Entscheidung 
erforderlichen Informationen auf einfache und 
nichtdiskriminierende Weise zur Verfügung zu 
stellen. Die mit den Speicherunternehmen ak-
kordierten Auslegungsgrundsätze wurden auf 
der Homepage der E-Control veröffentlicht und 
inzwischen auch entsprechend umgesetzt.

Für 2013 sieht die E-Control im Zuge des 
laufenden Monitoring eine weitere nationale 
sowie über die CEER Gas Storage Task Force 
(GST TF) eine erstmals auf breiter Basis inter-

national durchgeführte Überprüfung der Um-
setzung der Transparenzanforderungen vor.

Sekundärmarkt
Die E-Control hat im Rahmen ihrer Über
wachungsaufgaben den Umsetzungsstatus 
der Verpflichtungen gemäß § 104 (1) GWG 
2011 im Zuge eines Schreiben an sämtliche 
in Österreich tätigen Speicherunternehmen 
erhoben und in diesem Zusammenhang die 
Wichtigkeit und Dringlichkeit der Schaffung 
einer zentralen Plattform bzw. des Anschlus-
ses an eine bereits etablierte Handelsplatt-
form für Speicher-Sekundärkapazitäten be-
tont. Dieses Ziel wird in 2013 von Seiten der 
E-Control weiterverfolgt werden. 

Marktmonitoring
Mit dem Inkrafttreten des GWG am 22. No-
vember 2011 hat die E-Control erweiterte 
Kompetenzen im Bereich des Monitorings 
(Überwachung) erhalten. § 131 GWG ist 
die Umsetzung des § 41 in der Richtlinie 
2009/73/EG, der die Aufgaben der Regulie-
rungsbehörden festlegt. Die Überwachung 
umfasst die Überwachung über die Einhal-
tung der Regelungen des GWG (Compliance 
Monitoring), aber auch die Marktüberwa-
chung (Market Monitoring).

Dabei muss die Regulierungsbehörde unter 
anderem den Grad und die Wirksamkeit der 
Marktöffnung und den Umfang des Wettbe-
werbs auf Großhandelsebene und Endkun-
denebene einschließlich etwaiger Wettbe-
werbsverzerrungen oder -beschränkungen 
überwachen und zudem den Grad der Trans-
parenz am Erdgasmarkt sowie die Netzquali-
tät (§131 (1)).
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Erstmals seit der Einführung der Regulierung 
hat die E-Control die Möglichkeit, Daten für 
diese Überwachungsaufgaben regelmäßig zu 
erheben, bisher war nur eine Erhebung für sta-
tistische Zwecke möglich. Rechtliche Grundla-
ge dafür wird eine neu zu konzipierende Ver-
ordnung gem. (§ 131 (2)) sein. Dabei hat die 
Verordnung zumindest die im GWG aufgeliste-
ten Daten (§131 (2)) zu enthalten. Die Verord-
nung wurde in 2012 vorbereitet und soll im 
ersten Quartal 2013 in Kraft treten.

Neben diesem laufenden Monitoring ist der 
E-Control auch als Aufgabe zugeteilt worden, 
Untersuchungen, Gutachten und Stellung
nahmen über die Markt- und Wettbewerbsver
hältnisse im Elektrizitäts- und Erdgasbereich 
zu erstellen (§ 21 (2) EC-Gesetz). Dazu ist 
die E-Control gemäß § 34 EC-Gesetz be-
fugt, in alle Unterlagen von Marktteilneh-
mern, Netzbetreibern, Speicherunternehmen, 
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie Bilanz
gruppenkoordinatoren Einsicht zu nehmen 
und über alle auf ihre Tätigkeit Bezug haben-
den Umstände Auskunft zu verlangen.

Aufgaben im Gasbereich aus 
Energielenkung
Im Jänner 2012 wurde eine Energielenkungs-
übung durchgeführt. Ausgehend von einer 
fiktiven Unterbrechung der Erdgasimporte 
am Knoten Baumgarten wurden weitere ein-
schränkende Maßnahmen sowohl auf der 
Erdgas- wie auch auf der Stromseite ange-
nommen, sodass es zu Versorgungsproble-
men im Großraum Salzburg Stadt kommt. 
Dabei wurden einerseits die gegenseitige 
Beeinflussung der drei leitungsgebundenen 
Energieträger Gas, Strom und Fernwärme 

analysiert und andererseits das Zusammen-
wirken der verschiedenen Entscheidungsträ-
ger in Bund und Ländern sowie der unter-
schiedlichen Marktteilnehmer beübt.

Die aus der Übung gewonnenen Erfahrungen 
haben zu einer Diskussion verschiedener 
Entscheidungs- und Durchführungsabläufe 
geführt, wobei die aufgeworfenen Fragen 
noch teilweise einer endgültigen Beantwor-
tung bedürfen. Anzumerken ist weiters, dass 
kurze Zeit nach Beendigung der Übung Teile 
der angenommen Szenarien insofern Wirk-
lichkeit geworden sind, als im Stadtgebiet 
Salzburg Einschränkungen in der Wärme- 
und Stromversorgung aufgetreten sind. Kon-
krete, unter Übungsbedingungen gewonnene 
Erfahrungen konnten somit unmittelbar zur 
Lösung einer Versorgungseinschränkung an-
gewendet werden.

Eine der wesentlichen Erkenntnisse aus der 
Salzburger Übung war die gegenseitige Beein-
flussung der drei leitungsgebundenen Ener-
gieträger und die sich daraus ergebenden 
Einschränkungen. Da das Energielenkungs-
gesetz einerseits Lenkungsmaßnahmen im 
Elektrizitäts- und Erdgasbereich sehr genau 
regelt, den Fernwärmebereich demgegen-
über aber nicht als eigenen Regelungsbe-
reich kennt und andererseits Maßnahmen 
im Krisenfall nicht energieträgerübergreifend 
getroffen werden können, wurde diese Proble-
matik mit dem für Energielenkung zuständigen 
BMWFJ diskutiert. Als Ergebnis dieser Diskus-
sion wurde ein Vorschlag zu einer Novellie-
rung des Energielenkungsgesetzes erarbeitet, 
der sich derzeit noch in einem Diskussions
stadium befindet.
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Internationale Mitarbeit im 
Gasbereich
Zu den Aufgaben der E-Control zählt gem. 
§ 22 Z. 4 Energie-Control-Gesetz (E-ControlG) 
auch die Zusammenarbeit zum Zweck der 
Weiterentwicklung des Europäischen Ener-
giebinnenmarktes. Die E-Control kommt die-
ser Aufgabe im Gasbereich vor allem durch 
die aktive Mitarbeit im Rahmen der Agentur 
für die Zusammenarbeit der Energieregulie-
rungsbehörden (Agentur) sowie im Council 
of European Energy Regulators (CEER) nach. 
Darüber hinaus arbeitet E-Control auch auf 
regionaler Ebene zusammen mit anderen Re-
gulatoren im Rahmen der ACER Gas Regional 
Initiative. E-Control sitzt gemeinsam mit der 
italienischen Regulierungsbehörde Autorità 
per l‘energia elettrica e il gas der Gas Regio-
nalen Initiative Süd Süd-Ost vor.

Mitarbeit in Agentur und CEER 
Die internationale Mitarbeit im Gasbereich im 
Jahr 2012 war einerseits geprägt von den euro-
päischen Aufgaben im Rahmen der Mitarbeit in 
der Europäischen Agentur für die Zusammen-
arbeit der Energieregulierungsbehörden sowie 
andererseits von dem CEER-Arbeitsprogramm. 
Aufgabe der Agentur ist es unter anderem, die 
Zusammenarbeit von Regulierungsbehörden 
zu fördern, unverbindliche Rahmenleitlinien zu 
entwickeln sowie die Einhaltung von Europäi-
schen Vorgaben zu monitoren.

Erarbeitung weiterer Rahmenleitlinien
Im Fokus der Arbeit stand im Jahr 2012 die Um-
setzung des Dritten EU-Binnenmarktpaketes, 
welches unter anderem gemäß Artikel 8 der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 die Erarbei-

tung von Rahmenleitlinien durch die Agentur 
zu speziellen Themen vorsieht. Diese Rahmen-
leitlinien dienen der Vereinigung der Europäi-
schen Fernleitungsunternehmen (ENTSOG) als 
Grundlage für die Erarbeitung von detaillierten 
Netzkodizes. Die Europäischen Regulatoren 
unterstützen ENTSOG proaktiv und zeitlich in 
der Erarbeitung der Netzkodizes, um sicherzu-
stellen, dass diese die Vorgaben der Rahmen-
leitlinien bestmöglichst abbilden.  

Die ersten beiden Rahmenleitlinien hatte die 
Agentur bereits in 2011 zu Kapazitätsalloka
tion bzw. Ausgleichsenergiebewirtschaftung 
in Europäischen Gasfernleitungsnetzen er-
arbeitet. Im Jahr 2012 verabschiedete die 
Agentur im Rahmen des weiterführenden 
Prozesses gemäß Artikel 6 Abs. 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 713/2009 begründete Stel-
lungnahmen zu diesen Netzkozides. 

In 2012 lag der Schwerpunkt auf der Fertig-
stellung der Rahmenleitlinie zu Interoperabili-
tät und Datenaustausch und der Erarbeitung 
der Rahmenleitlinie zu Regeln für harmoni-
sierte Fernleitungsentgeltstrukturen. 

Die E-Control hat im Rahmen ihrer internatio-
nalen Mitarbeit an diesen für die europäische 
Marktintegration äußerst wichtigen Projekten 
aktiv mitgearbeitet. Die neuen Rahmenrichtli-
nien haben wesentlichen Einfluss auf die inner
österreichische Umsetzung des GWG 2011. 
Die im Netzkodex zu Kapazitätsallokation fest-
gelegten Grundsätze wurden in der Gas-Markt-
modell-Verordnung 2012 (GMMO-VO 2012) 
bereits berücksichtigt. So ist in der GMMO-VO 
2012 zum Beispiel vorgesehen, dass Kapazi-
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täten durch Versteigerung vergeben werden 
sollen, dass Fernleitungsnetzbetreiber ge-
bündelte Produkte anbieten sollen und dass 
es verpflichtende Quoten für die Vergabe von 
kurz- und mittelfristigen Kapazitäten geben 
soll. Auch die im Netzkodex zu Ausgleichsener-
giebewirtschaftung enthaltenen Grundsätze 
wurden in die GMMO-VO 2012 aufgenommen, 
beispielweise dass die Fernleitungsnetzbetrei-
ber die Ausgleichsenergieabwicklung über den 
Kauf/Verkauf von standardisierten Produkten 
am Großhandelsmarkt durchführen müssen. 
Ebenso ist eine Tagesbilanzierung vorgese-
hen, wo am Tagesende die Abweichungen der 
vorangegangenen 24 Stunden ausgeglichen 
werden müssen.  

Madrid Forum
Die halbjährlich von der Europäischen Kom-
mission in Madrid organisierten Gasregulie-
rungsforen dienen der Diskussion relevanter 
Themen zur Schaffung eines gemeinsamen 
Erdgasbinnenmarktes. Vertreter der Europäi
schen Kommission, der Agentur, der Regu-
lierungsbehörden, der Mitgliedstaaten, der 
Gasindustrie sowie betroffener europäischer 
Interessenvertretungen nahmen am 21. und 
22. Madrid Forum teil, welche im März 2011 
bzw. Oktober 2012 stattfanden.

Die E-Control präsentierte bei den Foren die 
Arbeit der Regulatoren im Speziellen zu Har-
monisierung von Tarifstrukturen im Fernlei-
tungsnetzbereich sowie zur freiwilligen regi-
onalen Umsetzung des Zielmodells für den 
Erdgasbinnenmarkt und trug damit wesentlich 
zur Diskussion und Weiterentwicklung dieser 
Themen bei.

Gas Regionale Initiative SSO
Die Gas Regionalen Initiativen (GRI) wurden 
2006 gegründet, um das Ziel der Schaffung 
eines EU-Energiebinnenmarktes über den 
Zwischenschritt regionaler Integration zu errei-
chen. Zu diesem Zweck wurden drei GRI (Nord-
west, Süd und Süd Süd-Ost)  etabliert. Seit ih-
ren Anfängen im Jahr 2006 führt die E-Control 
zusammen mit der italienischen Regulierungs-
behörde AEEG den Vorsitz in der Region Süd 
Süd-Ost (SSO). In der GRI SSO sind folgende 
EU-Mitgliedstaaten zusammengefasst: Bulga-
rien, Griechenland, Italien, Österreich, Polen, 
Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechische 
Republik, Ungarn und Zypern. Die seit März 
2011 wirksame Richtlinie 2009/73/EC sieht 
insbesondere unter Artikel 7 lit 1 eine verstärk-
te regionale Kooperation vor und stellt den 
rechtlichen Rahmen für die Arbeit der GRI dar.

Umsetzung von Pilotprojekten und Markinte-
gration in der Region
Das im Herbst 2011 erstellte und kontinuier-
lich überarbeitete Arbeitsprogramm der GRI 
SSO für die Jahre 2011–2014 stellt Pilotpro-
jekte vor, im Rahmen derer Fernleitungsnetz-
betreiber und Regulatoren realistische Schritte 
zur Erreichung des Ziels der Schaffung eines 
EU-Energiebinnenmarktes setzen. Von der 
Einführung harmonisierter Prozesse an Grenz-
übergangspunkten bis zu grenzüberschrei-
tenden Ausgleichsenergieplattformen wie am 
CEGH (Central European Gas Hub) und der Im-
plementierung der Vorschläge des Gas Target 
Models reicht die Palette an Pilotprojekten, die 
auf freiwilliger Basis umgesetzt werden. Der 
Erfolg dieser Projekte beruht daher gänzlich 
auf dem Engagement der beteiligten Akteure.
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Ein neuer Schwerpunkt der regionalen Arbeit 
ist die frühzeitige Umsetzung von Vorschrif-
ten des Netzkodex zur Kapazitätsallokation 
im Rahmen freiwilliger Pilotprojekte. Die 
E-Control unternimmt gemeinsam mit der 
italienischen Regulierungsbehörde AEEG 
das Pilotprojekt zur gebündelten Vergabe 
von Day-ahead-Kapazität am Grenzübergabe-
punkt Tarvisio/Arnoldstein. Ziel des Projektes 
ist es, gebündelte Day-ahead-Kapazitäten 
über eine gemeinsame Plattform zu verstei-
gern und damit den kurzfristigen Gashandel 
zwischen Österreich und Italien zu fördern.

Gas Storage Task Force
In der Gas Storage TF hat die E-Control die 
Rolle des Vorsitzenden zusammen mit der nie-
derländischen Regulierungsbehörde übernom-
men. Die GST TF hatte in 2012 die Aufgabe, die 
Umsetzung des Artikels 33 der Dir. 75/2009 
in den Mitgliedstaaten zu überprüfen. Auf der 
Basis eines internen Fragebogens wurden un-
ter anderem die verwendeten Kriterien für die 
Festlegung des Zugangsregimes analysiert und 
in einem Bericht zusammengefasst, der auf 
der CEER-Homepage veröffentlicht wurde. 

Eine weitere Aufgabe ist die Überprüfung der 
Umsetzung der Transparenzanforderungen 
aus der Verordnung. In diesem Bereich ar-

beitet die TF mit GSE zusammen, um ein ge-
meinsames Verständnis darüber zu erhalten, 
welche Daten und in welchem Detaillierungs-
grad diese veröffentlicht werden sollen. Diese 
Aufgabe wird 2013 abgeschlossen werden.

ACER als Partner der Regionalen Initiativen
Seit der Gründung im März 2011 übernahm 
die Agentur auch eine koordinierende und 
unterstützende Funktion in der Arbeit der 
Regionalen Initiativen. In regelmäßig stattfin-
denden Koordinierungstreffen werden regio-
nenübergreifend Best-Practice-Beispiele und 
Erfahrungen ausgetauscht. ACER hat auch 
eine Monitoringfunktion inne, die die Abstim-
mung der Arbeitsprogramme der verschiede-
nen Regionen erleichtern soll.

Ausblick
Im Rahmen des Agentur- und CEER-Arbeits-
programms für 2013 werden vor allem die 
Erarbeitung von weiteren Rahmenleitlinien 
sowie die Überwachung der Einhaltung der 
neuen europäischen rechtlichen Vorgaben 
im Mittelpunkt stehen. Dabei wird eine enge 
Kooperation mit der Europäischen Kommis-
sion, der Europäischen Vereinigung der Fern-
leitungsnetzbetreiber (ENTSOG) sowie allen 
anderen Stakeholdern entscheidend für den 
Fortschritt der Arbeit sein. 
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Strom und Gas – Gemeinsame Agenden

Bericht Unbundling TSO Strom 
und Gas
Nach Zertifizierung eines TSO als ISO oder ITO 
hat die Regulierungsbehörde besondere Über-
wachungs- und Aufsichtsfunktionen.

So hat die Regulierungsbehörde die vertrag-
lichen Beziehungen z. B. zwischen ITO und 
dem vertikal integrierten Unternehmen zu 
überwachen und Verträge vorab zu genehmi-
gen. Seit den erfolgten Zertifizierungen wer-
den von den TSO daher laufend Anträge auf 
Genehmigung ihrer Verträge gestellt.

Statistische Aufgaben
Die E-Control nimmt die ihr vom Gesetzge-
ber sowohl im Bereich der Elektrizitäts- und 
Erdgasstatistiken wie auch im Bereich der 
Energielenkung zugeordneten Aufgabenbe-
reiche wahr. Für beide Bereiche sind um-
fassende Datenerhebungen durchzuführen, 
wobei teilweise gleiche Erhebungsinhalte für 
die beiden Aufgabenbereiche bestehen. Dazu 
werden die entsprechenden Erhebungen, den 
Geboten der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit folgend, nach Möglich-
keit gemeinsam durchgeführt.

Im Erdgasbereich sind insgesamt rd. 100 und 
im Elektrizitätsbereich rd. 600 Branchenun-

ternehmen sowohl für Zwecke der Statistik 
wie auch für jene der Energielenkung melde-
pflichtig. Generell sind eine ausgezeichnete 
Meldemoral und eine sehr hohe Datenqua-
lität gegeben, was sich unter anderem in 
einer hohen Aktualität der Monats- und Jah-
resstatistiken sowie in deren anerkannten 
Qualität ausdrückt. Trotzdem mussten im 
Erdgasbereich 15 und im Elektrizitätsbereich 
nahezu 250 Mal zumindest zweimal gemahnt 
werden. Auch wurden erstmals zwei Gas- 
und fünf Elektrizitätsunternehmen bei den 
Bezirksbehörden wegen Nichterfüllung ihrer 
Meldepflichten angezeigt.

Über die statistischen Publikationen der 
Elektrizitäts- und Erdgasbilanzen sowie der 
entsprechenden Marktinformationen hinaus 
hat die E-Control monatlich statistische Aus-
wertungen insbesondere an die internationa-
len Organisationen EUROSTAT und IEA/OECD 
übermittelt. Diese Meldungen erfolgen einer-
seits zur Erfüllung der Meldepflichten gegen-
über der EU und andererseits im Rahmen in-
ternationaler Vereinbarungen mit IEA/OECD. 
Dabei wurde E-Control im Frühjahr 2012 
vonseiten des zuständigen Fachministeriums 
auch mit der monatlichen Übermittlung der 
entsprechenden Erdgasmeldungen betraut.
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Rechtsmittelverfahren
Mit dem E-ControlG (BGBl. I Nr. 110/2010 idF 
107/2011) wurde ein neuer Rechtsschutz bei 
Entscheidungen des Vorstands der E-Control in 
Angelegenheiten der Feststellung der Kosten
basis gemäß § 48 Abs. 1 ElWOG 2010 und 
§ 69 Abs. 1 GWG 2011 sowie Entscheidungen 
über die Methode gem § 69 Abs. 2 GWG 2011 
eingeführt. 

Nach § 9 Abs. 2 E-ControlG hat über derartige 
Beschwerden die Regulierungskommission 
der E-Control zu entscheiden. Der Vorstand 
der E-Control stellt der Regulierungskom-
mission Mitarbeiter zur Verfügung, die an 
den Entscheidungen des Vorstandes weder 
direkt noch indirekt mitwirken, weshalb die 
Stabstelle Rechtsmittelverfahren eingerichtet 
wurde. Die Mitarbeiter der Stabstelle Rechts-
mittelverfahren unterliegen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit keinen Weisungen des Vorstandes 
und wickeln die Rechtsmittelverfahren – als 
Teil der Geschäftsstelle von E-Control – vor 
der Regulierungskommission ab. 

2011/2012 haben sechs Unternehmen im 
Strombereich Beschwerde gem § 48 Abs. 1 
ElWOG 2010 erhoben. Die Regulierungskom-
mission hat gemeinsam mit der Stabstelle 
Rechtsmittelverfahren diese Beschwerden 
binnen sechs Monaten bearbeitet und neue 
Bescheide erlassen (vgl dazu R REM 01/11 
bis 06/11; abrufbar unter: http://www.e-con-
trol.at/de/recht/entscheidungen/entschei-
dungen-regulierungskommission#2463). 

Gegen alle Bescheide der Regulierungskom-
mission wurde VwGH-Beschwerde erhoben.

2012/2013 haben siebzehn Unternehmen 
gem § 48 Abs. 1 ElWOG 2010 im Strombe-
reich und vier Unternehmen gem § 69 Abs. 1 
GWG 2011 im Gasbereich Beschwerde erho-
ben. Die Regulierungskommission bearbeitet 
gemeinsam mit der Stabstelle Rechtsmittel-
verfahren diese Beschwerden binnen sechs 
Monaten und erlässt neue Bescheide.

Öffentlichkeitsarbeit
Neben den umfassenden regulatorischen 
Tätigkeiten der E-Control im liberalisierten 
Strom- und Gasmarkt übt die E-Control auch 
eine Informations- und Service-Funktion aus. 
Im Zuge dieser Informationspflicht führte die 
E-Control im Jahr 2012 eine Reihe von Maß-
nahmen im Bereich der Öffentlichkeitsar-
beit durch. Ziel dabei ist unter anderem, die 
Konsumenten über ihre Möglichkeiten und 
Rechte im freien Strom- und Gasmarkt zu in-
formieren, damit diese umfassend von den 
Vorteilen der freien Lieferantenwahl profitie-
ren können. 

Die relevanten Informationen wurden in zahl-
reichen Presseaussendungen, Pressekonfe-
renzen, Hintergrund- und Einzelgesprächen 
mit Journalisten sowie anderen zielgerichte-
ten Medienaktivitäten transportiert.

Die E-Control veranstaltete 2012 weiters regel-
mäßig Informationsveranstaltungen für Bran-
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chenvertreter und Entscheidungsträger zu ös-
terreichischen und internationalen Themen der 
Energiepolitik. Bei zahlreichen nationalen und 
internationalen Veranstaltungen, Tagungen 
und Konferenzen waren 2012 Experten der 
E-Control vertreten, wo sie in Vorträgen zu ak-
tuellen energierelevanten Themen referierten. 

Darüber hinaus wurden von Mitarbeitern der 
E-Control Artikel, Fachkommentare und Bei-
träge für verschiedene Fachmedien verfasst.

Übersetzungen als Dienstleistungen
Um der wachsenden internationalen Dimen-
sion nationaler österreichischer Themen im 
Zuge der Schaffung des europäischen Binnen
energiemarktes Rechnung zu tragen, war 
die E-Control 2012 wie auch in den Vorjah-
ren bestrebt, den Marktteilnehmern und der 
Öffentlichkeit zentrale Informationen sowohl 
in deutscher als auch englischer Sprache zur 
Verfügung zu stellen. Obwohl rechtsunver-
bindlich, verbessern die Übersetzungen die 
Zugänglichkeit des österreichischen Regulie-
rungsrahmens für nicht-deutschsprachige In-
teressenten, indem sie einen Einstieg in das 
System bieten und auf die gültigen (deutsch-
sprachigen) Rechtsnormen verweisen.

In diesem Sinne veröffentlichte die E-Control 
bereits im Herbst 2011 eine englische Fas-
sung des GWG 2011 und im Herbst 2012 eine 
Übersetzung des ElWOG 2010, die auch dem 
Bundeskanzleramt zur Aufnahme in das eng-
lische Rechtsinformationssystem des Bundes 
zur Verfügung gestellt wurden.

Auch der Marktregelprozess zur Einführung 
des neuen Gasmarktmodells für Österreich 
wurde in wesentlichen Punkten in englischer 
Sprache begleitet und die Gas-Marktmodell-VO 
2012 sowie Kapitel 1–3 der Sonstigen Markt-
regeln Gas sind als Übersetzungen verfügbar.

Das englischsprachige Angebot der E-Control 
umfasst:

>	 österreichische Gesetze (ElWOG 2010, 
GWG 2011);

>	 Verordnungen (Wechsel-VO Strom, IMA-VO 
2011, Gas-Marktmodell-VO 2012, GSNE-
VO 2012, Gasnetzdienstleistungsqualitäts-
VO etc.);

>	 Marktregeln (Kapitel 1–10 der Sonstigen 
Marktregeln Strom und Kapitel 1–3 der 
Sonstigen Marktregeln Gas);

>	 Berichte und Publikationen (Jahresbericht, 
Ökostrombericht, Statistik-Broschüre etc.).

Aufgrund der positiven Resonanz von Seiten 
der Teilnehmer am österreichischen Gas- 
und Strommarkt, aus dem europäischen und 
außereuropäischen Ausland und von Institu
tionen auf internationaler Ebene wird die 
E-Control derartige Übersetzungen auch 2013 
weiterhin veröffentlichen. Neben einer engli-
schen Fassung des Ökostromgesetzes 2012 
sind auch deutsche Übersetzungen einiger 
Rahmenleitlinien der Agentur für die Zusam-
menarbeit der Energieregulierungsbehörden 
angedacht, um die Entwicklungen auf europä-
ischer Ebene für österreichische Marktteilneh-
mer und Interessenten greifbarer zu machen.
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endkundentheMen
Preisvergleiche Haushalte 
Der monatliche Preismonitor der E-Control, 
welcher auf der website veröffentlicht wird, 
zeigt für den jeweils aktuellen Monat den 
 Gesamtkostenvergleich für Strom und Gas 
zwischen dem Billigstbieter und dem regiona-
len lieferanten (Abbildung 38). 

Die Preisspanne für haushalte reicht bei Strom 
von 550 EUR/Jahr beim Billigstbieter in Graz 
bis zu 740 EUR/Jahr beim angestammten lie-
feranten in Oberösterreich. (Berechnungsbasis 
Durchschnittshaushalt 3.500 kwh/Jahr, Preis-
stand Dezember 2012). Das höchste Einspar-
potenzial beim wechsel von einem regionalen 

Versorger zum Billigstbieter von 140 EUR/
Jahr war in Ober österreich zu fi nden, was eine 
deutliche Steigerung im Vergleich zum Vorjah-
reswert von 114 EUR/Jahr darstellt. Etwa über 
100 EUR/Jahr könnten sich auch die haushal-
te in wien, nieder österreich und der Steier-
mark dabei ersparen. 

Die Erhöhung des Einsparungspotenzials in 
den letzten Monaten ist nur teilweise auf die 
höheren neukundenrabatte zurückzuführen. 
auch die Energiepreise bei den jeweiligen 
Bestbietern wurden zwischen 4 % und 10 % 
gesenkt, sodass die Gesamtkosten beim 
Bestbieter ohne neukundenrabatte im 2012 
niedriger als im Vorjahr liegen.  

Quelle: E-Control

stroMPreise	in	österreich

Abbildung 38
Haushaltsstromkosten (ab-
züglich Neukundenrabatte) 

beim jeweils günstigsten An-
bieter innerhalb der großen 

Netzgebiete und das Einspar-
potenzial gegenüber dem am 
häufi gsten genutzten Produkt 

des lokalen Lieferanten 
(Jahreskosten ohne Rabatte 
inkl. Energie, Netz, Steuern 

und Abgaben, Berechnungs-
basis 3.500 kWh/Jahr, Stand 

1. 12. 2012)
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Die Kostendifferenz zwischen den haushalts-
kunden in den unterschiedlichen netzgebieten  
ist seit 2008 deutlich größer geworden. Dies 
ist vor allem auf die stark unterschiedliche 
Änderung der Energiepreise einzelner liefe-
ranten zurückzuführen. Mit Stand Dezember 
2012 haben die haushalte in Vorarlberg die 
niedrigste (965 EUR/Jahr) und diejenigen in 
linz die höchste (1.207 EUR/Jahr) Rechnung 
bei den jeweils angestammten lieferanten für 
den gleich hohen Gasbezug (15.000 kwh) zu 
zahlen. noch im Vorjahr lag diese Kostendiffe-
renz mit 144 Euro um 40 % niedriger.

neue anbieter, neue Markenprodukte der 
regionalen anbieter sowie stark unterschied-

liche Preiserhöhungen zwischen 1 % und 
18 % veränderten im laufe des Jahres 2011 
bis Februar 2012 die Preiskonstellation am 
Kleinkunden markt in Österreich. Bis Ende des 
Jahres haben die angestammten lieferanten 
keine Preisänderungen mehr vorgenommen. 

Die Einsparungen bei Gas sind im laufe 
2012 relativ konstant geblieben, wobei einige 
Sprünge durch kurzfristige Rabattaktionen der 
alternativen anbieter verursacht wurden. am 
meisten könnten sich die Kunden in der Re-
gelzone Ost ersparen, vor allem im netzgebiet 
linz, wo sie bis zu 216 EUR/Jahr durch den 
 lieferantenwechsel lukrieren könnten – in tirol 
und Vorarlberg dagegen wesentlich weniger. 

Quelle: E-Control

gasPreise	in	österreich

Abbildung 39
Haushaltgaskosten (ab-
züglich Neukundenrabatte) 
beim jeweils günstigsten An-
bieter innerhalb der großen 
Netzgebiete und das Einspar-
potenzial gegenüber dem am 
häufi gsten genutzten Produkt 
des lokalen Lieferanten 
 (Jahreskosten ohne Rabatte 
inkl. Energie, Netz, Steuern 
und Abgaben, Berechnungs-
basis 15.000 kWh/Jahr, 
Stand 1. 12. 2012)
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Mehr als 190 EUR/Jahr betrug das Einspar-
potenzial auch in Wien, Niederösterreich, 
Burgenland und Linz, das sich damit im Ver-
gleich zum Vorjahr um 20 Euro erhöhte.

Tarifkalkulator für Haushalte
Der Tarifkalkulator ist nach wie vor eines der 
wichtigsten Informationstools zu Energieprei-
sen der einzelnen Lieferanten, Gesamtkosten 
sowie Einsparmöglichkeiten bei einem Liefe-
rantenwechsel. 

Gemäß § 65 Abs. 2 ElWOG 2010 sind Strom-
lieferanten seit 1. 1. 2011 und gemäß §121 
Abs. 2 GWG 2011 Gaslieferanten verpflichtet, 
sämtliche preisrelevanten Daten für mit Stan-
dardprodukten versorgte Endverbraucher un-
verzüglich nach ihrer Verfügbarkeit zu über-
mitteln. Die elektronische Form hierfür ist die 
Eingabe in den Tarifkalkulator der E-Control. 
In der ersten Hälfte 2011 organisierte die 
E-Control die Workshops für Lieferanten be-
treffend Pflege ihrer Daten im Tarifkalkulator 
als zusätzliche Hilfe für Neueinsteiger. Für 
Gaslieferanten wurde dies im Rahmen der 
Gas Akademie Veranstaltungsreihe 2012 an-
geboten. 

KMU-Energiepreis-Check
Mit dem neuen KMU-Energiepreis-Check hat 
die E-Control ihre Servicetools um ein Ange-
bot erweitert, das nach dem Prinzip „Kunden 
informieren Kunden“ funktioniert. Die Be-
dienung ist denkbar einfach: den aktuellen 
oder zuletzt bezahlten Strom oder Gaspreis 
in Cent/kWh eingeben, dazu das Gültigkeits-
jahr sowie die Gewerbeart und die Branche 
– dann erhält man bereits ein Ergebnis. 

Nämlich: Preisposition innerhalb der entspre-
chenden Verbrauchsgruppe Min./Max. Preis, 
Durchschnitt und Median der Verbrauchs-
gruppe und Großhandelspreis.

Das Ergebnis ist eine tabellarisch und gra-
fisch dargestellte Übersicht mit folgenden 
Informationen: 

>	 Preisposition des Kunden innerhalb der 	
	 entsprechenden Verbrauchsgruppe
>	 Min./Max. Preis, Durchschnitt und Median 	
	 der Verbrauchsgruppe und  
>	 Großhandelspreis

Somit kann der User in etwa einschätzen, ob 
sein eigener Preis, oder der eines vorliegen-
den Angebotes, tendenziell eher günstig oder 
teuer ist und daraus wichtige Erkenntnisse 
für sein weiteres Vorgehen ziehen. Hierzu be-
kommt er auf der Ergebnisseite noch eine Lis-
te aller für ihn in Frage kommenden Lieferan-
ten sowie Informationen über Energiepools 
und Energieberater.

Gleichzeitig erweitert jeder User mit seiner Ein-
gabe die Datenbasis und trägt so zur besseren 
Information für alle Benutzer bei. Der KMU-
Energiepreis-Check setzt damit auf das Prinzip 
„teilen & profitieren“, das den sozialen Netzwer-
ken im Internet grundsätzlich zugrunde liegt. 

Das Tool wurde für die lastganggemessenen 
Kunden mit einem Stromverbrauch zwischen 
100.000 kWh/Jahr bis 5 GWh/Jahr und/oder 
Gasverbrauch zwischen 400.000 kWh/Jahr 
bis 10 GWh/Jahr entwickelt. 
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Quelle: E-Control

KMU-Energiepreis-Check 

Abbildung 40
KMU-Energiepreis-Check 

Im ersten Jahr (2012) wurden rund 4.700 
Preiseinträge über das Tool getätigt. Infolge 
der Plausibilitätsprüfung wurden aber ca. 7 % 
deaktiviert, d. h., es gab bis Ende 2012 insge-
samt 4.400 aktive Preise für Strom und Gas. 
Wöchentlich kommen dazu 60 bis 100 neue 
Einträge. Diese stammen bis zu 80 % von den 
Unternehmen mit einem Jahresstrombedarf 
bis zu 1,2 GWh bzw. Gasbedarf bis zu 3 GWh.

Da die Energiepreise für das vergangene, lau-
fende und nächste Jahr eingegeben und ge-
speichert werden, ist es möglich, über dieses 
Tool auch die künftigen Beschaffungspreise 
zu vergleichen. Die Datenanalyse ergab, dass 
sowohl Strompreise als auch Gaspreise einen 
deutlichen Trend nach unten zeigen.

Die Energiepreise Strom für das Jahr 2013 
sind im Durchschnitt 7 % bis 10 % niedriger 
als im Jahr 2012, je nachdem wie das tat-
sächliche Lastprofil ausschaut. Die Durch-
schnittspreise je nach Lastprofilgruppe bewe-
gen sich für das Jahr 2013 zwischen 6,8 bis 
7,3 Cent/kWh.  

Im Gasbereich sind die Energiepreise im Jahr 
2013 sogar bis zu 11,5 % niedriger als im Jahr 
2012. Sie betragen im Durchschnitt 2,8 Cent/
kWh, wenn Gas nur für die Prozesse bzw. 
3,38 Cent/kWh wenn nur für das Heizen ein-
gesetzt wird.  
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Ein Unternehmen mit einem Jahresverbrauch 
von 500.000  kWh/a Strom und einem Aus-
gangspreis über dem Durchschnitt kann durch 
den Lieferantenwechsel und/oder geschickten 
Verhandlungen bis zu 11.000  EUR im Jahr 
einsparen und je nachdem wie sein Ausgangs-
preis ist, noch mehr. Bei einem Gasverbrauch 
von 500.000  kWh/a ca. 4.000  EUR.

Industriepreiserhebung 
Strompreisvergleiche – Industrie
Seit dem 2. Halbjahr 2003 erhebt die E-Control 
zweimal jährlich (für Jänner und Juli) die Ener-
giepreise direkt bei den österreichischen In-
dustriekunden. Der Fragekatalog für Juli wird 
gegenüber Jänner gekürzt. Vertragsdetails 

werden nur im Jänner abgefragt. Die Ergebnis-
se nach unterschiedlichen Kategorien werden 
anschließend auf der Homepage der E-Control 
(www.e-control.at) veröffentlicht. 

Die Ergebnisse der Befragung (Abbildung 41) 
zeigen heuer im Vergleich zum Vorjahr ein ge-
ringfügiges Sinken der Industriestrompreise. 
Primärer Einflussfaktor für die Industriestrom-
preise ist die Entwicklung der Großhandels-
preise, die zumeist über eine Preisformel in 
den Energieliefervertrag einfließen. Durch das 
neue Ökostromgesetz werden die Mehrauf-
wendungen für Ökostrom nicht mehr von den 
Lieferanten verrechnet. Dadurch sanken die 
Energiepreise im 2. Halbjahr. 

Quelle: E-Control

Entwicklung Industriestrompreise in Cent/kWh

Abbildung 41
Ergebnisse der Industrie-

strompreiserhebung
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Auf der Homepage können sich interessierte 
Industriekunden jederzeit neu zur Erhebung 
anmelden. Dieses Service wird von den Unter-
nehmen angenommen. Die Stichprobe wurde 
dieses Jahr um Unternehmen, die nicht mehr 
an der Erhebung teilnehmen wollten, berei-
nigt. Damit ging die Anzahl der registrierten 
Unternehmen zurück. Die Anzahl der Teilneh-
mer an der Erhebung blieb jedoch gleich.

Gaspreisvergleiche – Industrie
Im Industriekundenbereich kommt die E-Control 
der Verpflichtung zur Durchführung und Ver-
öffentlichung von Preisvergleichen über die 
zweimal jährlich, jeweils per Jänner und Juli, 
durchgeführte Gaspreiserhebungen nach. 

Dabei werden bisher Unternehmen mit einem 
Jahresverbrauch von mindestens 1 GWh und 
dem Standort Österreich über die Preis- und 
Angebotssituation sowie über Inhalte zum 
Energieliefervertrag (Art der Preisfestlegung 
– Fixpreis, Preisgleitklausel oder Kombina
tion, Laufzeiten usw.) befragt und die Ergeb-
nisse kumuliert und anonymisiert, aufgeteilt 
in drei Größenklassen, auf der Homepage der 
E-Control (www.e-control.at) veröffentlicht. Ver-
tragsdetails werden jedoch nur bei der Erhe-
bung für Jänner abgefragt. Mit der Erhebung 
Juli 2012 wurde die Verbrauchsgrenze auf 
400.000 MWh gesenkt.

Quelle: E-Control

Abbildung 42
Ergebnisse der Industriegas-
preiserhebung
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Die Ergebnisse der Befragung (Abbildung 42) 
zeigen heuer im Vergleich zum Vorjahr ein 
Steigen der Preise in allen drei Kategorien. 
Die erhobenen Preise liegen in diesem Jahr 
über den sehr hohen Preisen im 2. Halbjahr 
2008 bzw. 1. Halbjahr 2009. Der Importpreis 
ist ein wichtiger Einflussfaktor, welcher zu-
meist über eine Preisformel in den Energie
liefervertrag einfließt. 

Wie beim Strom wurde auch die Stichprobe 
der teilnehmenden Betriebe im Gasbereich 
bereinigt. Die Anzahl der Teilnehmer an der 
Erhebung blieb gegenüber den Vorjahren 
gleich. Es sank durch die Bereinigung jedoch 
die Zahl der registrierten Unternehmen.

Industriebefragung
Die E-Control führte im Sommer 2012 zum 
vierten Mal eine Industriebefragung von 
Unternehmen mit einem Jahresenergiever-
brauch von über 2 GWh durch. In dieser Be-
fragung geht es um die Einschätzungen der 
Unternehmen bezüglich der Energiekosten-
entwicklung und um die Themen Energie-
management und Energieversorgung. Die 
Stichprobengröße konnte auch heuer wieder 
erhöht werden. Es nahmen 251 Unterneh-
men an der Befragung teil. Die Unternehmen 
konnten zwischen einer telefonischen oder 
einer schriftlichen Befragung wählen, wobei 
sich die meisten Unternehmen für die schrift-
liche Variante entschieden.
 
Die Ergebnisse der Befragung werden auf der 
Homepage der E-Control (www.e-control.at) 
veröffentlicht.

EU-Vergleich – Mengen und Preise 
Eurostat-Preisvergleich für Haushalte 
Strom
Im ersten Halbjahr 2012 befanden sich die 
österreichischen Haushaltsstrompreise (inkl. 
Energie, Netz, Steuern und Abgaben) im euro-
päischen Vergleich der 33 Länder im oberen 
Drittel auf der neunten Stelle, d. h. über den 
EU-17- und EU-27-Durchschnitten (Abbildung 
43). Deutlich teurer war es in Belgien, Zypern, 
Deutschland und Dänemark sowie Italien 
und Irland. Ohne Steuern und Abgaben sieht 
der Vergleich etwas anders aus. Wesentlich 
teurer sind die Energie- und Netzkosten zu-
sammen in z. B. Irland, Großbritannien und 
Belgien, fast auf gleicher Höhe liegen sie in 
Deutschland und Österreich.

Die Strompreisentwicklung für Haushaltskun-
den im EU-27-Durchschnitt ist steigend seit 
Anfang 2010. Verglichen mit dem 1. Halb-
jahr 2011 stiegen die Preise im 1. Halbjahr 
2012 im EU-Schnitt um 4,5 % (Vorjahreswert 
7 %). Die Preisentwicklung in den einzelnen 
Mitgliedstaaten zeigt jedoch ein unterschied-
liches Bild. 

Von den näher untersuchten EU-Ländern ist 
Deutschland das einzige Land, in dem die Ge-
samtstromkosten für Haushalte in den letzten 
sechs Jahren (2. Halbjahr 2007 – 1. Halbjahr 
2012) nach Eurostat-Halbjahreserhebungen 
kontinuierlich gestiegen sind. In Österreich 
sind sie nur geringfügig im 2. Halbjahr der 
Jahre 2008, 2010 und 2011 gesunken, um 
sich immer wieder im darauffolgenden Halb-
jahr zu erholen.
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Quelle: Eurostat

haushaltsstrompreise im europäischen vergleich in Cent/kWh

strompreisentwicklung Haushalte im eu-vergleich in %

Abbildung 43
Haushaltsstrompreise 
(Energie und Netz) im 
europäischen Vergleich 
(1. Halbjahr 2012, 
2.500 – 5.000 kWh/Jahr)

Abbildung 44
Strompreisentwicklung 
Haushalte (Energie, Netz 
sowie Steuern und Abgaben) 
im europäischen Vergleich 
(2.500–5.000 kWh/Jahr)
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Quelle: Eurostat

haushaltsgaspreise im europäischen vergleich in Cent/kWh

Abbildung 45
Haushaltsgaspreise (Energie, 

Netz) im europäischen 
Vergleich in Cent/kWh 
(1. Halbjahr 2012, D2 

5.555,60 – 55.556 kWh/a)

Gas 
Im ersten Halbjahr 2012 befanden sich die 
Haushaltsgaspreise (inkl. Energie, Netz, Steuern 
und Abgaben) in Österreich im europäischen 
Vergleich der 27 Länder im oberen Drittel bzw. 
auf dem fünften Platz, deutlich über den EU-27- 
aber auch über EU-17-Durchschnitten (Abbil-
dung 45). Deutlich teurer war es nur in Schwe-
den, Dänemark, Slowenien und Italien. In z. B. 
den Niederlanden zahlen die Haushalte fast das 
Gleiche und in Spanien, Deutschland, Frank-
reich und Großbritannien befinden sich die Prei-
se auf einem deutlich niedrigeren Niveau als in 
Österreich. Ein Musterhaushalt in Deutschland 
zahlt um ca. 180 € im Jahr weniger. 

Ohne Steuern und Abgaben sieht der Vergleich 
etwas anders aus. Wesentlich mehr betragen 
die Energie- und Netzkosten zusammen in z. B. 

Portugal und Spanien, dagegen viel weniger 
in Italien und Niederlande sowie Deutschland 
und Großbritannien. 

Die Gaspreise lagen bei den Haushalten in 
Spanien um 26 % und Großbritannien um 23 % 
höher in der ersten Hälfte 2012 im Vergleich 
zum Vorjahreswert. Dabei fanden die meis-
ten Preissteigerungen in Großbritannien im 
zweiten Halbjahr 2011 statt und in Spanien 
Anfang 2012. In Italien, Deutschland, Frank-
reich und Österreich betrugen die Preiserhö-
hungen zwischen 8 % und 11 %, wobei in Itali-
en und Frankreich sogar eine Preissenkung in 
der ersten Hälfte 2012 zu beobachten war, in 
Deutschland dagegen fand keine Veränderung 
statt und in Österreich, den Niederlanden und 
Spanien setzten sich die Preissteigerungen in 
der ersten Hälfte 2012 fort (Abbildung 46).
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Gaspreisentwicklung Haushalte im eu-vergleich in Cent/kWh

Abbildung 46
Gaspreisentwicklung 
Haushalte im EU-Vergleich, 
in Cent/kWh 
(1. Halbjahr 2012, D2 
5.555,60 – 55.556 kWh/a)

*) 	 Euroraum (EA11-2000, EA12-2006, EA13-2007, EA15-2008, EA16-2010, EA17) 

Quelle: Eurostat
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Household Energy Price Index: HEPI 
Strompreise
Der durchschnittliche Preis der Hauptstädte 
der EU-15 war bis einschließlich Februar 2012 
geringer als der Preis, der Endkunden in Wien 
verrechnet wurde. Seit März 2012 ist der Preis 
in Wien geringer als der durchschnittliche Preis 
der Hauptstädte der EU-15, im Dezember 2012 
betrug der Unterschied 0,8 Cent/kWh.

In der Mehrzahl der Hauptstädte der EU-15 
sind die Strompreise inklusive aller Steuern 

und Abgaben von Jänner 2009 bis Dezember 
2012 stark gestiegen. Dies ist größtenteils mit 
einem Anstieg der Steuern und Abgaben zu 
erklären, die oftmals deutliche Subventionen 
für Erneuerbare Energien beinhalten. Der Ge-
samtpreis in Kopenhagen ist zwar um 13 % 
gefallen, jedoch wurden Senkungen sowohl 
beim Energiepreis als auch den Netztarifen 
durch Erhöhungen der Abgaben zumindest 
teilweise ausgeglichen. Eine Unterbrechung 
des Aufwärtstrends der Strompreise ist bisher 
nicht absehbar. 
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Quelle: E-Control und VaasaETT 

Entwicklung Hepi vs. Wien in Cent/kWh

Abbildung 47
Entwicklung Hepi versus 
Wien (ohne Steuern und 

Abgaben)
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Strompreise in den EU-15-Städten in Cent/kWh

Abbildung 48
Strompreise (Energie, Netz, 

Steuern und Abgaben) in den 
EU-15-Städten in Cent/kWh, 

Stand Dezember 2012  
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Die Regulierungsbehörden der EU-Länder se-
hen den stetigen Aufwärtstrend sehr besorgt 
und versuchten mit verschiedenen Maßnah-
men zu intervenieren: So veranlasste z. B. der 
britische Regulator Ofgem zahlreiche Liefe-
ranten zu einer Überarbeitung ihrer Tarife, um 
Preisvergleiche zu erleichtern und den Wett-
bewerb anzukurbeln. Als Resultat wird es Lie-
feranten erlaubt sein, nur noch 4 Tarife anzu-
bieten. In Belgien wurden Preiskomponenten, 
die sich an der Entwicklung an internationalen 
Großhandelsmärkten orientieren, für mehrere 
Monate „eingefroren“, um die Konsumenten 
vor weiteren Preiserhöhungen zu schützen und 
unlauteres Verhalten der Lieferanten zu unter-
binden. In anderen Ländern versucht man, 
durch Preisregulierung in das Marktgeschehen 
einzugreifen und ein zu hohes Preisniveau zu 
verhindern. Dabei werden die regulierten Prei-
se jedoch in einigen Fällen so niedrig gesetzt, 
dass sie nicht kostendeckend sind und jegli-
chen Wettbewerb im Markt verhindern – auf 
Dauer zu Lasten der Konsumenten, die aus-
schließlich von Märkten mit vollständig freier 
Energiepreisbildung profitieren. 

Dass die Preise für Konsumenten von den 
Lieferanten deutlich zu hoch gesetzt werden 
und häufig nicht mehr leistbar sind, kann man 
daran erkennen, dass in vielen Ländern, z. B. 
Frankreich, Belgien, Griechenland, Italien und 
Portugal, die Anzahl der Konsumenten, die un-
ter Sozialtarifen versorgt werden, im Laufe der 
Jahre signifikant gestiegen ist. 

Wien befindet sich sowohl 2009 als auch 
2012 preislich im Mittelfeld (19,66 Cent/kWh 
bzw. 19,5 Cent/kWh). Hierbei darf jedoch nicht 
außer Acht gelassen werden, dass die Liefe-
ranten an die Endkunden Margen von durch-
schnittlich ca. 3–4 Cent/kWh verrechnen. Dies 
lässt den Schluss zu, dass die verrechneten 
Gesamtpreise trotz erhöhter Steuern und Ab-
gaben deutlich geringer sein könnten.  Der ge-
ringste Gesamtpreis in den Hauptstädten der 
EU-15-Länder wird Kunden in Athen verrech-
net (11,43 Cent/kWh bzw. 13,74 Cent/kWh). 
Auch wenn der Gesamtpreis auf den ersten 
Blick sehr niedrig erscheint, kann daraus nicht 
geschlossen werden, dass Energie für Kunden 
in diesen Städten leistbar ist. 

Der Anteil des Energiepreises am Gesamt-
preis ist in allen Hauptstädten mit Ausnahme 
von Berlin, wo der Anteil konstant blieb, ge-
sunken. Damit verbunden war ein deutlicher 
Anstieg der Steuern und Abgaben, was durch 
die insbesondere ab 2011 einsetzende För-
derung Erneuerbarer Energien erklärt werden 
kann. In Kopenhagen betrug der Anteil der 
Steuern und Abgaben am Gesamtpreis im 
Dezember 2012 57 %. 

Gaspreise
Der Endkunden in Wien verrechnete Preis 
ohne Steuern und Abgaben liegt seit 4 Jahren 
kontinuierlich über dem durchschnittlichen 
Preis der Hauptstädte der EU-15. Lediglich im 
Jänner 2011 und Dezember 2012 liegen die 
Preise gleichauf.
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Quelle: E-Control und VaasaETT 

Entwicklung Hepi vs. Wien in Cent/kWh

Abbildung 49
Entwicklung Hepi versus 
Wien (ohne Steuern und 

Abgaben)
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Gaspreise in den EU-15-Städten in Cent/kWh

Abbildung 50
Gaspreise (Energie, Netz, 

Steuern und Abgaben) in den 
EU-15-Städten in Cent/kWh, 

Stand Dezember 2012  
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Stockholm hat nach wie vor den höchsten 
Gesamtpreis, allerdings ist der schwedische 
Gasmarkt aufgrund seiner Größe und Rele-
vanz nicht mit den Gasmärkten in den ande-
ren Ländern vergleichbar. Wien liegt bei den 
Gaspreisen, ähnlich wie bei den Strompreisen, 
im europäischen Mittelfeld. Ähnlich wie im 
Strommarkt versuchen die Regulierungsbe-
hörden, Konsumenten preislich zu entlasten, 
z. B. durch das Einfrieren der Preiskompo-
nenten, die sich an internationalen Märkten 
orientieren, oder durch Vereinfachung der 
Preiskomponenten und Einschränkung in der 
Produktauswahl. In Belgien dürfen Endkun-
denpreise nicht mehr an den Ölpreis gekop-
pelt sein, auch wenn man den Unternehmen 
einen gewissen Spielraum einräumt, bis die 
Verträge neu ausgehandelt sind. Ob und wie 
rasch diese Versuche, die Preise zu senken, 
greifen, ist allerdings ungewiss, da die meisten 
Bemühungen bisher lediglich zu kurzfristigen 
Preisreduktionen geführt haben. In einigen 
Ländern, wie z. B. Belgien, Ungarn und Italien, 
ist die Zahl der Konsumenten mit Sozialtarifen 
im Laufe der Jahre stark gestiegen.

Grundversorgung/Mahnverfahren
Die in § 77 ElWOG 2010 bzw. § 124 GWG 
2011 vorgesehenen Regelungen für den Ver-
sorger letzter Instanz sehen vor, dass für die 
Belieferung von Verbrauchern und Kleinun-
ternehmen ein bestimmter Tarif festgelegt 
werden muss. Die Höhe der Vorauszahlung/
Sicherheitsleistung ist für Verbraucher, die 
sich auf die Grundversorgung berufen, mit 
der Höhe einer Teilbetragszahlung von einem 
Monat begrenzt. Wenn kein weiterer Zah-
lungsverzug innerhalb von 6 Monaten eintritt, 

ist die Sicherheitsleistung zurückzuerstatten 
bzw. von einer Vorauszahlung abzusehen, 
solange nicht erneut ein Zahlungsverzug ein-
tritt. Die Landesausführungsgesetze haben 
im Strombereich weitere detailliertere Rege-
lungen zur Versorgung letzter Instanz vorgese-
hen. Die Ansicht, dass auch die Netzbetreiber 
in bestimmtem Ausmaß zur Netzdienstleis-
tung bei Berufung eines Kunden auf die Ver-
sorgung letzter Instanz bei einem Lieferanten 
verpflichtet sind, wurde auch von der E-Control 
im Rahmen der Diskussionen mit den Netzbe-
treibern zu den neuen Verteilernetzbedingun-
gen vertreten.

Gemäß § 82 Abs. 3 ElWOG 2010 bzw. 
§ 127 Abs. 3 GWG 2011 ist der Netzbetrei-
ber bei Vertragsverletzungen erst zu einer 
physischen Trennung berechtigt, wenn dem 
eine zweimalige Mahnung inklusive jeweils 
mindestens zweiwöchiger Nachfristsetzung 
vorangegangen ist. Die zweite Mahnung hat 
auch eine Information über die Folge einer 
Abschaltung des Netzzuganges nach Verstrei-
chen der zweiwöchigen Nachfrist sowie über 
die damit einhergehenden voraussichtlichen 
Kosten zu enthalten. Die letzte Mahnung hat 
mit eingeschriebenem Brief zu erfolgen. Die 
Ansicht, dass auch Lieferanten im Falle einer 
Verletzung ihres Vertrages durch den Kunden 
(insbes. Nichterfüllung von Zahlungsverpflich-
tungen) zur Einhaltung dieses Mahnverfah-
rens verpflichtet sind, wird von der Regulie-
rungskommission auch bei der Prüfung der 
Allgemeinen Lieferbedingungen vertreten. 
Entsprechende Entscheidungen sind auf der 
Homepage der E-Control auffindbar.
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Musterrechnung der E-Control
Allgemeines
Die jährliche Strom- und Gasrechnung zählt 
zu den wichtigsten Informationsquellen für 
Strom- und Gaskunden. 

Wie die Erfahrungen der Schlichtungsstelle 
und Hotline der E-Control zeigen, sind Strom- 
und Gasrechnungen – nicht zuletzt aufgrund 
mannigfacher gesetzlich vorgeschriebener In-
formationspflichten – für den Konsumenten 
oft intransparent und nur schwer „lesbar“.

Die E-Control hat deshalb wieder eine neue 
Musterrechnung für Strom und Gas erstellt. 
Sie gibt dem Kunden einen Überblick, welche 
Informationen er auf der (tatsächlichen) Rech-
nung seines Strom- oder Gasversorgers in 
übersichtlicher Form finden muss. Die vielfäl-
tigen Begriffe der Energie- und Netzrechnung 
werden in einfach verständlicher Form erläu-
tert, sodass sich der Kunde auf seiner realen 
Rechnung leichter zurechtfinden kann.

Wichtig ist, darauf hinzuweisen, dass jedes 
Energieunternehmen seine Rechnungen an-
ders gestaltet. Daher kann es sein, dass der 
Kunde einzelne Informationen auf seiner 
Rechnung an anderer Stelle findet als in der 
Musterrechnung. Die in der Musterrechnung 
verwendeten Zahlen für Energiepreise und 
Netznutzungstarife wurden willkürlich aus-
gewählt. Sie sind daher nicht für einen Ener-
giepreisvergleich bzw. eine zahlenmäßige 
Überprüfung einer aktuellen Strom- oder Gas-
rechnung geeignet.

Die Überarbeitung der bestehenden Muster-
rechnung war aufgrund neuer gesetzlicher 
Bestimmungen im ElWOG 2011, GWG 2011 
und ÖSG 2012 erforderlich. So muss bei-
spielsweise den Netz- und Energierechnun-
gen ein verpflichtendes Informationsblatt 
beigelegt werden, welches unter anderem 
über Vertragsdauer, Kündigungsfristen und 
das Recht auf Grundversorgung informiert. 
Darüber hinaus sehen Bestimmungen im 
ÖSG 2012 vor, dass Ökostrompauschale und 
Ökostromförderbeitrag ab 1. 7. 2012 auf den 
Rechnungen ausgewiesen werden müssen.

Die einzelnen Seiten der Musterrechnung
1)	Übersichtsblatt
	 Im Übersichtsblatt findet der Kunde auf 

einen Blick die

>	 Rechnungs- und Kontaktdaten
>	 Gesamtkosten für die Strom- und Gaslie-

ferung (Energielieferung, Benutzung des 
Strom- und Gasnetzes und die zu entrich-
tenden Steuern und Abgaben)

>	 Übersicht über die persönliche Verbrauchs-
entwicklung in kWh und in Euro

>	 Zahlungstermine und Höhe der zukünfti-
gen Teilbetragsvorschreibungen 

	
	N eu auf der Musterrechnung der E-Control 

ist die Angabe des geschätzten Jahresver-
brauchs in kWh für die nächste Abrech-
nungsperiode, auf dessen Basis die neuen 
Teilbeträge errechnet werden. Diese Infor-
mation dient vor allem dazu, die Höhe der 
Teilbeträge für den Kunden nachvollziehbar 
darzustellen bzw. überprüfbar zu machen.
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2)	Stromkennzeichnung und Energiesparen 	
(nur Strom)

	 Das Stromkennzeichnungs- und Energie-
sparblatt der Rechnung macht Angaben 
über

>	 die Stromkennzeichnung – diese zeigt dem 
Kunden, aus welchen Energiequellen sich 
der Strom im angeführten Zeitraum zusam-
mensetzt. Das österreichische Stromkenn-
zeichnungsmodell ist ein nachweisbasier-
tes System, wonach Stromlieferanten, die 
Endverbraucher beliefern, zum Nachweis 
eines bestimmten Primärenergieträgeran-
teils gesetzeskonforme Nachweise vorlegen 
müssen. Kann für eine Strommenge kein 
Nachweis vorgelegt werden, so ist dieser 
Wert als Strom unbekannter Herkunft und 
somit als statistischer Wert auszuweisen.

>	 Energieberater in der Nähe des Kunden 
und gibt Tipps zum Energiesparen.

>	 den Stromverbrauch eines österreichischen 
Durchschnittshaushaltes.

3)	Detailblatt
	A uf dem Detailblatt findet der Kunde die 

Ablesedaten seines Strom- oder Gaszäh-
lers und die genaue Zusammensetzung der 
Rechnungskomponenten Energie, Netznut-
zung sowie Steuern und Abgaben. Anhand 
der Ablesedaten kann der Kunde überprü-
fen, ob sein Zählerstand durch den Netz-
betreiber abgelesen, durch ihn selbst mit 
einer Selbstablesekarte an den Netzbetrei-
ber übermittelt oder rechnerisch ermittelt 
wurde. Wichtig für den Kunden ist vor allem 

die periodengenaue Angabe des Energie-
preises in Cent/kWh plus eines eventuel-
len Grundpreises. Die Kenntnis der vom 
aktuellen Versorger für die Energielieferung 
in Rechnung gestellten Preise ist eine der 
wichtigsten Entscheidungsgrundlagen beim 
Lieferantenwechsel.

4)	Kundeninformationsblatt des Netz
betreibers und des Energielieferanten

	H ier findet der Kunde unter anderem Anga-
ben, wo und wie er sich über die aktuellen 
Netznutzungstarife oder Energiepreise in-
formieren kann; wie er sich im Falle eines 
Problems mit dem Unternehmen beschwe-
ren kann und wie er ein Schlichtungsverfah-
ren bei E-Control beantragen kann. Wichtig 
aus Sicht des Kunden ist der Hinweis auf 
die Voraussetzungen zur Grundversorgung 
und die Information, wie und wann es sinn-
voll ist, Zählerstände bekannt zu geben. Er-
läuterungen zu den auf der Strom- und Gas-
rechnung verwendeten Begriffen runden 
die Kundeninformationen ab. 

Musterrechnung auch als interaktive Dar-
stellung auf der E-Control-Homepage
Die E-Control stellt die Musterrechnung inklu-
sive einem ausführlichen Erläuterungsteil auf 
der Homepage interessierten Kunden und 
Marktteilnehmern als pdf zur Verfügung. Die 
pdf-Version kann ausgedruckt und als Hilfe-
stellung für das „Studium“ der eigenen Jah-
resabrechnung verwendet werden. 
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Quelle: E-Control

Interaktive Darstellung einer Musterrechnung

Abbildung 51
Interaktive Darstellung einer 

Musterrechnung auf der 
E-Control-Homepage

Darüber hinaus gibt es auf der E-Control-
Homepage eine interaktive Darstellung, wo 
sich der User durch die einzelnen Seiten der 
Musterrechnung einfach durchklicken kann. 
Durch das Anklicken der orangen Info-Zeichen 

bei einzelnen Positionen auf der Musterrech-
nung kann sich der User die entsprechenden 
Erläuterungen direkt am Bildschirm anzeigen 
lassen kann. 



117

Sonstige Entgelte – neue Regelung
Gem. § 58 ElWOG 2010 sind Netzbetreiber 
berechtigt, Netzbenutzern für die Erbringung 
sonstiger Leistungen, die vom Netzbenutzer 
unmittelbar verursacht werden und nicht 
durch die restlichen in der Systemnutzungs-
entgelte-Verordnung (SNE-VO) festgelegten 
Entgelte abgedeckt sind, ein gesondertes 
Entgelt zu verrechnen. 

Diese sonstigen Leistungen sind von der 
Regulierungsbehörde in angemessener Höhe 
per Verordnung festzulegen. Sie sind in §11 
der Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2012 
zu finden und umfassen unter anderem Ent-
gelte für die Einhebung von Mahnspesen, vom 
Netzbenutzer veranlasste Änderungen der Zähl
einrichtung, Abschaltung und Wiederherstel-
lung des Anschlusses sowie die Ablesung und 
Überprüfung von Zählern auf Kundenwunsch.

Die Höhe der festgelegten Entgelte orientiert 
sich an den von den Netzbetreibern bisher 
verrechneten Entgelten, wobei jedoch ganz 
besonders auf die soziale Verträglichkeit Be-
dacht genommen wurde. 

In Bezug auf die Mahnungen gibt es eine 
kostenmäßige Abstufung, wonach die erste 
Mahnung für den Kunden noch keine Kosten 
verursachen darf (unabhängig von der Form 
der Übermittlung). Erst für die im Anschluss 
ergehenden Mahnungen dürfen in weiterer 
Folge Kosten verrechnet werden. Unabhängig 
von diesem Mahnsystem ist die mögliche Ein-
schaltung von Einrichtungen wie Inkassobü-

ros u. Ä. zu sehen, die auch von dieser Verord-
nung nicht umfasst ist. Im Übrigen ist darauf 
hinzuweisen, dass natürlich das qualifizierte 
Mahnverfahren gemäß § 82 Abs. 3 ElWOG 
2010 jedenfalls immer Anwendung findet. Im 
Rahmen einer integrierten Rechnungslegung 
für Energie und Netz wird im Regelfall der Lie-
ferant anstelle des Netzbetreibers das qualifi-
zierte Mahnverfahren durchführen. Die Regu-
lierungskommission geht in diesem Fall davon 
aus, dass dabei die in dieser Verordnung für 
den Netzbetreiber festgelegten Mahnspesen 
nicht überschritten werden.

Die Kosten für Anbringen/Umstellung/Entfer-
nen der Messeinrichtungen wurden in Form 
einer Pauschale aufgenommen. Der Einbau 
eines Lastprofilzählers oder eines Viertelstun-
denmaximumzählers betrifft in der Regel Ge-
werbe- und Industriekunden, verursacht hö-
here Kosten und ist daher mit einer höheren 
Pauschale zu verrechnen. 

Allfällige weitere Entgelte, die in § 11 SNE-VO 
2012 nicht angeführt sind, dürfen daher (un-
beschadet gesonderter Bestimmungen des 
ElWOG 2010) vom Netzbetreiber nicht mehr 
verrechnet werden. 

Darüber hinausgehende Leistungen, die vom 
Netzbetreiber nicht im Rahmen seiner Tätig-
keit als Netzbetreiber erbracht werden und 
daher generell nicht von den Systemnutzungs-
entgelten abgedeckt sind, können vom Netz-
betreiber weiterhin verursachungsgerecht ver-
rechnet werden. 



118

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

	        / Tätigkeiten der Regulierungsbehörde 2012

Sonstige Entgelte Gas
Gem. § 78 GWG 2011 sind Netzbetreiber 
berechtigt, Netzbenutzern für die Erbringung 
sonstiger Leistungen, die vom Netzbenutzer 
unmittelbar verursacht werden und nicht 
durch die restlichen in der Systemnutzungs-
entgelte-Verordnung (SNE-VO) festgelegten 
Entgelte abgedeckt sind, ein gesondertes 
Entgelt zu verrechnen. 

Diese sonstigen Leistungen sind von der Re-
gulierungsbehörde in angemessener Höhe 
per Verordnung festzulegen. Sie sind in § 18 
der Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 
2012 zu finden und umfassen unter anderem 
Entgelte für Mahnungen, für Abschaltungen 
und Sperrungen, die Ablesung von Messein-
richtungen auf Kundenwunsch sowie das Zur-
verfügungstellen von Lastprofilzählerdaten. 
Die Höhe der festgelegten Entgelte orientiert 
sich an den von den Netzbetreibern bisher 
verrechneten Entgelten, wobei jedoch ganz 
besonders auf die soziale Verträglichkeit Be-
dacht genommen wurde. 

In Bezug auf die Mahnungen gibt es eine 
kostenmäßige Abstufung, wonach die erste 
Mahnung für den Kunden noch keine Kosten 
verursachen darf (unabhängig von der Form 
der Übermittlung). Erst für die im Anschluss 
ergehenden Mahnungen dürfen in weiterer 
Folge Kosten verrechnet werden. Unabhän-
gig von diesem Mahnsystem ist die mögliche 

Einschaltung von Einrichtungen wie Inkasso
büros u. Ä. zu sehen, die auch von dieser 
Verordnung nicht umfasst ist. Im Übrigen ist 
darauf hinzuweisen, dass natürlich das qua-
lifizierte Mahnverfahren gemäß § 127 Abs. 3 
GWG 2011 jedenfalls immer Anwendung fin-
det. Im Rahmen einer integrierten Rechnungs-
legung für Energie und Netz wird im Regelfall 
der Lieferant anstelle des Netzbetreibers das 
qualifizierte Mahnverfahren durchführen. 
Die Regulierungskommission geht in diesem 
Fall davon aus, dass dabei die in dieser Ver-
ordnung für den Netzbetreiber festgelegten 
Mahnspesen nicht überschritten werden.

Allfällige weitere sonstige Entgelte als jene, 
die in dieser Verordnung angeführt sind, dür-
fen (unbeschadet gesonderter Bestimmun-
gen des GWG 2011) nicht verrechnet werden. 

Darüber hinausgehende Leistungen, die vom 
Netzbetreiber nicht im Rahmen seiner Tätig-
keit als Netzbetreiber erbracht werden und 
daher generell nicht von den Systemnutzungs-
entgelten abgedeckt sind, können vom Netz-
betreiber weiterhin verursachungsgerecht ver-
rechnet werden. 

Kundenberatung
Die Experten der E-Control stehen interessier-
ten Konsumenten im Rahmen von Gemeinde-
beratungen, Beratungsgesprächen und Mes-
sen Rede und Antwort. 
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Messen 
Auch 2012 stand die E-Control bei Messen und 
Beratungstagen interessierten Konsumenten 
für alle Fragen zu Strom und Gas zur Verfügung. 
Dabei wurden unter anderem Informationen 
zum Lieferantenwechsel geboten, mit Hilfe des 
Tarifkalkulators Vergleichsangebote erstellt, 
Energierechnungen erläutert und vieles mehr.

Im Jahr 2012 war die E-Control auf folgenden 
Messen und Beratungstagen vertreten:

>	 Häuslbauermesse 
	 2. – 5. Februar in Graz
>	 Bauen + Wohnen
	 9. – 12. Februar in Salzburg
>	 Bauen & Energie Messe
	 16. – 19. Februar in Wien
>	 Häuslbauermesse
	 24. – 26. Februar in Klagenfurt
>	 Energiesparmesse
	 29. Februar – 4. März in Wels
>	 Frühjahrsmesse
	 29. März – 1. April in Dornbirn
>	 Kommunalmesse
	 12. – 14. September in Tulln
>	 Messe Wieselburg
	 28. – 30. September in Wieselburg
>	 Seniorenmesse
	 14. – 17. November in Wien

Beratungsgespräche in Kooperation mit der 
Arbeiterkammer
In insgesamt acht Bezirksstellen in ganz 
Niederösterreich sowie in Wien konnten sich 
die Konsumenten von den Experten über die 
günstigsten Strom- und Gaspreise oder über 
einen möglichen Lieferantenwechsel informie-
ren. Mehr als 200 Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher nutzten das Angebot und 
die Gelegenheit, sich über Möglichkeiten zur 
Entlastung des Haushaltsbudgets zu erkundi-
gen. Besonderes Interesse zeigten die Besu-
cher am Tarifkalkulator, mit dem die günstigs-
ten Strom- und Gasanbieter errechnet werden 
können. Ein Großteil der Besucher war über die 
Möglichkeit, den Strom- und Gaslieferanten frei 
wählen zu können, bereits informiert und kam 
mit konkreten Fragen zu den Beratungstagen in 
die Arbeiterkammer NÖ. Viele Besucher wollten 
sich ihre Energierechnungen erklären lassen, 
stellten Fragen zum Lieferantenwechsel sowie 
zum Thema Energiesparen und wollten sich  
auch über die seit 1. Juli geltenden Möglich-
keiten zur teilweisen Befreiung der Ökostrom-
kosten informieren. Weitere Schwerpunkte 
waren die Versorgungssicherheit sowie Fragen 
zum Thema Photovoltaik und Einspeisung von 
Strom. Interesse herrschte auch an der Streit-
schlichtungstätigkeit der E-Control.
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Gemeindeberatungen
Die E-Control hat im Oktober 2012 mit Ener-
gieberatungsgesprächen in österreichischen 
Gemeinden gestartet, um den Bürgerinnen 
und Bürgern ihre Rechte im liberalisierten 
Strom- und Gasmarkt näher zu bringen. Ins-
gesamt haben 284 Gemeinden ein Interesse 
an dem Service-Angebot der E-Control gezeigt, 
wovon in einem ersten Block 133 Gemeinden 
einem Termin bis Mai 2013 zugestimmt ha-
ben. Die Konsumentinnen und Konsumenten 
erhalten im Rahmen eines persönlichen Ge-
sprächs umfassende Informationen über die 
möglichen Einsparungen von den Spezialisten 
der E-Control. Als zentraler Ansprechpartner 
für die Konsumenten stellt die E-Control ihre 
verschiedenen Services – wie Homepage, 
Tarifkalkulator, Energie-Hotline, Energiepreis-
Check und Streitschlichtung zur Verfügung, die 
die Konsumenten im Energie-Dschungel unter-
stützen sollen. Die wichtigsten Themen für die 
Gemeindebürger sind neben der Möglichkeit 
eines Lieferantenwechsels und Einsparungen, 
die Überprüfung der Energierechnung durch 
einen Experten der E-Control.

Monitoring der Endkundenkommunikations-
kanäle
Die E-Control-Hotline
Die E-Control ist die zentrale Informations
stelle für alle Strom- und Gaskunden. Um die 
Kontaktaufnahme zu erleichtern, bietet die 
E-Control den Service einer Energie-Hotline un-

ter der Telefonnummer 0810 10 25 54 (zum 
Tarif von 0,044 Euro/Minute) an. Damit haben 
die Konsumenten die Möglichkeit, sich um-
fassend zu den Themen eines liberalisierten 
Strom- und Gasmarktes informieren zu kön-
nen. Oft ist die Hotline der erste Ansprechpart-
ner für die Energiekonsumenten zu Fragen, 
die entweder direkt beantwortet werden kön-
nen oder an einen Experten im Haus bzw. an 
die Schlichtungsstelle weitergegeben werden.

Von Jänner bis Dezember 2012 wurden insge-
samt 5.797 Anrufe von der Energie-Hotline be-
arbeitet. Im Vergleich zum Vorjahr, in dem die 
Einführung des Spritpreisrechners zu einem 
erhöhten Anruferaufkommen von insgesamt 
9.566 bearbeiteten Anrufen geführt hat, liegt 
somit ein Rückgang von 39,4 % vor. Nimmt 
man die Anruferzahlen der Jahre 2009 (7.854 
bearbeitete Anrufe) und 2010 (7.715 bearbei-
tete Anrufe) in die Beobachtung mit auf, er-
kennt man, dass das Jahr 2012 allgemein ein 
relativ ruhiges Jahr an der Hotline war.

Wichtige Themen
Die häufigsten Gründe für einen Anruf bei der 
Energie-Hotline der E-Control waren neben 
Tarifkalkulationen vor allem Fragen zum Lie-
ferantenwechsel und Energierechnungen.

Service rund um die Uhr
Die Energie-Hotline ist montags bis donnerstags 
von 08:30 bis 17:30 Uhr und freitags von 
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08:30 bis 15:30 erreichbar. Sollte ein Konsu-
ment jedoch trotzdem außerhalb der Öffnungs-
zeiten anrufen, erreicht er einen Anrufbeant-
worter und hat die Möglichkeit, eine Nachricht 
und seine Telefonnummer zu hinterlassen, wo-
raufhin er verlässlich am folgenden Arbeitstag 
zurückgerufen wird.

Homepage der E-Control
Das Konzept der zielgruppenorientierten 
Webpräsenz hat sich auch 2012 bewährt 
und wurde weiter ausgebaut. Die Zahl der 
Besuche auf der E-Control-Homepage blieb 
dabei mit 900.000 konstant, obwohl der 
Sondereffekt durch die Neueinführung des 
Spritpreisrechners im Vorjahr in 2012 nicht 
mehr gegeben war. Insgesamt wurden über 
5,5 Millionen Seiten aufgerufen. 

Mit rund 3,6 Millionen Seitenaufrufen war 
der Konsumentenbereich weiterhin der am 
häufigsten frequentierte Teil innerhalb des 
Webportals, gefolgt von den Bereichen für 
Industrie & Gewerbe sowie für Marktteilneh-
mer – wobei Letzterer von einer relativ klei-
nen Gruppe von Besuchern dafür besonders 
intensiv genutzt wird. Die übrigen Seitenbe
suche verteilen sich relativ gleichmäßig auf 
die weiteren Bereiche, wie jener für Presse, 
für Statistiken und Publikationen etc. 

2012 wurde auch ein neuer Bereich mit Kon-
sumenteninformationen in türkischer und 

kroatischer Sprache für die größten in Öster
reich lebenden Migrantengruppen eingeführt, 
der bereits gut angenommen wurde. Hier ist 
geplant, in Zusammenarbeit mit den entspre-
chenden Communitys, die Inhalte und das 
Serviceangebot noch genauer auf die Zielgrup-
pen abzustimmen.

E-Control Online-Tools 
Das Hauptinteresse der Besucher liegt nach 
wie vor bei den funktionellen Online-Appli-
kationen der E-Control. So haben sich 2012 
erneut knapp eine halbe Million Verbraucher 
mit dem Tarifkalkulator über die günstigsten 
Strom- und Gasangebote informiert. Dabei 
wurden etwa 375.000 Strompreisvergleiche 
und etwa 150.000 Gaspreisvergleiche durch-
geführt. Bei etwa einem Viertel der Besuche 
machten die Verbraucher sowohl einen Gas- 
als auch einen Strompreisvergleich.

Rund 60.000 Besucher haben mit dem 2010 
eingeführten Energiespar-Check überprüft, 
wo in ihren Haushalten Energiesparpotential 
zu finden wäre. 

Die am häufigsten genutzte Online-Applikation 
der E-Control war auch 2012 erneut der auf 
Initiative des Wirtschaftsministeriums im Vor-
jahr eingeführte Spritpreisrechner. Mehr als 
5 Millionen Mal haben sich Autofahrer unter 
www.spritpreisrechner.at die günstigsten Tank-
stellen in ihrer Umgebung anzeigen lassen. 
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Soziale Plattformen
Die E-Control hat 2010 Präsenzen auf den 
beiden wichtigsten sozialen Plattformen, 
Facebook und Twitter, eingerichtet und be-
gonnen, sich dort als vertrauenswürdiger 
Netzwerkpartner für alle an Energiethemen 
Interessierten und aktiven User zu etablieren. 
Mit dem fortschreitenden Medienwandel, weg 
von den Massenmedien, hin zu einer Masse 
an Medien, bei dem die klassische One-to-
Many-Kommunikation zusehends durch eine 
One-to-One-Kommunikation abgelöst wird, 
stellen diese enorm wachsenden Online-Com-
munitys einen wichtigen Kanal dar, um zu-
künftig Verbraucher erreichen und mit wichti-
gen Informationen versorgen zu können.

Aktuell hat die E-Control auf Facebook eine 
„gefällt mir“-Community von rund 1.400 akti-
ven Usern. Die viralen Effekte berücksichtigt, 
erreichte die Facebook-Präsenz mit knapp 
40 Millionen Kontakten eine Verbreitung, wie 
sie sonst nur über klassische Massenmedien 
hergestellt werden kann.

Über Twitter verbreitet die E-Control seit dem 
Sommer nicht nur alle wichtigen Termine 
und Presseverlautbarungen, sondern weist 
die Twitter-Community auch auf interessan-
te Presseartikel hin oder gibt kurze Auskunft 
über aktuelle Ersparnismöglichkeiten etc. Im 
Durchschnitt wird täglich mindestens eine 
Nachricht verbreitet und die Reichweite und 

Relevanz als zuverlässige Informationsquelle 
auf diesem Kanal weiter verstärkt.

Google
In der zweiten Jahreshälfte 2012 wurde durch 
verschiedene Maßnahmen (SEO, Search 
Engine Optimizing) sowie eine dreimonatige 
Kampagne die Präsenz und Findbarkeit der 
E-Control-Angebote für Konsumenten auf der 
weltweit wichtigsten Internetsuchmaschine 
erheblich gesteigert. So werden die entspre-
chenden Web-Seiten der E-Control inzwischen 
bei nahezu allen relevanten Suchbegriffen, 
wie „Strom-„ oder „Gaspreis“, „Energieeffizi-
enz“, „Energie sparen“ an erster oder zwei-
ter Stelle in den Google-Ergebnissen gelistet. 
Mit der begleitenden Kampagne konnten 
zusätzlich rund 1,5 Millionen Menschen mit 
den Internetangeboten der E-Control erreicht 
werden.

Internationale Mitarbeit Endkundenthemen –
Die Arbeit für Konsumenten im Rahmen 
von CEER 
Die E-Control ist in der europäischen Verei-
nigung der Regulatoren (CEER – Council of 
European Energy Regulators) vertreten. Im 
Rahmen von CEER beschäftigt sich die Custo-
mers and Retail Markets Working Group mit 
konsumentenrelevanten Themen.

Diese Arbeitsgruppe unterteilt sich einerseits 
in die Customer Empowerment (CEM) Task 
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Force, die sich um Themen rund um den 
Schutz und die Stärkung von Energiekon
sumenten kümmert, sowie andererseits die 
Retail Market Functioning (RMF) Task Force, 
die sich den Themen Analyse und Design des 
Endverbrauchermarktes sowie Smart Metering 
widmet. Darüber hinaus werden im Strategy 
and Communication (SC) Work Stream Pläne 
und Aktivitäten entwickelt, wie Konsumenten 
in der Praxis stärker in den europäischen 
Energiemarkt eingebunden werden können.

Auf allen Ebenen sowie in sämtlichen Arbeits-
gruppen und Task Forces sind Experten der 
E-Control involviert und leisten so einen wich-
tigen Beitrag zu einer besseren Zusammenar-
beit der europäischen Regulatoren.

Folgende Dokumente wurden im vergan-
genen Jahr im Rahmen der Customers and 
Retail Markets Working Group erarbeitet und 
veröffentlicht:

Status Review of Customer and Retail 
Market Provisions from the 3rd Package as 
of 1 January 2012
Dieses Dokument stellt Untersuchungen 
zum Fortschritt, betreffend die Umsetzung 
von Vorgaben für Endkunden und das Markt-
design aus dem Drittem Paket in nationales 
Recht, der CEER-Mitgliedsländer an. Die Sta-
tus Review gewährt Einblicke, inwieweit und 
auf welche Art und Weise Vorgaben aus dem 

Dritten Paket in nationales Recht in den je-
weiligen Mitgliedsländern von CEER neun 
Monate nach Ablauf der Umsetzungsfrist 
umgesetzt worden sind. Insbesondere wer-
den die Implementierung von Regelungen 
zu Grundversorgung mit Energie, Lieferan-
tenwechsel, schutzbedürftige Endkunden, 
Anforderungen an Kundeninformationen, 
außergerichtliche Streitbeilegungsverfahren 
und regulierte Endkunden-Energiepreise un-
ter die Lupe genommen.

Benchmarking Report on Meter Data 
Management – Case Studies
Dieses Dokument bietet anhand von Fall-
beispielen einen Überblick über das Zähler
datenmanagment / Meter Data Management 
in neun europäischen Ländern (Österreich, 
Belgien, Dänemark, Deutschland, Italien, Nor-
wegen, Spanien, Niederlande und das Ver
einigte Königreich von Großbritannien). Der 
Bereich Meter Data Management betrifft die 
Sammlung, die Verwendung sowie den Um-
gang mit Zählerdaten. Mit der Einführung von 
Smart Metering wird die Frage der Zählerda-
tenverwaltung insbesondere in Hinblick auf 
regulierende, funktionelle sowie technische 
Aspekte immer wichtiger. In diesem Bericht 
wurde neben dem Thema Datenschutz auch 
die Datensicherheit der Konsumenten in den 
verschiedenen Meter-Data-Management-Mo-
dellen berücksichtigt.
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Status Review of the implementation of the 
ERGEG GGP on indicators for retail market 
monitoring as of 1 January 2012
Dieses Dokument stellt einen Nachfolgebe-
richt zu ERGEG’s Guidelines of Good Practice 
on Indicators for Retail Market Monitoring 
for Electricity and Gas dar und liefert einen 
Statusbericht darüber, inwieweit die empfoh-
lenen Indikatoren seit Jänner 2012 umgesetzt 
sowie in den CEER-Mitgliedstaaten angewandt 
worden sind. Des Weiteren bietet das Doku-
ment Einblicke in die Monitoring-Methoden 
der nationalen Regulierungsbehörden, wie 
Datenquellen und -dichte, die Definitionen 
der verwendeten Indikatoren, den Einsatz von 
zusätzlichen Monitoring Tools bezüglich der 
ERGEG GGP sowie die Weiterverwendung von 
erfassten Informationen. 

Guidelines of Good Practice on Price 
Comparison Tools
Hinter diesem Dokument steht die Beobach-
tung der Europäischen Kommission, dass 
vielen Kunden der Zugang zu objektiven 
und neutralen Informationen betreffend den 
Energiemarkt verwehrt bleibt. Folglich ist es 
Kunden nur eingeschränkt möglich, eine ak-
tive Rolle am Energiemarkt einzunehmen, in 
etwa durch Vertrags- und/oder Lieferanten-
wechsel. CEER hat deshalb zugestimmt, Emp-
fehlungen zu erarbeiten, welche sich damit 
beschäftigen, wie relevante Informationen 
am besten an Kunden übermittelt werden 
können, und entschied sich, dies in Hinblick 
auf Preisvergleichsinstrumente zu bewerk-
stelligen. Die Guidelines of Good Practice on 
Price Comparison Tools schlagen in Folge die-

ser Überlegungen einen Katalog von Empfeh-
lungen vor, welche sich auf die Darstellung 
wesentlicher Informationen für Kunden bezie-
hen, damit diese in die Lage versetzt werden, 
aktiv am Energiemarkt zu agieren. Im Detail 
werden 14 Empfehlungen betreffend die Un-
abhängigkeit, Transparenz, Klarheit, Vollstän-
digkeit, Genauigkeit, Benutzerfreundlichkeit 
und Zugänglichkeit eines Preisvergleichsins-
truments formuliert, um Preisinformationen 
klar, verständlich und vollständig an Kunden 
zu übermitteln.

Guidelines of Good Practice on electricity 
and gas retail market design, with a focus on 
switching and billing
Diese Guidelines of Good Practice ergänzen 
das Handbuch zum Marktdesign, das von 
einer Arbeitsgruppe der Europäischen Kom-
mission entwickelt wurde. Um als Konsument 
im Energiemarkt aktiv zu werden, müssen 
grundlegende Informationen über Markt-
funktionalitäten und Konsumentenrechte 
verfügbar und leicht verständlich sein. Die 
Schnittstelle zum Konsumenten sollte sich 
für diesen einfach und intuitiv gestalten. Vor 
allem Lieferanten sollen transparente, um-
fangreiche und leicht verständliche Informa-
tionen an Konsumenten weitergeben und mit 
Anfragen und Beschwerden prompt und effizi-
ent umgehen.

CEER Energy Customer Interactive Conference 
und CEER 2020 Vision for Europe’s Energy 
Customers (gemeinsam mit BEUC)
Gemeinsam mit der europäischen Konsu-
mentenorganisation BEUC hat CEER eine Vi-
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sion des Energiesektors zu Papier gebracht, 
in welcher Endkunden – allen voran Konsu-
menten, aber auch Klein- und Mittelbetrieben 
– eine zentrale Stellung zukommt. Aufbauend 
auf die Arbeit und den Austausch mit Konsu-
mentenorganisationen im Rahmen der CEER 
Energy Customer Interactive Conference im 
Juni 2012, lässt sich die gemeinsame Vision 
mit BEUC eines konsumenten-orientierten 
Energiemarkts anhand von vier Grundsätzen 
beschreiben:

>	 die Zuverlässigkeit betreffend die Lieferung 
von Energie sowie kommerzieller Service-
leistungen;

>	 die Leistbarkeit von Energie – inklusive 
klarer, verständlicher und fairer Preise – 
welche, bezugnehmend auf notwendige 
Investitionen in Netze und allgemeine 
energiepolitische Ziele (z. B. Erneuerbare 
Energieträger), die wahren Bedürfnisse von 
Konsumenten berücksichtigt;

>	 die einfache Darstellung wichtiger Infor-
mationen rund um Prozesse am Energie-
markt, welche Kunden beeinflussen. Unter 
anderem fällt darunter, den Kunden ein 
besseres Verständnis ihrer Rechnungen zu 
erleichtern, Kunden zu ermöglichen, ihren 
Energieverbrauch besser zu verwalten, aber 
auch erhöhte Transparenz über die Funk
tionsweisen von Prozessen auf den Energie-
märkten, welche Kunden betreffen;

>	 der Schutz von Kunden sowie deren Em
powerment, um Zugang zu Energie zu 
sichern und unfaire Geschäftspraktiken 
hintanzuhalten. Dazu zählt vor allem die 
Herstellung einer echten Wahlmöglichkeit 

des Kunden betreffend den Lieferanten 
von Energie einerseits, und wie Energie 
verrechnet wird andererseits.

CEER Energy Customer Website
Auf der neugestalteten Homepage von CEER 
finden nun auch Kunden wichtige Informatio-
nen zu ihren Rechten, Antworten auf Fragen 
betreffend die Funktionsweise der Energie-
märkte, Erklärungen zu den Rollen, die un-
terschiedliche Marktteilnehmer haben und 
Erläuterungen zu den Aufgaben und Absich-
ten von CEER. Weitere Informationen unter: 
http://www.energy-regulators.eu/portal/page/
portal/EER_HOME/ENERGY_CUSTOMERS.

5th Citizens‘ Energy Forum in London, 
England, am 13. und 14. November 2012
Die von CEER erstellten Berichte und Doku-
mente fließen in das von der Europäischen 
Kommission ins Leben gerufene Citizens’ 
Energy Forum ein, das im Jahr 2012 zum 
mittlerweile fünften Mal im Herbst in London 
tagte. Ziel des Forums ist es, wichtige Bei
träge zur künftigen Entwicklung der Energie
liberalisierung hinsichtlich Konsumentenrech-
te unter Berücksichtigung der Interessen von 
Konsumenten zu liefern.

Unter den Teilnehmern des Forums finden 
sich neben nationalen Regulierungsbehörden 
und CEER auch nationale und europäische 
Konsumentenorganisationen, Vertreter der 
Elektrizitäts- und Gasbranche und Repräsen-
tanten aus Ministerien der EU-Mitgliedslän-
der, welche für Energie- und/oder Konsumen-
tenagenden verantwortlich sind.
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Der besondere Fokus des diesjährigen Forums 
lag auf der Entwicklung von konsumenten-
zentrierten Modellen des Strom- und Gasmark-
tes in Europa. Alle Redner der Eröffnungs
sitzung, darunter auch EU-Kommissar für 
Energie Günter Oettinger, wiesen auf die 
zentrale Rolle von Konsumenten in der 
europäischen Energiepolitik hin. Neben der 
Herausforderung der Gewährleistung von 
Preistransparenz an den Energiemärkten ging 
es im Forum vor allem auch darum, wesentli-
che Beiträge zum Schutz der Konsumenten 
zu liefern, Konsumentenrechte weiter zu stär-
ken und Vorteile für Konsumenten durch die 
Einführung neuer Technologien (Stichwort 
Smart Meter) sicherzustellen. Darüber hinaus 
wurde betont, in Zukunft noch stärker mit 
nationalen und europäischen Konsumenten-
organisationen zusammenarbeiten zu wollen, 
um konsumenten-zentrierte Energiemärkte 
Wirklichkeit werden zu lassen.

Tätigkeit der Streitschlichtungs-
stelle
Allgemeines 
Auch im vorliegenden Berichtsjahr haben 
wieder viele Strom- und Gaskunden die Servi-
ces der Schlichtungsstelle zur Lösung Ihrer Be-
schwerden bei Strom- und Gasunternehmen 
in Anspruch genommen. Neben der Durchfüh-
rung von Streitschlichtungsverfahren gemäß 
§ 26 Energie-Control-Gesetz (insbesondere 
Streitigkeiten aus Strom- und Gasabrechnun-
gen, Abschaltungen und Fragen im Zusam-
menhang mit dem Lieferantenwechsel) wird 
die Schlichtungsstelle als Anlaufstelle von 
Energiekonsumenten, die sich im Kontakt 

mit ihrem Energielieferanten oder Netzbetrei-
ber nicht ausreichend über ihre Rechte und 
Pflichten informiert fühlen oder einfach allge-
meine Fragen zum liberalisierten Strom- und 
Gasmarkt haben, genutzt. Einerseits nehmen 
aktuelle Themen wie Energiewende, steigende 
Kosten für Strom und Gas sowie Ökologisierung 
der Energieerzeugung ihren fixen Platz in der 
öffentlichen Berichterstattung ein und sind 
Grund für einen ständig steigenden Informa-
tionsbedarf der Konsumenten. Andererseits 
gewinnt das Thema Energiearmut in wirt-
schaftlich schwierigeren Zeiten immer mehr 
an Aktualität, sodass sich sozial schwächere 
Haushalte im Rahmen des normalen Haus-
haltsbudgets mit nicht mehr zu bedienenden 
hohen Energierechnungen konfrontiert sehen 
und mit Strom- und Gasabschaltungen bedroht 
sind. Nicht zuletzt sind Strom- und Gasrech-
nungen auch im Berichtsjahr nicht „lesbarer“ 
geworden, weswegen der Informationsbedarf 
rund um das Thema Rechnungen ungebro-
chen hoch ist. Beim Aufklärungsbedarf in Sa-
chen Rechnungen geht es zum einen darum, 
dass auf der Rechnung aufgrund der gesetz-
lichen Bestimmungen eine Vielzahl von Infor-
mationen, welche dem Konsumenten nicht 
mehr so einfach zu erklären sind, enthalten 
sein müssen. Beispielsweise wurde durch die 
neuen Regelungen der Ökostromförderung per 
1. 7. 2012 die Informationsfülle auf der Strom-
rechnung neuerlich um eine Position erweitert. 
Zum anderen machen die Mitarbeiterinnen 
der Schlichtungsstelle die Erfahrung, dass es 
oft gar nicht um unrichtige Rechnungen geht, 
sondern dass Energieunternehmen in vielen 
Fällen in ihrer Kundeninformation – sei es in 
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schriftlicher oder telefonischer Form – einfach 
zu wenig kundenorientiert agieren. So über-
nimmt die Schlichtungsstelle des Öfteren die 
Aufgabe, den verloren gegangenen Kontakt 
zwischen Kunden und Unternehmen wieder 
herzustellen und so Fragen zur Zufriedenheit 
der Kunden zu klären. Die Schlichtungsstelle 
hilft dem Kunden, sein Recht auf transparente 
und verständliche Information einzufordern.

Damit die Schlichtungsstelle tätig wird, reicht 
ein formloser, aber schriftlicher Streitschlich-
tungsantrag (per Post, Fax oder in elektroni-
scher Form), der kurz das bisher Geschehene 
beschreibt und in der Beilage alle relevanten 
Unterlagen enthält. Eine Beschwerde über 
Vorfälle, welche sich länger als vier Jahre vor 
dem Zeitpunkt der Anrufung der Schlichtungs-
stelle zugetragen haben, oder über Entgelte, 

welche vor diesem Zeitpunkt fällig wurden, 
ist unzulässig. Dasselbe gilt für Streitigkeiten 
betreffend Forderungen, die gerichtlich oder 
verwaltungsbehördlich anhängig sind, über 
welche bereits rechtskräftig entschieden wur-
de oder die bereits Gegenstand eines Streit-
schlichtungsverfahrens waren.

Nach genauer Überprüfung der eingegangenen 
Anfragen entscheiden die Mitarbeiterinnen der 
Schlichtungsstelle, ob der Sachverhalt tele-
fonisch oder durch einfachen E-Mail-Verkehr 
geklärt werden kann oder ob ein förmliches 
Streitschlichtungsverfahren eingeleitet wird.

Seit Bestehen der Schlichtungsstelle wurden 
insgesamt 1374 Verfahren geführt, davon 
108 im Berichtsjahr.

Quelle: E-Control

Anzahl Anfragen/beschwerden 2008 – 2012

Abbildung 52
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Zahlen der Schlichtungsstelle 2012
Im Berichtszeitraum 1. Jänner 2012 bis 31. 
Dezember 2012 wurden insgesamt rund 
2.490 schriftliche Anfragen an die Schlich-
tungsstelle gestellt. Die Anzahl der Strom- 
und Gaskunden, die sich mit dem Ersuchen 
um Hilfestellung an die Schlichtungsstelle 
gewandt haben, ist damit im Vergleich zum 
Vorjahr ungefähr gleich geblieben. Die Zahl 
der Anfragen hängt immer auch mit der Inten-
sität und Anzahl der Energiepreiserhöhungen 
bzw. auch mit dem Markteintritt von neuen 
Versorgern im jeweiligen Berichtsjahr zusam-
men. Die Versorger haben im Berichtsjahr 
ihre Preise weniger oft erhöht als im Vorjahr. 
Im November 2012 ist mit Montana GmbH ein 
neuer Versorger im Haushaltskundensegment 
in den Endkundenmarkt eingestiegen. 

Bei 108 (im Vergleich 2011 110 Verfahren) 
Beschwerden musste ein formelles Streit-
schlichtungsverfahren eröffnet werden; alle 
anderen Beschwerden und Anfragen konn-
ten mittels informalen E-Mail-Verkehr mit den 
Unternehmen und Beschwerdeführern gelöst 
werden. 

Von den gesamten rund 2.490 Anfragen 
erreichten die Schlichtungsstelle 258 auf 
postalischem Wege (Post oder Fax), 2.135 
auf elektronischem Wege (E-Mail-Adresse 
schlichtungsstelle@e-control.at oder office@e-
control.at) oder über direkte Anfragen über un-
sere Homepage. 97 Anfragen ergeben sich aus 
der Weiterbetreuung von Problemstellungen, 
die von der E-Control-internen Energie-Hotline 
an die Mitarbeiterinnen der Schlichtungsstelle 
zur Bearbeitung weitergeleitet wurden. Auch 
wenn die elektronische Kontaktaufnahme 
mit der Schlichtungsstelle von Jahr zu Jahr 
zunimmt, wenden sich immer noch rund 10 % 

der Konsumenten in schriftlicher Papierform 
an die Schlichtungsstelle.

Die Gesamtanfragen betrafen zu rund 70 % 
Strom- und zu rund 30 % Gaskunden. 

Bei Abbildung 53 und Abbildung 54 über die 
Anzahl der Anfragen je Unternehmen werden 
Anfragen des jeweiligen Netzbetreibers und 
des Local-player-Energielieferanten zusam-
mengefasst.

Die Anzahl der Anfragen bei der Schlich-
tungsstelle spiegelt einerseits die Kunden-
anzahl des jeweiligen Unternehmens wider. 
Andererseits ist es immer noch so, dass der 
Bekanntheitsgrad der E-Control in Ostöster-
reich größer als in Westösterreich ist. So ste-
hen bei der Anzahl der Anfragen Wien Energie 
Vertrieb GmbH & Co KG/Wien Energie Strom-
netz GmbH mit rund 511 Anfragen an erster 
Stelle, gefolgt von EVN Energievertrieb GmbH 
& Co KG/EVN Netz GmbH mit 217 Anfragen, 
Energie AG Oberösterreich Netz GmbH/Ener-
gie AG Oberösterreich Vertrieb GmbH mit 99 
Anfragen und Verbund AG mit 98 Anfragen.

Auch bei der Anzahl der Anfragen bezüg-
lich Gasunternehmen zeigt sich ein direkter 
Zusammenhang zwischen der Anzahl der 
Gesamtkunden und der Anzahl der Anfra-
gen bei der Schlichtungsstelle. So sorgen 
die zwei größten Gasversorger bzw. Netzbe-
treiber Wien Energie Gasnetz GmbH/Wien 
Energie Vertrieb GmbH & Co KG bzw. EVN 
Netz GmbH/EVN Energievertrieb GmbH & Co 
KG auch für die häufigsten Anfragen bei der 
Schlichtungsstelle. Die Anzahl der Beschwer-
den des seit 2011 neu am Gasmarkt anbie-
tenden Energielieferanten Goldgas GmbH 
war im Berichtsjahr anhaltend hoch.
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Quelle: E-Control

Anzahl Anfragen/Beschwerden nach Stromunternehmen

Abbildung 53
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Anzahl Anfragen/Beschwerden nach Gasunternehmen

Abbildung 54
Anzahl der Anfragen/
Beschwerden nach 
Gasunternehmen
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Themen der Streitschlichtungsstelle 2012
Die Themen der bei der Schlichtungsstelle ein-
langenden Anfragen und Beschwerden sind 
auch im Berichtsjahr im Vergleich zu den Vor-
jahren mehr oder weniger gleich geblieben.

Die Anfragen zu Verbrauchsmenge und Zäh-
lerstandsermittlung stellten im Berichtsjahr 
den größten Anteil an der Gesamtzahl der Be-
schwerden und Anfragen dar, gefolgt von An-
fragen zu Zahlungsschwierigkeiten (Abschal-
tungen, Mahnungen, Inkasso) und Problemen 
mit den Kosten für die Herstellung und/oder 
Erweiterung von Netzanschlüssen und Netz-
bereitstellungsentgelt. Jeweils rund 10 % der 
Anfragen entfielen auf die Themen Lieferan-
tenwechsel, Energiepreise und Netznutzungs
tarife. 

Energiepreise
Die Anfragen rund um die Energiepreise sind 
im Berichtsjahr im Vergleich zum Vorjahr um 
etwa 20 % gesunken. Grund dafür dürfte die 
im Vergleich zum Vorjahr relativ geringere An-
zahl an Preiserhöhungen der Strom- und Gas-
lieferanten sein.

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der Mehr-
aufwendungen für Ökostrom haben sich eini-
ge Kunden beschwert, weil sie der Meinung 
waren, dass die entsprechende Änderung im 
Aufbringungsmechanismus der Ökostrom-
förderung nicht in entsprechender Form via 
Energiepreissenkung an die Kunden weiter-
gegeben worden wäre. Die bis 30. 6. 2012 als 
Teil des Energiepreises in Rechnung gestell-
ten Mehraufwendungen für Ökostrom wur-
den ja durch das neue mit 1. 7. 2012 in Kraft 

getretene Ökostromgesetz 2011 durch den 
Ökostromförderbeitrag als Zuschlag zu den 
Netznutzungsentgelten abgelöst. Die Schlich-
tungsstelle konnte diese Kundenanfragen an-
hand der E-Control-internen Untersuchung, in 
welcher dargestellt wurde, welche Unterneh-
men den Energiepreis wegen des Wegfalls 
der Mehraufwendungen in welcher Höhe ge-
senkt hatten, beantwortet werden. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass der Infor-
mationsstand der Strom- und Gaskunden zu 
den Kundenrechten (z. B. Widerspruchsrecht 
im Falle der Preiserhöhung) und Pflichten 
der Energielieferanten (z. B. Informationsver-
pflichtung bei Preiserhöhungen und Weiter-
versorgungsverpflichtung für 3 Monate) sehr 
gut ist und diese Kundenrechte auch dement-
sprechend genutzt werden. 

Dauerbrenner Verbrauchs- und 
Rechnungshöhe
Rechnungsüberprüfungen waren auch im heu-
rigen Jahr wieder das von den Kunden bei der 
Schlichtungsstelle am meisten nachgefragte 
Service. Ausgangspunkt für eine Beschwerde 
über die Rechnungshöhe bei den Kunden ist 
meistens ein im Vergleich zum Vorjahr wesent-
licher höherer Verbrauch in kWh und/oder 
eine betragsmäßig höhere Rechnung als im 
Vorjahr. Eine zentrale Frage bei Verbrauchs-
steigerungen ist immer wieder die Art der Zäh-
lerstandsermittlung. Die Schlichtungsstelle 
kann hier nur die Form der Zählerstandser-
mittlung (rechnerische Ermittlung, Selbstab-
lesung oder Ablesung durch den Netzbetrei-
ber) überprüfen und bei ordnungsgemäßer 
Ablesung empfehlen, den Zähler vom Netz-

Abbildung 55
Anzahl der Anfragen/

Beschwerden nach Kategorie

Quelle: E-Control
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betreiber überprüfen zu lassen. Hinsichtlich 
der Zählerstandsermittlung bei unterjährigen 
Verbrauchsabgrenzungen (etwa aufgrund von 
Energiepreis- oder Netznutzungstarifverände-
rungen) empfiehlt die Schlichtungsstelle den 
Kunden, die Zählerstände bekannt zu geben, 
da ansonsten eine rechnerische Ermittlung 
durch den Netzbetreiber erfolgt. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass aus Sicht 
der Schlichtungsstelle der Zählerstand durch 
den Netzbetreiber immer noch zu oft rechne-
risch ermittelt wird. Gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen ist eine rechnerische Ermitt-
lung nur dann zulässig, wenn der Kunde kei-
ne Selbstablesekarte übermittelt hat und ein 
darauffolgender Ableseversuch des Netzbe-
treibers erfolglos blieb. Aus vielen Kunden-
beschwerden ist aber ersichtlich, dass der 
Ableseversuch des Netzbetreibers oftmals 
unterbleibt und stattdessen rechnerisch er-
mittelt wird.

Teilbetragshöhe
Im Zusammenhang mit der Jahresrechnung 
häufen sich die Beschwerden zur Errechnung 
der Teilbetragshöhe. Leider sind die gesetz
lichen Bestimmungen und die diesbezüglichen 
Regelungen in den Allgemeinen Verteilernetz-
bedingungen bzw. den Allgemeinen Lieferbe-
dingungen immer noch zu unbestimmt, sodass 
die entsprechenden Teilbetragsvorschreibun-
gen der Unternehmen durch Gas- und Strom-
kunden (und auch durch die Schlichtungsstel-
le) nur sehr schwer überprüfbar sind. Aus Sicht 
der Schlichtungsstelle wäre auf jeden Fall 
wünschenswert, wenn die Verbrauchsmenge, 
auf deren Basis der Teilbetrag errechnet wird, 

auf der Jahresabrechnung angegeben werden 
würde. Die E-Control hat daher diese Mengen-
information in die neuen Musterrechnungen 
für Strom und Gas aufgenommen.

Lange Dauer des Lieferantenwechsels/
Neuanmeldeprozess – Probleme mit neuen 
Versorgern
Die Anzahl der Beschwerden zum Lieferan-
tenwechselprozess ist im Vergleich zum Vor-
jahr um rund 25 % zurückgegangen. Bei der 
Verteilung der Beschwerden auf die einzel-
nen Unternehmen ist festzustellen, dass vor 
allem neu in den Markt eintretende Lieferan-
ten Schwierigkeiten haben, in Bezug auf den 
Lieferantenwechsel ihren Kunden ein zufrie-
denstellendes Service zu bieten. Abgesehen 
von Verzögerungen beim Wechsel beschwe-
ren sich Kunden vor allem über die schlechte 
telefonische Erreichbarkeit und die Möglich-
keit der direkten Kontaktaufnahmen mit den 
neuen Anbietern am Markt. 

Qualifiziertes Mahnverfahren – erste 
Erfahrungen
Mit dem Inkrafttreten des ElWOG 2010 im 
März 2011 und des GWG 2011 im November 
2011 gelten verbesserte Bestimmungen für 
Konsumenten in Bezug auf die Ankündigung 
von Strom- und Gasabschaltungen. Gemäß 
§ 82 Abs. 4 ElWOG 2010 und § 127 Abs. 3
GWG 2011 muss der Kunde vor einer Ab-
schaltung mindestens 2 Mal inklusive jeweils 
mindestens zweiwöchiger Nachfristsetzung 
gemahnt werden. Die zweite Mahnung muss 
per eingeschriebenen Brief erfolgen und hat 
über die Kosten einer allfälligen Abschaltung 
zu informieren. 
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Kundenanfragen nach dem Inkrafttreten der 
neuen Bestimmungen zeigten, dass die neu-
en Regelungen zum qualifizierten Mahnver
fahren bei den Netzbetreibern anfangs nur 
sehr schleppend umgesetzt wurden. So wur-
de immer wieder berichtet, dass die zweimali-
ge Mahnung zwar eingehalten, die zweite und 
letzte Mahnung aber nicht per eingeschrie-
benen Brief übermittelt wurde. Die Schlich-
tungsstelle hat im Rahmen der Einholung 
von Stellungnahmen zu Kundenbeschwerden 
mehrere Netzbetreiber auf die neuen Rege-
lungen hingewiesen und die Einhaltung des 
gesetzlich vorgeschriebenen Mahnverfahrens 
eingefordert. Soweit die Schlichtungsstelle 
den laufenden Kundenanfragen zu diesem 
Thema  entnehmen kann, werden die ver-
schärften Bestimmungen zum Mahnverfah-
ren nunmehr aber von allen Netzbetreibern 
eingehalten. Über die Einhaltung des qualifi-
zierten Mahnverfahrens bei integrierter Rech-
nungslegung durch die Energielieferanten lie-
gen bislang noch keine Erfahrungen vor. 

Grundversorgung – erste Erfahrungen
Gemäß § 77 ElWOG 2010 und § 124 GWG 
2011 sind Lieferanten verpflichtet, Verbrau-
cher im Sinne des § 1 Abs.1 Z 2 KSchG, die 
sich auf die Grundversorgung berufen, unab-
hängig von Altschulden zum Normaltarif zu 
versorgen. Als Bedingung für die Aufnahme 
der Belieferung im Rahmen der Grundversor-
gung darf vom Lieferanten eine Vorauszah-
lung in Höhe von maximal einer Teilbetrags-
zahlung für einen Monat verlangt werden. 
Grundsätzliche Bestimmungen zur Grundver-
sorgung gab es im Strombereich auch schon 
vor dem ElWOG 2010; neu ist allerdings, dass 
die Grundversorgung unabhängig von Alt-
schulden zu erfolgen hat. Die Bestimmungen 

zur Grundversorgung Gas sind seit dem GWG 
2011 zur Gänze neu.

Anfragen bzw. Beschwerden zur Inanspruch-
nahme der Grundversorgung durch Strom- und 
Gaskunden wurden bislang meist nur telefo-
nisch an die Schlichtungsstelle herangetragen. 
Die Schlichtungsstelle empfahl anfragenden 
Kunden in diesen Fällen, sich in schriftlicher 
Form gegenüber dem Energielieferanten und 
dem Netzbetreiber auf die Grundversorgung zu 
berufen und die Bereitschaft zur Leistung der 
Vorauszahlung für einen Monat zu erklären. 
Als Hilfestellung übermittelte die Schlichtungs-
stelle diesen Strom- und Gaskunden einen 
schriftlichen Textvorschlag für die Berufung 
auf die Grundversorgung. Dieser schriftliche 
Textvorschlag wurde auf Anfrage in der Zwi-
schenzeit auch einigen Landesarbeiterkam-
mern und  Sozialberatungsstellen wie Caritas 
und Volkshilfe zur Verfügung gestellt.

Abschaltung, Sicherheitsleistungen und 
Prepaymentzähler – vor allem sozial 
schwächere Verbraucher betroffen
Anfragen zu Abschaltungen, Höhe der Sicher-
heitsleistung und Prepaymentzählern zählen 
zu den „Dauerbrennern“ unter den an die 
Schlichtungsstelle gestellten Fragen. Kunden 
wenden sich hier meist erst sehr spät – näm-
lich wenn die Abschaltung schon durchgeführt 
bzw. angedroht bzw. eine Sicherheitsleistung 
verlangt wurde – an die Schlichtungsstelle.

Mit den verbesserten Regelungen des qua-
lifizierten Mahnverfahrens und der Grund-
versorgung im neuen ElWOG 2010 und GWG 
2011 hat sich die Position der Strom- und 
Gaskunden wesentlich verbessert. Die Mög-
lichkeit der Berufung auf die Grundversor-
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gung unabhängig von der Höhe der Altschul-
den bietet Strom- und Gaskunden, die von 
einer Abschaltung bedroht sind, eine soge-
nannte zweite Chance, den Energiebezug 
rasch und unbürokratisch aufrechtzuerhalten 
bzw. wiederherzustellen. Erfahrungswerte, ob 
diese zweite Chance wirklich langfristig dazu 
beiträgt, Abschaltungen zu verhindern oder 
deren Anzahl zu verringern, in dem die Zah-
lungen ab Berufung auf die Grundversorgung 
ordnungsgemäß geleistet werden, liegen 
noch nicht vor.

Fragen zu Netzanschluss- und Netz
bereitstellungskosten
Die Anzahl der Anfragen zu diesem Themen-
komplex ist im Vergleich zum Vorjahr um 20 % 
gestiegen. Grund für die Steigerung bei den 
Netzanschlussfragen sind in erster Linie die 
zahlreichen Neuanschlüsse von Photovol-
taikanlagen, wo immer öfter die Frage von 
ausreichenden Kapazitäten und deren Kos-
tentragung im jeweiligen regionalen Netz zu 
klären ist. 

Während Kunden mit den laufenden Rech-
nungen über die Energielieferung und Netz-
nutzungskosten im Rahmen der Jahresrech-
nung mindestens einmal jährlich befasst 
werden, gibt es zu den komplexen Regelun-
gen rund um die nur einmalig in Rechnung zu 
stellenden Netzanschlusskosten steigenden 
Auskunftsbedarf. Vor allem Haushaltskunden 
übermitteln immer wieder Rechnungen über 
die Nachverrechnung von Netzbereitstel-
lungsentgelt an die Schlichtungsstelle, weil 
sie mit dem Begriff Netzbereitstellung nichts 
anfangen können und der Meinung sind, mit 
den laufenden Jahresabrechnungen alle Kos-
ten im Zusammenhang mit der Netznutzung 

und Energielieferung beglichen zu haben. Vor 
allem bei Kunden, welche den Lieferanten 
gewechselt haben, führt diese Rechnung zu 
Irritationen, weil trotz Abrechnung im Rah-
men des Vorleistungsmodells die Nachver-
rechnung über das Netzbereitstellungsent-
gelt direkt an den Kunden übermittelt wird. 

Bei Überprüfung der Rechnung zeigt sich, 
dass der Grund für die Nachverrechnung in 
der Überschreitung einer bestimmten in den 
Allgemeinen Verteilernetzbedingungen ange-
führten Verbrauchsgrenze liegt. Hier herrscht 
oftmals große Verwunderung, weil Kunden 
vom Netzbereitstellungsentgelt erstmals bei 
Überschreitung von bestimmten Verbrauchs-
grenzen anlässlich dieser Rechnungslegung 
erfahren. Die Schlichtungsstelle klärt Netz-
kunden in diesen Fällen über die Verwendung 
des Netzbereitstellungsentgelts als Finanzie-
rungsbeitrag für das vorgelagerte Netz auf 
und kann so das Unverständnis in den meis-
ten Fällen ausräumen. 

Zahlreiche Netzanschlussfragen ergeben sich 
durch die erhebliche Steigerung der Anzahl an 
Photovoltaikanlagen.

Nähere Informationen über die Zusammenar-
beit der Schlichtungsstelle mit den einzelnen 
Unternehmen finden Sie in den folgenden Un-
ternehmensberichten. 

Unternehmensberichte
Wien Energie Vertrieb GmbH & Co KG/Wien 
Energie Stromnetz GmbH/Wien Energie 
Gasnetz GmbH
Im Berichtsjahr haben sich 749 Kunden des 
Wien Energie Konzerns an die Schlichtungs-
stelle gewandt. 
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Die Zusammenarbeit mit dem Beschwerde-
management funktioniert seit Bestehen der 
Schlichtungsstelle sehr gut. Positiv hervorzu-
heben ist die gute telefonische Erreichbarkeit 
des Beschwerdemanagements, sodass die 
Schlichtungsstelle in dringenden Fällen (z. B. 
drohende Abschaltung oder Wiedereinschal-
tung der Anlage etc.) den Kunden rasche Hilfe 
anbieten kann. 

Themen
Die Themen der Anfragen sind im Berichtsjahr 
mehr oder weniger gleich geblieben. Dauer-
brenner der Anfragen im Berichtsjahr bezüg-
lich Wien Energie Gasnetz GmbH und Wien 
Energie Stromnetz GmbH waren – wie schon 
in den letzten Jahren – die Fragen bezüglich 
Nachverrechnung von Gas- bzw. Stromver-
brauchsmengen. In diesem Jahr beschwerten 
sich besonders viele Kunden über die Service
qualität des von Wien Energie Stromnetz GmbH 
und Wien Energie Gasnetz GmbH mit der 
Zählerablesung beauftragten Unternehmens 
ista GmbH. Laut Kundenbeschwerden seien 
Ablesetermine nicht eingehalten worden; bei 
den Terminankündigungsschreiben von ista 
GmbH wären keine Kontaktdaten angegeben 
worden, sodass der Kunde keine Möglichkeit 
hatte, einen anderen Termin zu vereinbaren; 
Zählerstände seien zwar abgelesen worden, 
von ista GmbH aber nicht im Verrechnungs-
system erfasst, sodass Rechnungen mit 0 kWh 
Verbrauch gelegt wurden, obwohl tatsächlich 
ein Verbrauch getätigt worden war. 

Bei den direkt den jeweiligen Gas- oder Strom-
netzbetreiber betreffenden Beschwerden ging 
es darum, dass bei der Anmeldung des Kunden 
bei den Unternehmen zwar der Stromvertrag, 

allerdings nicht der Gasvertrag oder umge-
kehrt im Verrechnungssystem erfasst wurde. 
In den Folgenjahren wurde zwar der Zähler-
stand jährlich ermittelt, eine Rechnungslegung 
erfolgte jedoch nicht. Zu dem Zeitpunkt, wo 
der Fehler entdeckt wurde, übermittelte Wien 
Energie den Kunden hohe Nachverrechnun-
gen über mehrere Jahre. Nach einigen Schlich-
tungsverfahren wird die Verjährungsfrist von 3 
Jahren bei den Nachverrechnungen in der Zwi-
schenzeit nun mehr oder weniger berücksich-
tigt, wenn es auch immer noch Fälle gibt, wo 
es erst nach Einleitung eines weiteren Streit-
schlichtungsverfahrens bzw. der Abgabe einer 
Schlichtungsempfehlung zu einer positiven 
Lösung für den Kunden kommt. 

Die Frage der Verjährung stellte sich auch 
immer wieder bei jenen Anlagen, wo (verord-
nungswidrig) über einen Zeitraum von mehr 
als 3 Jahren die Zählerstände (meist zu nied-
rig) rechnerisch ermittelt wurden und daraus 
im Zuge der ersten Zählerstandsablesung 
durch den Netzbetreiber hohe Nachforderun-
gen resultierten. Die Lösung dieser Fälle be-
stand darin, dass der Gesamtverbrauch des 
Kunden gleichmäßig auf die einzelnen Jahre 
verteilt wurde und jener Mehrverbrauch, der 
unter die Verjährungsfrist fällt, nicht mehr in 
Rechnung gestellt wurde.

Aus der gleichbleibend hohen Anzahl an Be-
schwerden zum Thema Nachverrechnung und 
Zählerstandsermittlung ist ersichtlich, dass 
bei der Ermittlung der Verbrauchswerte  mehr 
Servicequalität und Genauigkeit durch den 
Netzbetreiber wünschenswert wäre. In Bezug 
auf die Beschwerden zur Zählerstandserfas-
sung durch das Dienstleistungsunternehmen 
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ista GmbH hat E-Control Wien Energie Strom-
netz GmbH und Wien Energie Gasnetz GmbH 
um Stellungnahme ersucht. Die diesbezüg
liche Antwort war zu Redaktionsschluss noch 
ausständig. 

Gleichbleibend im Vergleich zum Vorjahr war 
die Anzahl der Anfragen zur Nachverrechnung 
Netzbereitstellungsentgelt für Haushaltskun-
den. Wien Energie Stromnetz GmbH verlang-
te (im Einklang mit den Allgemeinen Vertei-
lernetzbedingungen) bei Überschreitung der 
Verbrauchsgrenze von 9.000 kWh/Jahr die 
Nachzahlung von Netzbereitstellungsentgelt 
für 3 kW. Diese Maßnahme führte und führt 
nach wie vor zu viel Unverständnis bei den be-
troffenen Kunden; die Schlichtungsstelle klär-
te die Kunden in diesen Fällen über Sinn und 
Verwendung des Netzbereitstellungsentgelts 
auf. Auffällig war im Berichtsjahr, dass Rech-
nungen über das Netzbereitstellungsentgelt 
erst Jahre nach Überschreitung der jeweiligen 
Verbrauchsgrenzen gestellt wurden, sodass 
diese Forderungen bereits verjährt waren. 
Hier wurden in einigen Fällen Kundenrech-
nungen aufgrund der Verjährungseinrede 
wieder storniert.

Die Zahl der Beschwerden zu Abschaltungen, 
Mahnwesen, Inkasso und Prepaymentzählern 
ist im Vergleich zu anderen Unternehmen eher 
gering. Fragen zur Grundversorgung wurden 
nur von einem Kunden an die Schlichtungs-
stelle herangetragen.

EVN Energievertrieb GmbH & Co KG/EVN 
Netz GmbH
Im Berichtsjahr wandten sich 337 EVN-
Kunden mit schriftlichen Anfragen an die 

Schlichtungsstelle. Die Zusammenarbeit mit 
dem Beschwerdemanagement hat sich lei-
der auch im Berichtsjahr nicht verbessert. 
Die Stellungnahmefrist von zwei Wochen 
wird zwar in der Zwischenzeit eingehalten. 
Die Antwortqualität ist aber nach wie vor 
schlecht. Oft sind Antworten unvollständig 
oder sogar in sich widersprüchlich, sodass 
neue Rückfragen gestellt werden müssen, 
was natürlich die Antwortzeiten gegenüber 
dem Kunden unnötig verlängert.

Aufgrund der schlechten Antwortqualität 
bei formlosen E-Mail-Anfragen sind bei EVN-
Anfragen grundsätzlich mehr Streitschlich-
tungsverfahren erforderlich. Eine telefoni-
sche Kontaktaufnahme mit den Mitarbeitern 
des Beschwerdemanagements ist schwierig, 
da diese nur in seltenen Fällen erreichbar 
sind. 

Themen
Das Hauptthema bei den EVN-Anfragen wa-
ren im Berichtsjahr weiterhin die Anfragen 
zu Zahlungsschwierigkeiten und Abschal-
tungen. Von den insgesamt 337 Anfragen 
entfielen allein 60 Anfragen auf das Thema 
Abschaltungen, Mahnwesen, Inkasso und 
Prepaymentzählung.

Generell ist festzustellen, dass die EVN bei 
Zahlungsschwierigkeiten und Abschaltungen 
eine sehr rigide Linie vertritt. Ansuchen um 
Ratenzahlung werden nur in sehr wenigen 
Fällen genehmigt, sodass dadurch Strom- 
und Gasbezugsanlagen auch schneller abge-
schaltet werden.



136

// Einleitung  // Regulierungsbehörde  // Twinningprojekte  // Jahresabschluss 

	        / Tätigkeiten der Regulierungsbehörde 2012

Teilbeträge nach Lieferantenwechsel
Kunden beschwerten sich im Berichtsjahr 
über die vom Netzbetreiber EVN Netz GmbH 
nach einem Lieferantenwechsel (zu einem 
Lieferanten, der keine integrierte Rechnung 
legt) vorgeschriebenen Teilbeträge. Bei Über-
prüfung von einigen Kundenbeschwerden 
konnte festgestellt werden, dass EVN Netz 
GmbH die Teilbeträge nach einem Lieferan-
tenwechsel nach wie vor in gleicher Höhe vor-
geschrieben hatte, obwohl der Energieanteil 
ja vom alternativen Lieferanten in Rechnung 
gestellt wurde und sich daher die EVN Netz 
GmbH Vorschreibung nur mehr auf den Netz-
anteil hätte beschränken müssen. Leider gibt 
es für die Errechnung der Teilbeträge in den 
gesetzlichen Bestimmungen bislang noch kei-
ne genaue Regelung, sodass den Netzbetrei-
bern ein sehr weiter Interpretationsspielraum 
eingeräumt wird, welcher für den Strom- und 
Gaskunden nicht nachvollziehbar ist.

Die Angabe von „sonstigen Positionen“ auf 
EVN-Rechnungen führt nach wie vor zu häu-
figen Beschwerden. Vor allem bei längerfristi-
gen Rückstände werden diese Beträge nicht 
mehr in Einzelpositionen dargestellt, sodass 
unklar ist, welche Leistung (Energielieferung, 
Netznutzung, Mahnkosten, Abschaltkosten) 
hier verrechnet wird.

Bezüglich Grundversorgung wandten sich 
9 EVN-Kunden mit der Bitte um Hilfe an die 
Schlichtungsstelle.

Energie Graz GmbH & Co KG und Stromnetz 
Graz GmbH & Co KG
Im Berichtsjahr wandten sich 78 Kunden der 
Energie Graz an die Schlichtungsstelle.

Die Zusammenarbeit mit dem Beschwerde-
management hat sich im Berichtsjahr verbes-
sert. Mit der Nominierung einer neuen fixen 
Ansprechpartnerin für Schlichtungsverfahren 
langten die Stellungnahmen nun zeitgerecht 
ein. Inhaltlich wurden die von der Schlichtungs-
stelle gestellten Fragen exakt beantwortet.

Mehr als die Hälfte der Anfragen wurden 
wegen Zahlungsschwierigkeiten, Mahnungen 
und Abschaltungen sowie Prepaymentzählern 
gestellt. Wie aus den Kundenanfragen her-
vorgeht, dürfte es nach wie vor geübte Praxis 
sein, dass (längst verjährte) Altschulden aus 
früheren Vertragsverhältnissen auf das aktu-
elle Vertragskonto umgebucht werden, in der 
Folge der Kunde aufgrund hoher Rückstände 
gemahnt wird und schlussendlich vom Netz 
genommen wird. Diesbezügliche Beschwer-
den über Energie Graz wurden uns auch von 
Sozialberatungsstellen wie beispielsweise 
der Caritas oder von der Arbeiterkammer 
Steiermark übermittelt.

Offenbar wohl aufgrund der Beratung der 
Arbeiterkammer Steiermark und der Infor-
mation durch die Caritas Graz haben sich 8 
Kunden zu dem Thema Grundversorgung an 
die Schlichtungsstelle gewandt. Den Kunden 
wurde empfohlen, sich mit einem von der 
Schlichtungsstelle übermittelten Text schrift-
lich sowohl gegenüber dem Netzbetreiber als 
auch dem Energielieferanten auf die Grund-
versorgung zu berufen. Die jeweiligen Kunden 
haben sich nach der Berufung auf die Grund-
versorgung nicht mehr an die Schlichtungs-
stelle gewandt, weshalb vermutet werden 
kann, dass die jeweiligen Gas- bzw. Strombe-
zugsanlagen wieder eingeschaltet wurden. 
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Steweag-Steg GmbH/Stromnetz Steiermark 
GmbH
Im Berichtsjahr wandten sich 97 Kunden 
der Steweag-Steg GmbH bzw. der Stromnetz 
Steiermark GmbH an die Schlichtungsstelle. 
Die Zusammenarbeit mit der Steweag-Steg 
GmbH bzw. der Stromnetz Steiermark GmbH 
hat im Berichtsjahr in bewährt guter Weise 
funktioniert. Die Unternehmen waren sowohl 
bei den Verfahren als auch bei den sonstigen 
Anfragen großteils um eine rasche Antwort 
bemüht.

Themenmäßig verteilten sich die Anfragen in 
zahlenmäßig ausgewogener Weise auf Be-
schwerden zur Verbrauchshöhe, Zählerstands
ermittlung und Lieferantenwechsel sowie Fra-
gen zu Zahlungsschwierigkeiten. 

Verbund AG
Die Anzahl der Anfragen Verbund AG betref-
fend ist im Berichtsjahr stark gesunken. Mit 
98 Kundenanfragen wandten sich im Ver-
gleich zum Vorjahr nur knapp halb so viele 
Kunden an die Schlichtungsstelle. Bei den 
Kundenanfragen ging es in erster Linie um 
die verrechneten Energiepreise und hier im 
Speziellen um die inhaltliche Neugestaltung 
der Produkte und um die Änderung der Pro-
duktnamen in der ersten Jahreshälfte 2012. 

Die Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern von Verbund AG funk
tionierte auch im Berichtsjahr sehr gut.

Goldgas GmbH
Im Berichtsjahr haben sich 122 Kunden we-
gen Beschwerden über Goldgas GmbH an die 
Schlichtungsstelle gewandt. Rund die Hälfte 
der Kunden beschwerte sich, weil der Liefe-

rantenwechselprozess nicht rechtzeitig bzw. 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt wurde. 
Dabei ging es in erster Linie darum, dass sich 
der Lieferbeginn aufgrund nicht zeitgerechter 
Abarbeitung der Kundenanträge durch Gold-
gas GmbH verzögerte.

Die zweite Hälfte der Anfragen bezog sich auf 
die verzögerte Rechnungslegung durch Gold-
gas GmbH. Während Goldgas GmbH bereits 
im September 2011 mit der Belieferung von 
Kunden begann, wurden die ersten Jahresab-
rechnungen erst rund 1 Jahr später – also im 
September 2012 – an Kunden übermittelt. 
Viele Kunden beschwerten sich, weil die ein-
zige Reaktion auf die Übermittlung des un-
terfertigten Liefervertrages seitens Goldgas 
GmbH in der Abbuchung von monatlichen 
Teilbeträgen bestand. Eine darüber hinausge-
hende Kommunikation mit Goldgas GmbH sei 
nur sehr schwer möglich gewesen, weil weder 
auf E-Mails geantwortet wurde, noch eine 
telefonische Erreichbarkeit gegeben war. 

KELAG und Kelag Netz GmbH
63 Anfragen betrafen im Berichtsjahr den 
Netzbetreiber Kelag Netz GmbH bzw. den 
österreichweit anbietenden Energielieferan-
ten KELAG. Die Zahl der Beschwerden und 
Anfragen ist damit im Vergleich zum Vorjahr 
um nahezu 50 % gesunken. Die Zusammen-
arbeit mit dem Beschwerdemanagement 
funktionierte sehr gut.

Ein vorherrschendes Thema bei den Anfragen 
gab es im Berichtsjahr nicht. Die Anfragen 
verteilten sich gleichmäßig auf Lieferanten-
wechsel, Energiepreis, Netznutzungstarife 
und Fragen zu Zahlungsschwierigkeiten und 
Abschaltungen.
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Allgemein
Twinningprojekte (Verwaltungspartnerschaf-
ten) sind eine Initiative der Europäischen 
Kommission, die die Stärkung der Kapazitä-
ten des Verwaltungsapparates in EU-Kandida-
ten- und -Bewerberländern sowie in Ländern 
der europäischen Nachbarschaftspolitik zum 
Ziel hat. In einem Twinningprojekt arbeiten 
Expertinnen und Experten von Institutionen 
aus dem öffentlichen Sektor in EU-Mitglied-
staaten über einen längeren Zeitraum mit 
ähnlichen Institutionen im Partnerland zu-
sammen, um vor Ort konkrete Fragestellun-
gen zu lösen und so zur Verbesserung der 
administrativen Strukturen in den Zielländern 
beizutragen. Eine derartige Zusammenarbeit 
dient als wesentliche Grundlage für die Un-
terstützung bei der Umsetzung der im Acquis 
communautaire definierten Erfordernisse, 
damit der Beitritts- oder Angleichungsprozess 
erleichtert und beschleunigt wird.

Twinningprojekte werden von der Europäischen 
Kommission finanziert und für alle Bereiche 
der öffentlichen Verwaltung ausgeschrieben; 
Die E-Control bringt sich seit 2007 aktiv in 
Twinningprojekte im Energiebereich ein.

Energiemarkt in Kroatien
Die E-Control erhielt 2011 den Zuschlag für 
ein Twinningprojekt zum kroatischen Energie-
markt, das im August 2012 starten konnte. 
Mit einem Budget von € 500.000 handelt es 
sich hier um ein eher kleineres Twinning. Auf 
österreichischer Seite arbeitet die E-Control 
eng mit der Energieagentur zusammen, wo-
bei auch Beiträge des BMWFJ und der EXAA 
vorgesehen sind. Auf kroatischer Seite wird 
das Projektteam vom dortigen Energieminis-
terium und vier weiteren Partnern gebildet.

Inhaltlich startete die Arbeit mit einer einge-
henden Analysephase, welche neben dem 
kroatischen Energiemarkt selbst – hier mit 
Schwerpunktuntersuchungen zum Thema 
Versorgungssicherheit und schutzbedürftige 
Kunden – auch auf den regionalen Energie-
markt Bezug nimmt. Zu den Highlights der 
ersten Projekthälfte gehören die Eröffnungs-
konferenz sowie diverse Workshops zu den 
Anforderungen des dritten Energiemarktlibe-
ralisierungspakets der EU. Während der rest-
lichen Projektdauer werden sich die Partner 
mit der Weiterentwicklung eines funktionie-
renden Energiemarktes in Kroatien und Emp-
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fehlungen für eine verstärkte Marktöffnung 
beschäftigen; begleitend dazu sind weitere 
Informationsveranstaltungen für kroatische 
Marktteilnehmer geplant. Das Projekt wird 
mit Mitte August 2013, nahezu zeitgleich 
mit dem Beitritt Kroatiens zur Europäischen 
Union, abgeschlossen.

Anreizregulierung in Georgien
Einen Monat nach dem Kroatien-Projekt star-
tete die E-Control im September 2012 auch 
die Umsetzung eines weiteren Twinnings 
unter Beteiligung der EXAA, der deutschen 
Bundesnetzagentur und der lettischen PUC. 
In diesem Rahmen wird die georgische Ener-
gieregulierungsbehörde GNERC bei der Ent-
wicklung eines Anreizregulierungssystems für 
Stromnetze unterstützt.

Mit einem EU-Budget von € 1.100.000 und 
einer Laufzeit von knapp zwei Jahren kon-
zentriert sich das Projekt auf die Themen 
Anreizregulierung und Versorgungsqualität. 
Neben der offiziellen Projekteröffnung, die am 
26. Oktober 2012 in Tiflis stattfand, wurden 
in den ersten Umsetzungsmonaten Analysen 
der georgischen Situation und des derzeiti-

gen Tarifierungssystems durchgeführt. Auf 
dieser Grundlage werden als Nächstes die 
Teilaspekte der Anreizregulierung und ihre 
Handhabung in unterschiedlichen europäi-
schen Ländern betrachtet, um diese in späte-
rer Folge zu einem Ansatz für das georgische 
System zusammenzuführen. In dieses sollen 
auch Aspekte der Versorgungsqualität mit 
einfließen. Zusätzlich enthält das Projekt all-
gemeine Elemente zur Stärkung der GNERC 
als Institution und Organisation.

Zur optimalen Nutzung von Synergien 
zwischen den Projekten wurde 2011 mit 
www.e-twinning.at ein Portal mit Informa-
tionen zu allen Twinningaktivitäten der 
E-Control geschaffen. Öffentlich zugängliche 
Bereiche enthalten Neuigkeiten zum Projekt-
fortschritt, während interne Bereiche auf der 
Seite den Projektteilnehmern erlauben, alle 
relevanten Dokumente, Präsentationen, Ter-
mine etc. einzusehen und herunterzuladen. 
Die Website hat sich mittlerweile als erfolg-
reiches Kommunikationstool etabliert und 
wird bei der Europäischen Kommission als 
Best Practice betrachtet.
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Jahresabschluss der 
Energie-Control Austria

Bilanz zum 31. Dezember 2012

Aktiva

Stand am 
31. 12. 2012

E

Stand am 
31. 12. 2011

E

	

	 572.623,85	 1.165.467,58

	 1.095.519,53	 1.300.067,01

	 1.668.143,38	 2.465.534,59

		

		
	 19.136,36	 19.136,36

		
	 37.638,27	 195.597,36

	
	 99.835,13	 288.059,52	

	 5.015.025,40	 2.894.871,13

	 5.171.635,16	 3.397.664,37

	 265.603,92	 400.206,59	

		

	 40.087.383,24	 64.527.581,93

	 5.435.732,98	 5.549.856,36

	 0,00	 547,43

	 0,00	 6.322,78

	 45.523.116,22	 70.084.308,50	

	

	 52.628.498,68	 76.347.714,05

	

	 778.181,40	 0,00

A.	 Anlagevermögen:

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände

II.	 Sachanlagen	

B.	 Umlaufvermögen:	

I.	 Vorräte:
	 1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe	

II.	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände:	
	 1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen	

	 2. Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände	
	      (davon aus Steuern: TS 0 €, Vorjahr: TS 238 €)	

III.	 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten	

	

C.	 Rechnungsabgrenzungsposten:

D.	 Sondervermögen:	

	 1. Kraft-Wärme-Kopplung gemäß § 13 ÖkostromG	

	 2. Stranded Costs gemäß § 69 ElWOG	

	 3. Ausgleichszahlungen gemäß § 25 ElWOG	

	 4. Ausgleichszahlungen gemäß § 23c GWG

SUMME Aktiva:

Treuhandvermögen – EU Twinning:



141

Passiva

Stand am 
31. 12. 2012

E

Stand am 
31. 12. 2011

E

	 35.000,00	 35.000,00

	 177.813,39	 15.973,17

	
	 8.000,00	 4.000,00

	 220.813,39	 54.973,17	

	

	 176.564,05	 179.939,20

		

	 213.484,84	 184.361,49

	 1.765.579,83	 941.945,00

	 1.979.064,67	 1.126.306,49

	

	 889.381,02	 976.154,18

	

	 3.839.559,33	 3.926.032,51

	 4.728.940,35	 4.902.186,69

	

	 45.523.116,22	 70.084.308,50

	

	 52.628.498,68	 76.347.714,05

	 778.181,40	 0,00

A.	 Eigenkapital:

I.	W idmungskapital

II.	 Rücklage nach § 33 E-ControlG

III.	 Bilanzgewinn 
	 (davon Gewinnvortrag von: TS 4 €, Vorjahr: TS 0 €)

B.	 Unversteuerte Rücklagen: 

	 Bewertungsreserve auf Grund von Sonderabschreibungen

C.	 Rückstellungen:	

	 1. Rückstellungen für Abfertigungen	

	 2. Sonstige Rückstellungen

D.	 Verbindlichkeiten:	

	 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen	

	 2. Sonstige Verbindlichkeiten 
	      (davon aus Steuern: TS 27 €, Vorjahr: TS 0 €; davon im Rahmen 
	      der sozialen Sicherheit: TS 186 €, Vorjahr: TS 159 €)

E.	 Verpflichtungen aus Sondervermögen:	

	 Verbindlichkeiten

SUMME Passiva:

Verpflichtungen aus Treuhandvermögen – EU Twinning:
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Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2012 *)

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 20.101.953,88	 13.517.835,69

	 373.396,53	 0,00

	 405.810,16	 371.031,17

	 –10.055.945,79	 –7.162.685,52

		
		
	 –1.143.447,51	 –1.004.590,07

		
	 –9.560.294,50	 –5.660.494,42

	 121.472,77	 61.096,85

		

	 952.295,20	 1.262.812,37	

	
	 –791.951,16	 –1.220.183,98

	 160.344,04	 42.628,39

	 281.816,81	 103.725,24

1.	 Umsatzerlöse

	 a) aus regulatorischer Tätigkeit

	 b) aus nicht regulatorischer Tätigkeit

2.	 Sonstige betriebliche Erträge

3.	 Personalaufwand

4.	A bschreibungen
	 auf immaterielle Gegenstände des Anlagevermögens
	 und Sachanlagen

5.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen
	 (davon betreffend Sondervermögen TS 5 €, Vorjahr TS 9 €)

6.	 Zwischensumme aus Z 1 bis Z 5 (Betriebserfolg)

7.	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
	 (davon betreffend Sondervermögen TS 906 €, Vorjahr TS 1.229 €)

8.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen
	 (davon betreffend Sondervermögen TS 792 €, Vorjahr TS 1.220 €)

9.	 Zwischensumme aus Z 7 bis Z 8

10.	Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

	
*)	 Aufgrund der Umwandlung der Energie-Control GmbH mit Stichtag 2. 3. 2011 in die Energie-Control Austria ist eine Vergleich-

barkeit mit den Zahlen des vorangegangenen Rumpfgeschäftsjahres (3. 3. 2011 – 31. 12. 2011) nur bedingt möglich.
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1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

		
	 –119.351,74	 –1.566,00

	 162.465,07	 102.159,24

	 99.208,64	 82.355,85

	 –95.833,49	 –164.541,92

	 –161.840,22	 –15.973,17

	 4.000,00	 4.000,00

	 4.000,00	 0,00

	 8.000,00	 4.000,00

11.	Steuern vom Einkommen
	 (davon betreffend Sondervermögen TS 108 €, Vorjahr TS 0 €)

12.	Jahresüberschuss

13.	Auflösung unversteuerter Rücklagen

14.	Zuweisung zu unversteuerten Rücklagen

15.	Zuweisung zu Gewinnrücklagen

16.	Jahresgewinn

17.	Gewinnvortrag aus dem Vorjahr

18.	Bilanzgewinn
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Anhang der 
Energie-Control Austria, 
Wien

Anwendung der unternehmensrechtlichen Vorschriften

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der vorliegende Jahresabschluss ist nach den 
Vorschriften des UGB in der geltenden Fas-
sung aufgestellt worden.

Im Interesse einer klaren Darstellung wurden 
in der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
einzelne Posten zusammengefasst. Diese Pos-
ten sind im Anhang gesondert ausgewiesen.

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist in Staf-
felform nach dem Gesamkostenverfahren auf-
gestellt.

Soweit es zur Vermittlung eines möglichst ge-
treuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage erforderlich ist, wurden im Anhang 
zusätzlich Angaben gemacht.			 
			 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung sowie der Generalnorm, ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln, 
aufgestellt.

Aufgrund der geltenden Sondergesetze wur-
de zum Zwecke einer transparenteren Dar-
stellung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
die Position Sondervermögen sowohl in der 
Bilanz als auch in der Gewinn- und Verlust-
rechnung (zinsähnliche Erträge und Aufwen-
dungen) gesondert ausgewiesen.

Bei der Erstellung des Jahresabschlusses 
wurde der Grundsatz der Vollständigkeit ein-
gehalten.

Bei der Bewertung wurde von der Fortführung 
des Unternehmens ausgegangen.	

Bei den Vermögensgegenständen und Schul-
den wurde der Grundsatz der Einzelbewer-
tung angewandt.	

Dem Vorsichtsgrundsatz wurde Rechnung ge-
tragen, indem insbesondere nur die am Ab-
schlussstichtag verwirklichten Gewinne aus-
gewiesen werden.

Alle erkennbaren Risiken und drohenden Ver-
luste, die im Geschäftsjahr 2012 oder in ei-
nem früheren Geschäftsjahr entstanden sind, 
wurden berücksichtigt.

Die bisher angewandten Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden wurden beibehalten. 

Immaterielle Vermögensgegenstände werden, 
soweit gegen Entgelt erworben, zu Anschaf-
fungskosten aktiviert und in längstens 3 bis 5 
Jahren abgeschrieben.
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Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder 
Herstellkosten abzüglich planmäßiger Ab-
schreibungen bewertet. Die Nutzungsdauer 
beläuft sich auf 3 bis 5 Jahre.

Da der Bestand an geringwertigen Vermö-
gensgegenständen i.S.d. § 13 EStG betrags-
mäßig von wesentlichem Umfang ist, wurde 
er aktiviert und über 4 Jahre abgeschrieben. 
In Höhe der steuerlichen Sonderabschreibung 
wurde eine Bewertungsreserve gebildet.

Hinsichtlich der Bewertung der Vorräte an 
Drucksorten und sonstigem Büromaterial 
wurde vom Bewertungsvereinfachungsver-
fahren des § 209 Abs. 1 UGB (Festwert) Ge-
brauch gemacht.	

Bei der Bemessung der Rückstellungen wur-
den entsprechend den gesetzlichen Erforder-
nissen alle erkennbaren Risken und drohende 
Verluste berücksichtigt.

Die Abfertigungsrückstellung wird nach aner-
kannten finanzmathematischen Grundsätzen 
auf Basis eines Rechnungszinssatzes von 4 %, 
eines altersabhängigen Fluktationsabschlages 
und des tatsächlichen Pensionseintrittsalters 
gemäß Pensionsreform 2003 ermittelt.

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Rückzah-
lungsbetrag angesetzt. Fremdwährungsver-
bindlichkeiten werden mit ihrem Entstehungs-
kurs oder mit dem höheren Devisenbriefkurs 
zum Bilanzstichtag bewertet.

Erläuterungen zur Bilanz

Anlagevermögen
Die Aufgliederung des Anlagevermögens und 
seine Entwicklung im Berichtszeitraum ist im 
Anlagenspiegel angeführt (vergleiche Anlage 1 
zum Anhang). Die Zugänge des Geschäftsjah-
res im Anlagevermögen betreffen im Wesent
lichen EDV Soft- und Hardware sowie Investitio-
nen in die Büroinfrastruktur der Energie-Control 
Austria (bauliche Investitionen).

Die Verpflichtungen aus der Nutzung von in 
der Bilanz nicht ausgewiesenen Sachanlagen 
beträgt TS 784 € für das Geschäftsjahr 2013 
(Vorjahr TS 699 €). Die Gesamtverpflichtungen 
für die nächsten 5 Jahre betragen TS 3.120 € 
(Vorjahr TS 2.098 €).
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Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
Die Restlaufzeit der Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen beträgt weniger als 
12 Monate.

In den Sonstigen Forderungen und Vermögens-
gegenständen sind, wie im Vorjahr, Beträge in 
Höhe von TS 24 € mit einer Restlaufzeit von 
mehr als einem Jahr enthalten. Die Restlauf-
zeit der übrigen Forderungen beträgt weniger 
als 12 Monate.

Im Posten „Sonstige Forderungen und Vermö-
gensgegenstände“ sind Erträge in Höhe von 
TS 42 € enthalten (Vorjahr TS 22 €), die erst 
nach dem Bilanzstichtag zahlungswirksam 
werden. 

Sondervermögen
Im Bilanzposten Sondervermögen sind liquide 
Mittel und kurzfristige Veranlagungen mit einer 
Laufzeit bis 6 Monaten enthalten, die aufgrund 
der nachfolgend zitierten Gesetzesgrundlagen 
eingehoben und inklusive der erwirtschafteten 
Zinserträge weitergeleitet werden.

Kraft-Wärme-Kopplung
Die Unterstützungsbeiträge zur Förderung der 
KWK-Anlagen werden gemäß § 8 KWK-Gesetz 
iVm § 23 ÖSG von der Energie-Control Austria 
nach bescheidmäßiger Feststellung der Höhe 
des Unterstützungstarifs durch den BMWFJ an 
die begünstigten Anlagenbetreiber ausbezahlt.

Stranded-Costs-Beiträge
Gemäß § 5 Abs. 4 E-ControlG ist die Energie-
Control Austria mit der Einhebung, Verwaltung 
und Zuteilung der Stranded-Costs-Beiträge 
(das sind Beihilfen zur Abdeckung von Erlös-
minderungen, die infolge der Marktöffnung 
entstanden sind) beauftragt. Die Energie-Con-
trol Austria hat – von der treuhändigen Verwal-
tung restlicher Fördermittel abgesehen – nach 
höchstgerichtlichen Entscheidungen ihre Tä-
tigkeiten in diesem Bereich nun eingestellt.

Ausgleichszahlungen Strom und Gas
Bei Netzen unterschiedlicher Netzbetreiber 
sind für die Ermittlung der Tarifpreise die Kos-
ten je Netzebene zusammenzufassen, wobei 
die Erlöse aus der Nutzung dieser Netze inner-
halb der Netzbereiche und Netzebenen von 
den jeweiligen Netzbetreibern nach Kostenan-
teilen aufzuteilen sind. Die Aufteilung hat er-
forderlichenfalls durch Ausgleichszahlungen 
zu erfolgen. Die Energie-Control Austria war 
mit der Abwicklung von Ausgleichszahlungen 
gemäß § 12 E-RBG betraut. Diese Tätigkeit 
wurde aufgrund der neuen Rechtslage (§ 49 
ElWOG 2010) zwischenzeitig beendet.

Treuhandvermögen – EU Twinning
Twinning-Projekte (Verwaltungspartnerschaf-
ten) sind eine Initiative der Europäischen 
Kommission und wurden im Jahr 1998 ins 
Leben gerufen. Es handelt sich dabei um von 
der Europäischen Kommission finanzierte 
zeitlich befristete Partnerschaftsprojekte, die 
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auf genau definierten Leitlinien für den ge-
samten Projektablauf basieren und nach Pro-
jektabschluss von der Europäischen Kommis-
sion einer eingehenden Prüfung unterzogen 
werden. Bei dem unter der Bilanz der Energie-
Control Austria ausgewiesenen Treuhandver-
mögen handelt es sich um Projektgelder der 
Europäischen Kommission zur Abwicklung von 

Twinning-Projekten in Kroatien sowie Georgien, 
an welchen die Energie-Control Austria sowohl 
als Projektpartner als auch als finanzielle Ab-
wicklungsstelle für die beteiligten Projektpart-
ner agiert.

Das Treuhandvermögen  –  EU Twinning setzt 
sich zum Stichtag wie folgt zusammen:

Unversteuerte Rücklagen
Hinsichtlich der Entwicklung der unversteuer-
ten Rücklagen verweisen wir auf die Anlage 2 
zum Anhang.

Sonstige Rückstellungen
Der im Posten „sonstige Rückstellungen“ 
ausgewiesene Betrag setzt sich im Wesent
lichen wie folgt zusammen:

31. 12. 2012
E

31. 12. 2011
E

31. 12. 2012
E

		  429.661,32

		  348.520,08

		  778.181,40

	 92.700,00	 85.000,00

	 186.063,00	 29.600,00

	 504.545,73	 280.186,00

	 711.210,76	 495.474,00

	 30.331,14	 23.788,00

	 240.729,20	 27.897,00

	 1.765.579,83	 941.945,00

Projektkonto Twinning – Georgien

Projektkonto Twinning – Kroatien

Erstellung Geschäfts- und Tätigkeitsbericht

Noch nicht abgerechnete Projekte und Studien

Noch nicht konsumierte Urlaube

Prämien Mitarbeiter

Rechts-, Prüfungs- und Beratungsaufwand

Sonstige noch nicht abgerechnete Leistungen
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Aufgrund der Umwandlung der Energie-Control 
GmbH mit Stichtag 2. 3. 2011 in die Energie-
Control Austria ist eine Vergleichbarkeit mit 

den Zahlen des vorangegangenen Rumpfge-
schäftsjahres (3. 3. 2011 bis 31. 12. 2011) nur 
bedingt möglich.

Verbindlichkeiten
Die Restlaufzeit aller Verbindlichkeiten beträgt 
weniger als 1 Jahr.

Im Posten „Sonstige Verbindlichkeiten“ sind 
Aufwendungen in Höhe von TS 213 € (Vor-
jahr TS 159 €) enthalten, die erst nach dem 
Bilanzstichtag zahlungswirksam werden.

Mit Stichtag 2. 3. 2011 wurde das Stammkapi-
tal sowie der Bilanzgewinn der Energie-Control 
GmbH (in Höhe TS 3.707 €) in eine Voraus-
zahlung umgewidmet. Diese Vorauszahlung 
dient zur Verrechnung der von der Republik 
Österreich gemäß § 32 Abs. 6 E-ControlG an 
die Energie-Control Austria (als Rechtsnach-
folgerin der Energie-Control GmbH) in Folge-
jahren zu leistenden Beiträge im Rahmen der 
nach § 5 Abs. 4 E-ControlG von der Energie-
Control Austria zu erfüllenden Aufgaben im all-
gemeinen öffentlichen Interesse. Die konkret 
von der Energie-Control Austria zu erfüllenden 
Aufgaben werden jährlich zwischen der Repu-
blik Österreich und der Energie-Control Austria 
abgestimmt und zur Verrechnung gebracht.

Im Jahr 2012 wurden so erstmalig TS 373 € 
zuzüglich 20 % USt an Aufwendungen für Auf-
gaben im Rahmen des § 5 Abs. 4 E-ControlG 
von der Energie-Control Austria zur Verrech-
nung gebracht und mit der „Erhaltenen An-
zahlung“ verrechnet.

Verpflichtungen aus 
Sondervermögen
Da es sich bei dem aktivseitig ausgewiese-
nen Bilanzposten „Sondervermögen“ um Gel-
der handelt, über welche die Energie-Control 
Austria zwischenzeitig verfügt, wurden Ver-
pflichtungen aus Sondervermögen in gleicher 
Höhe eingestellt.

Verpflichtungen aus 
Treuhandvermögen – EU Twinning
Da es sich bei dem aktivseitig unter der Bilanz 
ausgewiesenen Bilanzposten „Treuhandver-
mögen  –  EU Twinning“ um Gelder handelt, 
über welche die Energie-Control Austria nur 
rechtlich, nicht jedoch wirtschaftlich verfügt, 
wurden Verpflichtungen aus Treuhandvermö-
gen  –  EU Twinning in gleicher Höhe eingestellt.
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Umsatzerlöse

Sonstige betriebliche Erträge

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 14.633.995,47	 10.215.315,22

	 5.738.504,50	 3.302.520,47

	 –270.546,09	 0,00

	 20.101.953,88	 13.517.835,69

	 373.396,53	 0,00

	
	 412,67	 598,90

	 14.371,38	 60.893,38

	 391.026,11	 309.538,89

	 405.810,16	 371.031,17

Erlöse Strommarktregulierung

Erlöse Gasmarktregulierung

abz. Erlösschmälerungen: Budgetvortrag

Erlöse aus nicht regulatorischer Tätigkeit

a)	 Erträge aus dem Abgang vom Anlagevermögen 
	 mit Ausnahme der Finanzanlagen

b)	 Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen

c)	 Übrige

Erläuterung sonstige Erträge (übrige)

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 34.478,98	 9.200,20

	 89.024,76	 132.191,00

	 85.000,00	 0,00

	 17.898,78	 0,00

	 88.530,59	 81.709,73

	 24.008,33	 4.036,84

	 52.084,67	 82.401,12

	 391.026,11	 309.538,89

Weiterverrechnung RECS, CEER

Weiterverrechnung Sprit- und Tarifkalkulator

Weiterverrechnung Stromnachweis-DB

Weiterverrechnung Twinning-Projekte

Vortragstätigkeit Ausland

Vortragstätigkeit Inland

Übrige Erträge
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Aufwendungen für Abfertigungen und	 Leistungen an betriebliche 
Mitarbeitervorsorgekassen	 	 	

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 29.123,35	 28.060,85

	 0,00	 53.583,94

	 0,00	 183.348,42

	 102.526,98	 68.281,05

	 131.650,33	 333.274,26

Veränderung Abfertigungsrückstellung

Freiwillige Abfertigung

Gesetzliche Abfertigung

Mitarbeitervorsorgekasse

Mitarbeiter

zum 31. 12. 2011durchschnittlichzum 31. 12. 2012 durchschnittlich

	 2,0	 2,0

	 103,0	 102,2

	 105,0	 104,2

	 2,0	 2,0

	 108,0	 110,7

	 110,0	 112,7

Vorstand

Angestellte

Personalaufwand

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 7.971.898,42	 5.472.908,80

	 131.650,33	 333.274,26

	 331.256,75	 227.078,73

	 1.550.451,36	 1.077.987,08

	 70.688,93	 51.436,65

	 10.055.945,79	 7.162.685,52

a)	 Gehälter

b)	A ufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an 
	 betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen

c)	A ufwendungen für Altersversorgung

d)	A ufwendungen für gesetzlich vorgeschriebene Sozialabgaben 
	 sowie vom Entgelt abhängige Abgaben und Pflichtbeiträge

e)	 Sonstige Sozialabgaben
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Sonstige betriebliche Aufwendungen

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 5.337,72	 2.840,43

	 9.554.956,78	 5.657.653,99

	 9.560.294,50	 5.660.494,42

a)	 Steuern, soweit sie nicht unter Steuern vom Einkommen 
	 und Ertrag fallen

b) 	Übrige

In den sonstigen Zinsen und ähnlichen Er-
trägen sind Zinserträge enthalten, welche in 
Zusammenhang mit dem in der Bilanz geson-

dert ausgewiesenen Sondervermögen (Kraft-
Wärme-Kopplung, Stranded Costs und Aus-
gleichszahlungen) stehen.

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 46.676,02	 33.960,59

	 824.556,04	 1.137.937,02

	 80.987,13	 90.702,07

	 0,50	 0,86

	 75,51	 211,83

	 952.295,20	 1.262.812,37

Zinserträge

Zinserträge des Sondervermögens:

	 im Bereich Kraft-Wärme-Kopplung

	 im Bereich Stranded-Costs-Beiträge

	 im Bereich AGZ-Steiermark

	 im Bereich AGZ-Oberösterreich
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Zinsen und ähnliche Aufwendungen

1. 1. 2012
– 31. 12. 2012

E

3. 3. 2011 
– 31. 12. 2011

E

	 –10,10	 0,00

	 –727.514,89	 –1.135.239,09

	 –65.136,99	 –88.699,70

	 216,67	 1.011,63

	 494,15	 2.743,18

	 –791.951,16	 –1.220.183,98

Bank- und Darlehenszinsen

Zinsaufwendungen des Sondervermögens:

	 im Bereich Kraft-Wärme-Kopplung

	 im Bereich Stranded-Costs-Beiträge

	 im Bereich AGZ-Steiermark

	 im Bereich AGZ-Oberösterreich

Entgelte des Abschlussprüfers

Die Entgelte des Abschlussprüfers im Geschäfts
jahr 2012 setzen sich wie folgt zusammen:

Prüfungsentgelt:	 21.900 €
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Ergänzende Angaben

Die Vergütungen an den Aufsichtsrat im Ge-
schäftsjahr 2012 betrugen insgesamt 9.945 €.

Eine Aufschlüsselung nach § 239 Abs. 1 Ziffer 
3 und 4 UGB unterbleibt, da weniger als drei 
Personen betroffen sind.

Organe der Gesellschaft
Vorstand
DI Walter Boltz
Mag. (FH) Martin Graf, MBA

Als Mitglieder des Aufsichtsrates waren im 
Geschäftsjahr 2012 folgende Personen tätig:
Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß 
(Vorsitzender)
Dr. Georg Obermeier 
(Stellvertreter des Vorsitzenden)
Mag. Sylvia Hofinger
Mag. Gunda Kirchner

Vertreter des Betriebsrates:
Ing. Martin Brozka
Dr. Johannes Mrazek

Wien, am 11. Februar 2013

Der Vorstand

DI Walter Boltz Mag. (FH) Martin Graf, MBA
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	Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2012

Entwicklung der unversteuerten Rücklagen

	 0,00	 0,00

	 0,00	 325.000,00

	 0,00	 0,00

	 0,00	 325.000,00

	

	 0,00	 0,00

	 0,00	 0,00

	 0,00	 324.640,92

	 0,00	 0,00

	 0,00	 53.409,79

	 0,00	 378.050,71

	 0,00	 703.050,71

	 12.481,60	 0,00

	 40.055,40	 0,00

	 127.402,20	 0,00

	 0,00	 95.833,49

	 179.939,20	 95.833,49

	 18.366,24	 0,00

	 3.722.013,25	 162.439,50

	 0,00	 0,00

	 3.740.379,49	 162.439,50

	

	 659.146,01	 29.213,88

	 1.077.381,43	 81.125,44

	 2.027.730,88	 180.855,30

	 123.831,84	 0,00

	 791.439,37	 95.833,49

	 4.679.529,53	 387.028,11

	 8.419.909,02	 549.467,61

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände:

1.	 Strombezugsrecht

2.	 EDV-Software

3.	 Geleistete Anzahlungen

II.	 Sachanlagen:

1.	 Einbauten in fremde Gebäude

2.	 Geschäftsausstattung

3.	 EDV-Hardware

4.	 Personenkraftwagen

5.	 Geringwertige Vermögensgegenstände

SUMME

Bewertungsreserve auf Grund von Sonderabschreibungen:

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2009

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2010

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2011

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2012

Umbuchungen
E

Stand am
1. 1. 2012

E

Abgänge
E

Zuführung
E

Zugänge
E

Anschaffungs- und 
Herstellungskosten 

am 1. 1. 2012
E
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Entwicklung der unversteuerten Rücklagen

	Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2012

	 12.481,60	 0,00	 0,00

	 20.027,70	 0,02	 20.027,68

	 42.740,95	 0,00	 84.661,25

	 23.958,37	 0,00	 71.875,12

	 99.208,62	 0,02	 176.564,05

	 3.320,16	 1.271,52

	 1.162.147,42	 550.886,71

	 0,00	 0,00

	 1.165.467,58	 552.158,23

	 215.301,12	 44.220,39

	 371.167,97	 141.129,66

	 486.133,62	 293.152,01

	 47.525,10	 13.578,60	

	 179.939,20	 99.208,62

	 1.300.067,01	 591.289,28	

	 2.465.534,59	 1.143.447,51

	 16.317,60	 2.048,64

	 2.988.877,54	 570.575,21

	 0,00	 0,00

	 3.005.195,14	 572.623,85

	

	 488.065,28	 200.294,61

	 847.343,12	 311.163,75

	 1.510.394,64	 373.550,62

	 89.885,34	 33.946,50

	 657.299,02	 176.564,05

	 3.592.987,40	 1.095.519,53

	 6.598.182,54	 1.668.143,38

Bewertungsreserve auf Grund von Sonderabschreibungen:

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2009

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2010

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2011

Geringwertige Vermögensgegenstände (§ 13 EStG) – 2012

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände:

1.	 Strombezugsrecht

2.	 EDV-Software

3.	 Geleistete Anzahlungen

II.	 Sachanlagen:

1.	 Einbauten in fremde Gebäude

2.	 Geschäftsausstattung

3.	 EDV-Hardware

4.	 Personenkraftwagen

5.	 Geringwertige Vermögensgegenstände

SUMME

Auflösung durch
Ausscheidung

E

Auflösung durch
Zeitablauf

E

Buchwert
31. 12. 2011

E

Stand am
31. 12. 2012

E

Abschreibungen 
des Geschäfts

jahres
E

Buchwert
31. 12. 2012

E

kumulierte
Abschreibungen

E
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Lagebericht der 
Energie-Control Austria
 für das Geschäftsjahr 2012

Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage des Unternehmens

Geschäftstätigkeit und 
Rahmenbedingungen
Die Energie-Control Austria hat sich im Jahr 
2012 mit der Umsetzung der neuen Regu-
lierungsvorgaben für den Elektrizitäts- und 
Gasbereich (ElWOG 2010 sowie GWG 2011) 
befasst. Die der Behörde aufgrund der ge-
setzlichen Vorgaben übertragenen Aufgaben 
wurden im Jahr 2012 in vollem Umfang wahr-
genommen.

Aufgrund einer Änderung des Körperschafts-
steuergesetzes 1988 im Zuge des Stabilitäts-
gesetzes 2012 ist die Energie-Control Austria 
ab 1. 4. 2012 mit sämtlichen im Eigenbe-
stand sowie Sonder- und Treuhandvermögen 
erwirtschafteten Kapitalerträgen kapitaler-
tragsteuerpflichtig (§ 1 Abs. 3 Ziffer 3 Körper-
schaftsteuergesetz).

Mit Stichtag 2. 3. 2011 wurde das Stamm-
kapital sowie der Bilanzgewinn der Energie-
Control GmbH (in Höhe TS 3.707 €) in eine 
Vorauszahlung umgewidmet. Diese Vor-
auszahlung dient zur Verrechnung der von 
der Republik Österreich gemäß § 32 Abs. 6
E-ControlG an die Energie-Control Austria 
(als Rechtsnachfolgerin der Energie-Control 
GmbH) in Folgejahren zu leistenden Beiträge 
im Rahmen der nach § 5 Abs. 4 E-ControlG 

von der Energie-Control Austria zu erfüllen-
den Aufgaben im allgemeinen öffentlichen 
Interesse. So wurde im Jahr 2012 erstmalig 
ein Betrag in Höhe von TS 373 € zuzüglich 
20 % USt zu Verrechnung gebracht und mit 
der Vorauszahlung gegengerechnet.

Zur Förderung des Wärme- und Kälteleitungs-
ausbaus wurde Ende des Jahres 2011 mit 
dem Budgetbegleitgesetz 2012, BGBl. I Nr. 
112/2011 der Abfluss von Mio. 25,00 € aus 
den im Bereich des Sondervermögens gehal-
tenen liquiden Mitteln beschlossen. Dieser 
Abfluss erfolgte im Geschäftsjahr 2012.

Fortsetzung fanden auch die Tätigkeiten, 
die sich aus der Bearbeitung von insgesamt 
5.449 Anträgen für die Jahre 2008, 2009 
und 2010 auf Rückerstattung von Ökostrom-
mehraufwendungen auf Basis des Ökostrom-
gesetzes (ÖSG 2012) ergaben.

Finanzielle Kennzahlen der 
Energie-Control Austria
Als finanzielle Leistungsindikatoren der Ener-
gie-Control Austria, welche die Vermögens-, 
Finanzierungs-, und Kapitalstruktur der Ener-
gie-Control Austria möglichst genau darstel-
len, wurden folgende Kennzahlen identifiziert.
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Kapitalstrukturanalyse ohne Berücksichtigung des Sondervermögens

Zeitraum
1. 1. 2012

– 31. 12. 2012

Zeitraum
3. 3. 2011

– 31. 12. 2011

	

	 1.979.064,67	 1.126.306,49  

	 4.728.940,35	 4.902.186,69  

	 0,00	 0,00  

	 –5.015.025,40	 –2.894.871,13  

	 1.692.979,62	 3.133.622,05  

	 173.382,85	 103.725,24  

	 –10.917,78	 –1.566,00  

	 1.143.447,51	 1.004.590,07  

	 0,00	 0,00  

	 202.998,64	 574,68  

	 29.123,35	 –214.000,50  

	 1.538.034,57	 893.323,49  

	 1,1 Jahre	 3,51 Jahre

	 220.813,39	 54.973,17  

	 176.564,05	 179.939,20

	 397.377,44	 234.912,37  

	 7.105.382,46	 6.263.405,55  

	 0,00	 0,00  

	 5,59 %	 3,75 %

1.	 Fiktive Schuldtilgungsdauer *)	

	 Rückstellungen

+	 Verbindlichkeiten (ohne Sondervermögen)

–	W ertpapiere des Umlaufvermögens

–	 Kassabestand, Schecks, Guthaben bei Kreditinstituten

	 Zwischensumme

	 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit *)

–	 Steuern *)

+	A bschreibungen im Anlagevermögen

–	 Zuschreibungen im Anlagevermögen

–/+	Gewinne/Verluste aus dem Abgang von Anlagevermögen

+/–	Erhöhung/Verringerung langfristige Rückstellungen

	 Mittelüberschuss aus dem EGT

=	 Fiktive Schuldtilgungsdauer

2.	 Eigenmittelquote *)

	 Eigenkapital

+	 Unversteuerte Rücklagen

	 bereinigtes Eigenkapital

	 Gesamtkapital (ohne Sondervermögen)

–	 von Vorräten „abziehbare“ Anzahlungen

=	 Eigenmittelquote

	
*)	 ohne Berücksichtigung des Sondervermögens
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Liquiditätsanalyse ohne Berücksichtigung des Sondervermögens

Zeitraum
1. 1. 2012

– 31. 12. 2012

Zeitraum
3. 3. 2011

– 31. 12. 2011

	 5.437.239,08	 3.797.870,96  

	 6.494.520,18	 5.844.131,69  

	 83,72 %	 64,99 %

	 1.979.064,67	 1.126.306,49  

	 4.728.940,35	 4.902.186,69  

	 0,00	 0,00  

	 –5.015.025,40	 –2.894.871,13  

	 –37.638,27	 –195.597,36  

	 –99.835,13	 –288.059,52  

	 1.555.506,22	 2.649.965,17  

	 2.669.209,21	 1.082.318,50  

	 0,58 Jahre	 2,45 Jahre

1.	 Working Capital Ratio *)	

	 kurzfristige Aktiva (Umlaufvermögen)

	 kurzfristige Passiva

=	 Working Capital Ratio

2.	 Dynamischer Verschuldungsgrad *)

	 Rückstellungen

+	 Verbindlichkeiten (ohne Sondervermögen)

–	W ertpapiere des Umlaufvermögens

–	 Kassabestand, Schecks, Guthaben bei Kreditinstituten

–	 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

–	 sonstige Forderungen

=	 Effektivverschuldung

	 Cashflow aus dem Ergebnis

=	 Dynamischer Verschuldungsgrad

	
*)	 ohne Berücksichtigung des Sondervermögens
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Kapitalflussrechnung ohne Berücksichtigung der Veränderung 
im Sondervermögen

Zeitraum
1. 1. 2012

– 31. 12. 2012

Zeitraum
3. 3. 2011

– 31. 12. 2011

	 173.383	 103.725  

	 1.143.448	 1.004.590  

	 202.999	 575  

	 0	 0  

	 29.123	 –214.001  

	 0	 2.450  

	 157.959	 –39.886  

	 188.224	 –127.645  

	 134.603	 48.345  

	 823.635	 –86.249  

	 –86.773	 758.318  

	 –86.473	 –366.339  

	 2.680.127	 1.083.885  

	 –10.918	 –1.566  

	 2.669.209	 1.082.319  

	 413	 1.749  

	 0	 0  

	 –549.468	 –1.140.311  

	 0	  0  

	 –549.055	 –1.138.562  

	 0	 0  

	 0	  0  

	 0	 0  

	 2.120.154	 –56.242  

	 0	 0  

	 2.120.154	 –56.242  

	 2.894.871	 2.951.115  

	 5.015.025	 2.894.871

	 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit *)

+	A bschreibung

–/+	Erträge/Verluste aus dem Abgang vom Anlagevermögen

–/+	Erträge/Verluste aus dem Abgang von Finanzanlagen

+/–	Veränderung langfristige Rückstellungen

–/+	Veränderung der Vorräte

–/+	Veränderung Forderungen Lieferungen und Leistungen

–/+	Veränderung sonstiger Forderungen

–/+	Veränderung Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

+/–	Veränderung kurzfristige Rückstellungen

+/–	Veränderung Verbindlichkeiten Lieferungen und Leistungen

+/–	Veränderung sonstiger Verbindlichkeiten

	 Netto-Geldfluss aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

	 Steuern vom Einkommen und Ertrag *)

	 Netto-Geldfluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit

+/–	Einzahlungen aus dem Abgang vom Anlagevermögen (ohne FAV)

+/–	Einzahlungen aus dem Abgang von Finanzanlagen

–	 Investitionen in das Anlagevermögen (ohne FAV)

–	 Investitionen in das Finanzanlagevermögen

	 Netto-Geldfluss aus der Investitionstätigkeit

+/–	Veränderung Bank- und Finanzierungsverbindlichkeiten

+/–	Zuschüsse/Entnahmen Eigenkapital

	 Netto-Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit

	 Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestandes

+/–	Veränderung Kassa/Bank

+/–	Veränderung Wertpapiere des Umlaufvermögens

	 Veränderung liquider Mittel

+	 Finanzmittelbestand am Beginn der Periode

	 Finanzmittelbestand am Ende der Periode

	
*)	 ohne Berücksichtigung des Sondervermögens
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Aufgrund der fehlenden Gewinnorientierung 
der Energie-Control Austria sind Erfolgskenn-
zahlen als finanzielle Leistungsindikatoren 
von nur geringer Aussagekraft.

Eigenkapitalbildende Maßnahmen zur Verbes-
serung der mit rd. 6 % geringen Eigenmittel-
quote sind in Folge der fehlenden Gewinnori-
entierung, der gesetzlichen Ausgestaltung des 
Finanzierungsmodus (Einhebung eines aus-
schließlich kostendeckenden Finanzierungs-
entgeltes) sowie dem geringen Widmungs-
kapital nur in eingeschränktem Ausmaß 
möglich. Zusätzlich führt die Umwidmung des 
Eigenkapitals sowie Bilanzgewinns der Ener-
gie-Control GmbH mit Stichtag 3. März 2011 
in eine Vorauszahlung für die in Folgejahren 
für die Republik Österreich zu erfüllenden Auf-
gaben im allgemeinen öffentlichen Interessen 
zu einer wesentlichen Erhöhung der Verbind-
lichkeiten der Energie-Control Austria.

Ein Liquiditätsrisiko in Folge einer vorzeitigen 
Fälligstellung dieser Verbindlichkeit ist eher 
gering einzuschätzen, da die Verrechnung der 
im allgemeinen öffentlichen Interesse wahrge-
nommenen Aufgaben zwischen der Energie-
Control Austria sowie der Republik Österreich 
nur in beiderseitigem Einvernehmen sowie 
unter Bedachtnahme der Liquiditätssituation 
der Energie-Control Austria erfolgen kann. In 
Kombination mit der zum Bilanzstichtag er-
mittelten Schuldtilgungsdauer von nur rd. 1,1 
Jahren ergibt sich somit für die Energie-Control 
Austria kein unmittelbarer Handlungsbedarf.

Vorgänge von besonderer 
Bedeutung nach dem Schluss 
des Geschäftsjahres
Es sind keine besonderen Vorgänge nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres eingetreten.

Voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens

Die Regulierungsbehörde hat durch die oben 
dargestellten Gesetzgebungsakte ein deut-
lich erweitertes Aufgabenspektrum erhalten, 
das nunmehr unter anderem die verpflichten-
de Wahrnehmung von Aufgaben in folgenden 
Bereichen vorsieht:

Preis-/Wettbewerbsaufsicht; Sicherstellung, 
dass alle Marktteilnehmer ihre Aufgaben er-
füllen; Durchsetzung von Maßnahmen zur 
Wettbewerbsbelebung; Ausübung von Sank-
tionsmechanismen; verbessertes Monitoring; 

Durchführung von Branchenuntersuchungen 
und Einholung von Ad-hoc-Auskünften sowie 
der Marktaufsicht über die Regulierung der 
natürlichen Monopole.

Damit einher ging auch ein angemessener 
und gesetzlich notwendiger Ausbau der per-
sonellen und finanziellen Ausstattung von 
Kernfunktionen der Regulierungsbehörde. 
Eine wesentliche Änderung in der Geschäfts-
politik, die die wirtschaftliche Situation und 
Entwicklung der Regulierungsbehörde nach-
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Risikoberichterstattung

Allgemeine Beschreibung der 
wesentlichen Risiken und 
Ungewissheiten, denen das Unter
nehmen ausgesetzt ist
Die Energie-Control Austria ist aufgrund ihrer 
Sonderfunktion unverändert auch zukünftig  
keinem Markt-, Absatz-, Kunden- oder Produk-
tionsrisiko ausgesetzt. Die Energie-Control 
Austria unterliegt wie bisher auch keinem Ge-
winnstreben und daher schließen sich auch 
alle damit in Zusammenhang stehenden Risi-
ken auf lange Sicht aus. Die Energie-Control 
Austria steht als Regulierungsbehörde mit 
ihren Leistungen nicht im Wettbewerb zu 
Dritten, sondern übt gesetzlich vorgegebene 
Aufgaben behördlich aus. Derzeit sind keine 
weiteren maßgeblichen Gesetzesänderun-
gen absehbar, die die Aufgaben der Energie-
Control Austria im obigen Sinne anders be-
stimmen. Da somit aus heutiger Sicht keine 
weiteren Änderungen der rechtlichen Rah-
menbedingungen erkennbar sind, sind folg-
lich auch hieraus ableitbare Risiken als sehr 
gering einzustufen.

Die als Folge des 3. Energie-Binnenmarktpa-
kets resultierenden finanziellen Mehrbelas-
tungen sind, unabhängig von ihrem engen 

Umfang, durch die gesetzlichen Finanzie-
rungsregelungen in vollem Umfang gedeckt. 
Eine Änderung dieser gesetzlichen Finanzie-
rungsregelungen ohne Gegenmaßnahme 
könnte ein Finanzierungsrisiko nach sich zie-
hen, wenn nicht gleichzeitig andere ausglei-
chende Regelungen getroffen werden. Dieses 
Finanzierungsrisiko wird als äußerst gering 
eingeschätzt, da dies umfangreiche, gesetzli-
che Änderungen voraussetzen würde.

Wie in den Vorjahren besteht weiterhin für die 
Energie-Control Austria kein Währungsrisiko, 
da annähernd sämtliche Geschäftsvorfälle in 
Euro abgewickelt werden. Somit gibt es auch 
keine Geschäftsaktivitäten zur Minimierung 
von Währungsrisiken.

Ebenso bestehen weiterhin kreditseitig keine 
Zinsänderungsrisiken für die Energie-Control 
Austria, da weder Darlehens-, Finanzierungs- 
oder Leasingverträge abgeschlossen wurden, 
noch welche aus der Vergangenheit bestehen 
oder solche geplant sind. Veranlagungsseitig 
werden nur Geschäfte zu Festzinsvereinba-
rungen in Euro getätigt. Somit gibt es auch 
keine Geschäftsaktivitäten zur Minimierung 
von Zinsänderungsrisiken.

haltig negativ beeinträchtigen könnte, ist 
hingegen für die Zukunft nicht geplant oder 
ersichtlich. Eine finanzielle Mehrbelastung, 
sowohl einmaliger als auch dauerhafter Art, 

hat sich aufgrund der Änderung der Rechts-
form nicht ergeben. Die gesetzlichen Finan-
zierungsregeln ermöglichen auch zukünftig 
eine entsprechende volle Kostenabdeckung.
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Das Finanzierungsrisiko der Energie-Control 
Austria ist aufgrund gesetzlicher Regelun-
gen sehr gering. Die Energie-Control Austria 
ist gemäß dem mit 3. März 2011 in Kraft 
getretenen Energie-Control-Gesetz berech-
tigt, zur Erfüllung ihrer den Elektrizitäts- und 
Erdgasmarkt betreffenden Aufgaben von 
den Höchstspannungsnetzbetreibern bzw. 
Gasregelzonenführern ein kostendeckendes 
Finanzierungsentgelt einzuheben. Die ent-
sprechenden Vorschreibungen sowie Vor-
schaurechnungen für das Jahr 2012 wurden 
vom Aufsichtsrat genehmigt.

So verlief auch zu Beginn des Jahres 2012 die 
Einhebung des Finanzierungsentgelts – wie in 
den Vorjahren – planmäßig. Somit ist auch das 
Ergebnis der Energie-Control Austria von der 
Aufwands- und Ertragsentwicklung unabhängig.

Ab dem 2. März 2011, nach erfolgter Um-
wandlung der Energie-Control GmbH in die 
Energie-Control Austria als Anstalt öffentli-
chen Rechts im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge, ergeben sich keine wesentlichen Ände-
rungen in der Risikostruktur.

Das Risikomanagement der Energie-Control 
Austria wird regelmäßig überprüft und bedarfs-
gemäß angepasst mit dem Ziel, das aus Sicht 
einer Risikoanalyse der Energie-Control Aust-
ria verbleibende Restrisiko zu minimieren.

Risikomanagementziele 
und -methoden	 	
Oberstes Ziel der Veranlagungsstrategie der 
Energie-Control Austria ist es nach wie vor, in 
unveränderter Form, Bonitätsrisiken weitest-

gehend zu minimieren, Währungsrisiken äu-
ßerst gering zu halten, Zinsänderungsrisiken 
zu vermeiden und keine Geschäfte zur Erzie-
lung von Spekulationsgewinnen – insbesonde-
re auch solche Spekulationen, die in direktem 
Zusammenhang mit Derivaten stehen – ab-
zuschließen. Die Energie-Control Austria hat 
festgelegt, dass Geschäfte mit einer anderen 
Währung als Euro eindeutige Spekulationen 
auf Währungsdifferenzen darstellen. Somit 
wird eine sichere, treuhändische Verwaltung 
und Veranlagung der Gelder, die der Energie-
Control Austria anvertraut sind, gewährleistet 
und trotzdem die Erwirtschaftung marktorien-
tierter, sicherer Zinserträge ermöglicht.

Zu diesem Zweck wurde das im Jahr 2007 
von der Energie-Control GmbH aufgebaute 
Risikomanagement für die Verwaltung und 
Veranlagung des Sondervermögens auch ab 
März 2011 von der Energie-Control Austria 
vollumfänglich angewandt, um die Risiken, 
die sich den weiterhin weltumspannenden 
Verwerfungen an den Finanzmärkten erge-
ben, für die Energie-Control Austria gering zu 
halten. So wurde auch im Jahr 2012 das be-
stehende Risikomanagement laufend über-
prüft und entsprechend weiterentwickelt.

Es liegt im ausdrücklichen Interesse der Ener-
gie-Control Austria, des Vorstands und des 
Aufsichtsrats, die Substanz des Sonderver-
mögens und erzielte Erträge zu erhalten und 
nicht zur Spekulation zu verwenden.

Dieses strenge Risikomanagement der Veran-
lagung von Sondervermögen wird auch auf die 
Finanzmittel angewendet, die von der EU der 
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Energie-Control Austria erstmalig seit 2012 
im Vorhinein auf Treuhandkonten zur Finan-
zierung der Twinning-Projekte in Kroatien und 
Georgien bereitgestellt wurden.

Die Anwendung konservativer Veranlagungs-
regeln wurde somit erneut auch im Jahr 2012 
in einem Marktumfeld historisch niedriger 
Marktzinsen beibehalten. Die hohen Quali-
tätsanforderungen an Veranlagungsprodukte 
und zusätzliche Prüfungen und Kontrollen 
wurden ohne Änderungen fortgeschrieben, 
um eine konservative, sicherheitsorientier-
te Veranlagung zu gewährleisten. Wie in den 
Vorjahren galt ebenso der Ausschluss von 
Bankgeschäften, die die Substanz des Anla-
gebetrags gefährden können, das Verbot spe-
kulativer Bankgeschäfte sowie das Verbot der 
Fremdmittelaufnahme, um Bankgeschäfte 
zu tätigen. Alle Geschäftsaktivitäten erfolgen 
nach dem Grundsatz maximaler Transparenz, 
so dass Veranlagungsentscheidungen von 
Einzelpersonen ausgeschlossen werden.

Aufgrund der Veranlagungsvolumina werden 
von den Bank- und Kreditinstituten weiterhin 
nur geringe Verrechnungsspesen angesetzt, 
andere bankübliche Konditionen entfallen. 
Die Energie-Control Austria erhält für die Aus-
führung der Treuhandfunktion aus Erträgen 
des Sondervermögens wie in den Vorjahren 
derzeit kein Entgelt. Somit wird der Wert des 
Sondervermögens nicht durch bankübliche 
Management- und Abwicklungsgebühren ge-
schmälert, die anfallen würden, wäre ein Drit-
ter mit der Verwaltung des Sondervermögens 
beauftragt.

Allfällige Personalrisiken wie beispielswei-
se durch Fluktuation oder Krankheit werden 
durch interne Maßnahmen, zeitgemäße Or-
ganisationsformen, moderne Arbeitszeitmo-
delle, verantwortliche Mitarbeiterführung, 
Teilnahme an internationalen Projekten und 
einem Lehrlingsprogramm sowie einem regel-
mäßigen Angebot an Gesundheitsberatung, 
eingegrenzt. Alle diese Maßnahmen wurden 
bereits erfolgreich umgesetzt und werden 
ständig weiterentwickelt und angepasst. Sie 
tragen zu einer deutlich niedrigen Fluktuation, 
zu einem deutlich unter dem Bundesdurch-
schnitt liegenden Krankenstandsniveau, zu ei-
ner hohen Leistungsorientierung und zu einer 
hohen Mitarbeiterbindung und beiderseitigen 
Loyalität bei.

Risikomanagement im Bereich der IT
Die IT-Infrastruktur und die IT-Anwendungen 
der Energie-Control Austria haben einen we-
sentlichen Anteil an der Effizienz, Ergebnis-
qualität und Umsetzungsgeschwindigkeit bei 
der Aufgabenerfüllung.

Da die Nicht-Funktionsfähigkeit oder einge-
schränkte Funktionsfähigkeit von Teilen der 
IT-Infrastruktur oder der IT-Anwendungen 
auch weitreichende Folgen für die gesamte 
Energie-Control Austria haben kann, wurde 
das IT-Risikomanagement auch im Jahr 2012 
erneut einer externen Analyse und Anpassung  
unterzogen. Durch das Ausfallrechenzentrum 
werden Ausfallsicherheit und Betriebssicher-
heit weiterhin auf einem konstant hohen Ni-
veau gehalten.
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Wien, am 11. Februar 2013

Der Vorstand

DI Walter Boltz Mag. (FH) Martin Graf, MBA

Bericht über Forschung und Entwicklung

Auch im Jahr 2012 setzte sich die enge 
Zusammenarbeit mit nationalen und inter-
nationalen Universitäten, internationalen 
Energie-Experten und internationalen Ener-
gie-Regulierungsbehörden fort. Weil die Ener-
gie-Control Austria auf Grund der intensiven 
Arbeit der vergangenen Jahre innerhalb der 
europäischen Energie-Regulatoren ihre Stel-
lung als vorausschauender „think tank“ wei-
ter gefestigt hat, ist es ihr möglich, an interna-
tionalen Forschungs- und Arbeitsprojekten im 
Energiebereich aktiv teilzunehmen und damit 

auch einen wesentlichen Beitrag zur europä-
ischen Strom- und Gasmarktregulierung zu 
leisten. Die Kompetenz der Energie-Control 
Austria ist international hoch geschätzt und 
trug dazu bei, im Jahr 2012 zwei von der EU 
ausgeschriebene Twinning-Projekte in Kroa-
tien und Georgien zu gewinnen. Die Energie-
Control arbeitet weiterhin sehr intensiv da-
ran, Qualifikationsniveau und Erfahrung in 
allen ihren Organisationsbereichen sehr hoch 
zu halten.
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Bestätigungsvermerk

Bericht zum Jahresabschluss
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss 
der Energie-Control Austria für die Regulierung 
der Elektrizitäts- und Erdgaswirtschaft, Wien, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2012 bis 
31. Dezember 2012 unter Einbeziehung der 
Buchführung geprüft. Dieser Jahresabschluss 
umfasst die Bilanz zum 31. Dezember 2012, 
die Gewinn- und Verlustrechnung für das am 
31. Dezember 2012 endende Geschäftsjahr 
sowie den Anhang.  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für 
den Jahresabschluss und für die Buchführung
Die gesetzlichen Vertreter der Anstalt sind 
für die Buchführung sowie für die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses verantwortlich, der 
ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Anstalt in Über-
einstimmung mit den österreichischen unter-
nehmensrechtlichen Vorschriften vermittelt. 

Diese Verantwortung beinhaltet: Gestaltung, 
Umsetzung und Aufrechterhaltung eines inter-
nen Kontrollsystems, soweit dieses für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses und die Ver-
mittlung eines möglichst getreuen Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der An-
stalt von Bedeutung ist, damit dieser frei von 
wesentlichen Fehldarstellungen ist, sei es auf 
Grund von beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten Fehlern; die Auswahl und Anwendung 
geeigneter Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden; die Vornahme von Schätzungen, die 
unter Berücksichtigung der gegebenen Rah-
menbedingungen angemessen erscheinen.

Verantwortung des Abschlussprüfers und 
Beschreibung von Art und Umfang der ge-
setzlichen Abschlussprüfung
Unsere Verantwortung besteht in der Abgabe 
eines Prüfungsurteils zu diesem Jahresab-
schluss auf der Grundlage unserer Prüfung. 
Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung 
der in Österreich geltenden gesetzlichen Vor-
schriften und Grundsätze ordnungsgemäßer 
Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grund-
sätze erfordern, dass wir die Standesregeln 
einhalten und die Prüfung so planen und 
durchführen, dass wir uns mit hinreichender 
Sicherheit ein Urteil darüber bilden können, 
ob der Jahresabschluss frei von wesentlichen 
Fehldarstellungen ist. 

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung 
von Prüfungshandlungen zur Erlangung von 
Prüfungsnachweisen hinsichtlich der Beträge 
und sonstigen Angaben im Jahresabschluss. 
Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im 
pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprü-
fers, unter Berücksichtigung seiner Einschät-
zung des Risikos eines Auftretens wesent-
licher Fehldarstellungen, sei es auf Grund 
von beabsichtigten oder unbeabsichtigten 
Fehlern. Bei der Vornahme dieser Risikoein-
schätzung berücksichtigt der Abschlussprü-
fer das interne Kontrollsystem, soweit es für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
die Vermittlung eines möglichst getreuen Bil-
des der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Anstalt von Bedeutung ist, um unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen 
geeignete Prüfungshandlungen festzulegen, 
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nicht jedoch um ein Prüfungsurteil über die 
Wirksamkeit der internen Kontrollen der An-
stalt abzugeben. Die Prüfung umfasst ferner 
die Beurteilung der Angemessenheit der an-
gewandten Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden und der von den gesetzlichen 
Vertretern vorgenommenen wesentlichen 
Schätzungen sowie eine Würdigung der Ge-
samtaussage des Jahresabschlusses. 

Wir sind der Auffassung, dass wir ausreichen-
de und geeignete Prüfungsnachweise erlangt 
haben, sodass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unser Prüfungs-
urteil darstellt.

Prüfungsurteil
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt. Auf Grund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss nach unserer Beurteilung den gesetzli-
chen Vorschriften und vermittelt ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage 
der Anstalt zum 31. Dezember 2012 sowie der 
Ertragslage der Anstalt für das Geschäftsjahr 
vom 1. Jänner 2012 bis 31. Dezember 2012 
in Übereinstimmung mit den österreichischen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. 

Aussagen zum Lagebericht
Der Lagebericht ist auf Grund der gesetzli-
chen Vorschriften darauf zu prüfen, ob er mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht und 
ob die sonstigen Angaben im Lagebericht 
nicht eine falsche Vorstellung von der Lage 
der Anstalt erwecken. Der Bestätigungsver-
merk hat auch eine Aussage darüber zu ent-
halten, ob der Lagebericht mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht.

Der Lagebericht steht nach unserer Beurtei-
lung in Einklang mit dem Jahresabschluss.

Wien, 11. Februar 2013

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem Bestätigungsvermerk darf nur in der von uns bestätigten 
Fassung erfolgen. Unser Bestätigungsvermerk bezieht sich ausschließlich auf den deutschsprachigen und vollständigen Jahresab-
schluss samt Lagebericht. Für abweichende Fassungen sind die Vorschriften des § 281 Abs. 2 UGB zu beachten.
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